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Executive Summary 

Die Arbeitsgruppe Senat (AG Senat) wurde Ende November 2020 unter der Leitung von Rektor Michael Schaepman 
eingerichtet. Ihr Ziel sollte sein, eine inneruniversitäre Diskussion über die Stellung dieses Gremiums zu führen 
und gegebenenfalls entsprechende Reformvorschläge auszuarbeiten. Mehrfach sei im Senat die Frage nach der 
«Einbettung des Senats in eine zukunftsfähige Universität und die dazugehörige Rollenverteilung» aufgeworfen 
worden. Allerdings habe es bislang weder eine «gemeinschaftliche kritische Reflexion über die Entwicklung des 
Senats noch eine perspektivische Sicht auf die Zukunft des Senats» gegeben, hielt Michael Schaepman anlässlich 
seiner Nominationswahl an der Senatssitzung vom 24. Juni 2020 fest. 

Tatsächlich gab es in den vorangehenden Jahren sporadisch Voten, die eine Unzufriedenheit mit der Stellung  
des Senats zum Ausdruck brachten. Ausgelöst wurden diese u.a. durch die vermehrten Einervorschläge des 
Universitätsrats bei Wahlgeschäften. Dies führte wiederholt zu Diskussionen im Senat und vereinzelt zu Protest-
kandidaturen (vgl. Kapitel 4). 

Die von der AG Senat durchgeführten Umfragen bestätigen, dass ein Teil der stimmberechtigten Senatsmitglieder 
mit der Stellung des Senats unzufrieden ist. In der ersten Umfrage zeigten sich 73 % der Teilnehmenden mit  
den Einflussmöglichkeiten des Senats unzufrieden oder eher unzufrieden (vgl. Kap. 6.1). In der Hauptbefragung 
sprachen sich 88 % der Teilnehmenden für eine Stärkung der Mitsprache aus (vgl. Kap. 6.2). Insgesamt be- 
legen die Umfragen, dass die Senatsmitglieder dem Gremium eine hohe Bedeutung hinsichtlich Information, 
Austausch und Mitbestimmung zumessen.

Auf der Grundlage eines breiten Faktenchecks, zu dem neben der Umfrage eine historische Aufarbeitung des 
Senats an der UZH (vgl. Kap. 3 und Kap. 4) sowie der Vergleich mit Senaten anderer Universitäten in der Schweiz 
und in Europa gehört (vgl. Kap. 5), erarbeitete die Arbeitsgruppe ihre Reformvorschläge (vgl. Kap. 7). Diese 
wurden dem Senat an seiner Sitzung vom 27. November 2023 vorgestellt. 

Die vorgeschlagenen Neuerungen umfassen insbesondere: 
1.	 Die Schaffung einer Geschäftsleitung, in der neben der Rektorin oder dem Rektor der Vertreter oder die Ver-

treterin der Professorenschaft im Universitätsrat sowie dessen oder deren Stellvertretung Einsitz nimmt.  
Der Senat kann bis zu zwei weitere stimmberechtigte Mitglieder des Senats in die Geschäftsleitung entsenden. 

2.	Die Festlegung eines Verfahrens in einem Organisationsreglement, wonach Mitglieder des Senats respektive 
eine Gruppe von stimmberechtigten Mitgliedern Traktanden in die Senatssitzungen einbringen können.

3.	Ein «Postulatsrecht» des Senats gegenüber der Universitätsleitung. Hiermit kann der Senat der UL oder der 
EUL Aufträge erteilen, Massnahmen zu prüfen und ihm über das Ergebnis der Prüfung Bericht zu erstatten. 

Von der Umsetzung dieser Vorschläge verspricht sich die AG Senat eine Stärkung des Senats und insbesondere 
des Dialogs mit der Universitätsleitung, ohne die organisatorischen Grundprinzipien der Governance in Frage  
zu stellen, die das Universitätsgesetz vorsieht. Zusammen mit ihren Vorschlägen legte die AG Senat einen Entwurf 
eines Organisationsreglements vor (vgl. finale Version in Anhang 9.6). Bislang hatte sich der Senat kein solches 
Organisationsreglement gegeben. Das neue Organisationsreglement des Senats wird per 1. April 2025  
in Kraft treten.



Universität Zürich �  7  |  119

1	 Einleitung 

1.1	 Ausgangslage: Befindlichkeit und Wissenslage zum Senat  
 
Im Senat gab es wiederholt Voten, in denen ausgehend von spezifischen Ereignissen eine stärkere Rolle des 
Gremiums gewünscht und eine Unzufriedenheit darüber artikuliert wurde, dass die Universitätsleitung (UL) 
und der Universitätsrat (UR) dem Senat zu wenig Gehör schenken. Oft standen Einerlisten bei Wahlgeschäften 
im Fokus. Anlass zu Kritik und Unzufriedenheit boten jedoch unterschiedliche Ereignisse, so namentlich:  

	– Die sogenannte «parlamentarische Initiative Guyer», welche die Stellung des Universitätsrats bei Wahl  
oder Entlassung der Rektorin oder des Rektors stärken und zu diesem Zweck das bisherige Antragsrecht des 
Senats aufheben wollte. Die Initiative führte letztlich zu folgender Änderung der Universitätsordnung  
(vom Dezember 20091): Die Findungskommission wird nunmehr vom Universitätsrat eingesetzt und von 
dessen Präsidentin geleitet. Der Universitätsrat wählt «höchstens die Hälfte ihrer Mitglieder» (§ 54 Abs. 2 
UniO). Die restlichen Mitglieder werden von der Erweiterten Universitätsleitung (EUL) gewählt. Dabei 
verbleibt dem Senat jedoch das Recht, «weitere Persönlichkeiten zur Wahl [zu] beantragen», also zusätzlich  
zur Findungskommission eigene Kandidierende zu nominieren (§ 54 Abs. 5, Änderung vom 14. Dezember  
2009 der UniO).  

	– Am 18. Dezember 2017 fand eine ausserordentliche Senatssitzung statt, die 40 stimmberechtigte Mitglieder 
gemäss § 51 Abs. 3 einberufen hatten. Der Einberufung lag der Wunsch zugrunde, dass sich der Senat in Form 
von konsultativen Abstimmungen zu Aspekten des Projekts «Stärkung der Führung der UZH» äussern könne. 
An der ausserordentlichen Senatssitzung wurde sodann über sechs Anträge abgestimmt. Antrag 6 lautete: 
«Der Senat ist der Meinung, dass Einerlisten bei Wahlen für die Universitätsleitung zu vermeiden sind».2  
In der Abstimmung dazu zeigte sich mit 87 % Ja- gegen 7 % Nein-Stimmen (bei 6 % Enthaltungen) die höchste 
Zustimmung unter den sechs Anträgen. Dessen ungeachtet schwächte der Universitätsrat, und dies quasi  
zur gleichen Zeit, die entsprechende Regelung in der Universitätsordnung dahingehend ab, dass nicht mehr  
eine «Nominationsliste mit in der Regel mindestens zwei Kandidierenden» vorgelegt werden muss, sondern 
neu «eine Liste mit einer Kandidatin oder einem Kandidaten oder mehreren Kandidierenden» ausreicht  
(vgl. unten Tabelle 4, Kap. 4).   

	– Die wiederholte Vorlage von Einerlisten bei Neu- und Ersatzwahlen von UL-Mitgliedern führte im Senat 
regelmässig zu kritischen Voten und in einigen Fällen zu Protestkandidaturen (vgl. Kap. 4). 

Dass der Universitätsrat den Senat nicht angemessen berücksichtige, so die Kritik aus den Reihen des Senats, 
und ihm bei Wahlgeschäften keine echte Auswahl vorlege, hat im Senat über die Jahre die Sensibilität für 
Fragen nach der Rolle und Kompetenzen des Gremiums erhöht. Eine vertiefte Verständigung und Reflexion 
darüber, was der Senat sein kann und will, gab es bislang jedoch nicht. Dem entspricht im Übrigen, dass Fragen 
zu Stellung und Weiterentwicklung des Senats in den Debatten um die Stärkung der Führung nicht behandelt 
wurden. Überhaupt ist die Ausgestaltung der universitären Selbstverwaltung an der UZH bislang kaum dis-
kutiert worden.

1	  Änderung der Universitätsordnung vom 14. Dezember 2009, Inkrafttreten per 1.2.2010   (OS 65, 39). 
2	  Protokoll der ausserordentlichen Sitzung des Senats vom 18. Dezember 2017. 

https://www.zh.ch/de/politik-staat/gesetze-beschluesse/gesetzessammlung/zhlex-os/erlass-415_111-65-39.html


Universität Zürich �  8  |  119

1.2	 Einsetzung der AG Senat 

Die Einsetzung der AG Senat geht auf die Debatte anlässlich der Nominationswahl von Michael Schaepman an 
der Senatssitzung vom 24. Juni 2020 zurück. An dieser Sitzung wurde Kritik laut, nachdem der Universitätsrat 
dem Senat abermals eine Einerliste vorgelegt hatte. An der Sitzung, die aufgrund der Covid-19-Pandemie online 
durchgeführt wurde, nahm auch Bildungsdirektorin Silvia Steiner zur Einerliste Stellung. Bei der Vorstellung 
seiner Kandidatur nahm sodann auch Michael Schaepman auf die Diskussion um die Einerliste und die Stellung 
des Senats Bezug: 

Er schlug unter anderem vor, «eine Arbeitsgruppe für einen zukunftsfähigen Senat zu bilden» (vgl. auch Kap. 1.3 
in diesem Bericht). Er bat die Mitglieder des Senats, sich bei ihm zu melden, sollten sie an der Mitarbeit in einer 
solchen Arbeitsgruppe interessiert sein.

Nach dem Amtsantritt von Michael Schaepman per 1. August 2020 wurde die «Arbeitsgruppe Senat» (kurz AG 
Senat) am 25. November 2020 als Projekt unter der Leitung des Rektors offiziell lanciert. Der Senat wurde 
anlässlich seiner Sitzung vom 10. Dezember 2020 über die Einsetzung der Arbeitsgruppe informiert. Zu diesem 
Zeitpunkt umfasste letztere 14 Mitglieder bzw. Mitwirkende, darunter zehn Professorinnen und Professoren  
aus allen sieben Fakultäten der UZH, die Generalsekretärin, eine Mitarbeiterin des Generalsekretariats sowie 
zwei externe Mitglieder. Die Mitglieder aus der Professorenschaft hatten ihre Bereitschaft zur Mitarbeit erklärt, 
zudem wurden zwei externe Mitglieder direkt durch Michael Schaepman angefragt. 

1.3	 Die Ziele der Arbeitsgruppe Senat  

Ausgehend von den kritischen Voten im Senat analysierte die AG Senat die Rolle des Gremiums aus Sicht  
seiner Mitglieder. Ein wichtiger Teil des Prozesses bestand darin, die Stellung des Senats sowie Veränderungs-
begehren auf die Agenda der gemeinsamen Selbstbeobachtung und Selbstreflexion zu bringen, also eine 
eingehendere und systematischere Beschäftigung mit den Fragen zu ermöglichen, die im Senat aufgeworfen 
worden waren. 

Ausgehend von der Beobachtung, dass insgesamt wenig Wissen zum Senat an der UZH besteht, gehörte es zu 
den Zielen der AG Senat, eine angemessene Faktenbasis für die Beurteilung des Gremiums und seiner Stellung 
zu erarbeiten. Ein weiteres Ziel bestand darin, mittels einer Befragung aller Mitglieder die Unzufriedenheit  
im Senat genauer zu ergründen sowie, ebenfalls über eine Befragung, im Austausch mit dem Senat Reformvor-
schläge zu erarbeiten und zu bewerten. Zudem sollte ein Organisationsreglement für den Senat erarbeitet 
werden; ein solches bestand bis dato nicht. 

Ausschlaggebend für die Herangehensweise und Zielsetzungen der AG Senat war die Überzeugung der Mit-
glieder, dass der Senat eine hohe basisdemokratische Bedeutung habe. Die Befragung sollte zeigen, welche 
Aspekte die Senatsmitglieder als besonders wichtig erachten.

Allgemein ist die AG Senat bestrebt, zu einem verstärkten Problembewusstsein für die Stellung des Senats 
beizutragen. Die Ansprüche an das Gremium sind vielfältig und in verschiedene Spannungsfelder eingebettet. 
Maximale basisdemokratische Offenheit, so hielt es Silja Häusermann in einer Sitzung fest, heisst beispiels-
weise nicht zwangsläufig maximale Einflussnahme. Eines der Spannungsfelder besteht zwischen der Grösse 
des Gremiums und seinem Recht auf Mitbestimmung: In einem Organ mit mittlerweile rund 850 stimm-
berechtigten Mitgliedern ist die Diskussion von Sachgeschäften ebenso schwer realisierbar wie die anschlies
sende Entscheidungsfindung. Mutmasslich hat diese Spannung zur Frustration beigetragen, die im Senat 
momentan spürbar ist. Denn die Grösse erschwert es, dem Anspruch nachzuleben, eine «Chambre de  
Réflexion» und ein wirksames Gremium der universitären Selbstverwaltung zu sein.  
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1.4	 Arbeitsweise der AG Senat 

Ausschlaggebend für die Herangehensweise und Zielsetzungen der AG Senat war die Überzeugung der Mit-
glieder, dass der Senat eine hohe basisdemokratische Bedeutung hat. Bereits beim Kick-off einigten sich die 
Mitglieder der Arbeitsgruppe daher auf ein mehrstufiges Vorgehen: Parallel zur Aufarbeitung des Wissensstands 
sollten über eine zweifache Befragung aller Senatsmitglieder erstens ein Stimmungsbild und zweitens Ein-
schätzungen über gewünschte und sinnvolle Änderungen eingeholt werden. Alle Senatsmitglieder sollten sich 
äussern können, sowohl zu ihrer Zufriedenheit bzw. Unzufriedenheit mit dem Status quo als auch zu Vor-
schlägen, dem Gremium mehr Gehör und Gewicht zu verschaffen. 

Für das Fact-Finding und die Betreuung der jeweiligen Arbeitspakete bildete die AG Senat in ihrer Online-
Sitzung vom 24. März 2021 drei Subgruppen: Für die historische Darstellung des Senats in der «longue dureé» 
konnte Dr. Sebastian Brändli gewonnen werden. Um die Recherche und den Vergleich von Senats-Modellen  
aus der Schweiz und Europa kümmerte sich die Subgruppe I.  Aufgabe der Subgruppe II war es, die zweifache 
Befragung zu organisieren, durchzuführen und statistisch auszuwerten. Aufgrund der zu erwartenden  
Arbeitslast beschloss der Rektor, die Firma Sotomo mit der Konzipierung und Durchführung der Befragung zu 
beauftragen. Das entsprechende Mandat deckte die technischen Aspekte inkl. statistische Auswertung  
und Aufbereitung der Resultate ab und stand unter der Aufsicht der Subgruppe II. Die Subgruppe III erarbeitete 
schliesslich einen Entwurf für ein Organisationsreglement des Senats sowie Vorschläge für Anpassungen  
der Universitätsordnung. Dabei war sich die AG einig, dass die Befragungen der Arbeit von Subgruppe III 
vorausgehen sollen. 

Die folgende Tabelle fasst die Sitzungsdaten und die wichtigsten Schritte zusammen: 

25. November 2020 Kick-off der AG Senat

Senat vom 10. Dezember 2020 Der Senat wird über die Einsetzung der AG Senat informiert. Interessierte werden zur 
Teilnahme an der AG Senat eingeladen. 

24. März 2021 Sitzung der AG Senat (online). Prof. R. Göx tritt der AG bei. Diskussion des Arbeits-
programms anhand der vom Generalsekretariat vorbereiteten Disposition und Bildung von 
drei Subgruppen.

Senat vom 3. Juni 2021 Der Senat wird über das Arbeitsprogramm der AG Senat informiert. 

5. Januar 2022 Start der ersten Online-Befragung der Senatsmitglieder, durchgeführt von Sotomo. 

12. Januar 2022 Sitzung der AG Senat. Berichte aus der Subgruppe I (Senate an anderen Universitäten im 
In- und Ausland), der Subgruppe II (Fragebogen erarbeiten und Umfrage betreuen) sowie 
von Sebastian Brändli (Geschichte des Senats bis 1998).  

25. August 2022 Sitzung der AG Senat. Die Erarbeitung des Fragebogens für die Hauptbefragung ist 
Hauptgegenstand der Sitzung. 

Senat vom 28. November 2022 Der Senat wird über die Ergebnisse der Vorbefragung vom Januar und den Start der 
Hauptbefragung informiert, zu der am gleichen Tag ein Link verschickt wurde. 

13. April 2023 Sitzung der AG Senat: Die Subgruppe II stellt die Ergebnisse der Hauptbefragung vor und 
nimmt Rückmeldungen der AG entgegen. Ausgehend von den Ergebnissen diskutiert 
die AG zuhanden der Subgruppe III die Schwerpunkte mit Blick auf regulatorische und 
institutionelle Neuerungen, insbesondere betreffend «Büro» bzw. «Geschäftsleitung» 
des Senats.

Senat vom 5. Juni 2023 Der Senat wird über die Ergebnisse der Hauptbefragung und die Stossrichtung bei der 
Ausarbeitung von Reformvorschlägen informiert. 

22. September 2023 Sitzung der AG Senat: Die Subgruppe III stellt ihre Entwürfe eines Organisationsreglements 
und die Synopse «Änderungen der Universitätsordnung» vor und nimmt Rückmeldungen 
der AG entgegen. 

Senat vom 27. November 2023 Der Senat wird über die ausgearbeiteten Reformvorschläge und das weitere Vorgehen 
informiert. 
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Senat vom 10. Juni 2024 Der Universitätsrat hat der Änderung der Universitätsordnung zugestimmt.  
Die Subgruppe III stellt dem Senat den Entwurf des Organisationsreglements und das 
weitere Vorgehen vor.

18. September 2024 Letzte Sitzung der AG Senat: Diskussion der Varianten und Verabschiedung des Organisations-
reglements zuhanden der Senatsversammlung vom 25. November 2024. Einholung von 
Feedback zur Finalisierung des Berichts der AG Senat.

Senat vom 25. November 2024 Der Senat verabschiedet sein Organisationsreglement. Es wird voraussichtlich per  
1. April 2025 in Kraft treten.

1. Januar 2025 Die angepasste Universitätsordnung tritt in Kraft.

1. April 2025 Das von der AG Senat ausgearbeitete Organisationsreglement des Senats der Universität 
Zürich (OrgR Senat) tritt in Kraft. Der Senat verfügt neu über eine Geschäftsleitung und neue 
Rechte.

Tabelle 1: Zeittafel zum Arbeitsprozess der AG Senat

1.5	 Gliederung und Stellung des vorliegenden Berichts   

Der vorliegende Bericht ist das Resultat eines längeren Abfassungsprozesses zwischen 2020 und 2025.  
Er dokumentiert die Arbeit der AG Senat und soll nachvollziehbar machen, wie die Arbeitsgruppe zu ihren 
Vorschlägen kam. Der Bericht fasst zudem die Ergebnisse der einzelnen Subgruppen aus den Jahren  
2020 – 2024 in einem Dokument zusammen. Die Sitzungsprotokolle der Arbeitsgruppe sowie Arbeitspapiere  
der AG wurden im Sinn grösstmöglicher Transparenz auf der Webseite des Generalsekretariats seit 2020  
laufend online veröffentlicht.3 Der Bericht gibt die im Laufe der letzten vier Jahre publizierten Papiere in 
unterschiedlicher Detailliertheit wieder – stets mit dem Ziel, eine kohärente Gesamtdarstellung zu zeichnen. 
Diese beginnt in Kapitel 2 mit einer Darstellung der Position des Senats im Kreis der obersten Leitungs- und 
Aufsichtsgremien, namentlich seiner Stellung gegenüber der EUL, UL und dem UR. Die Kapitel 3 und 4 erläutern 
ausgewählte Aspekte der historischen Entwicklung des Senats. Sebastian Brändli legt in seiner Abhandlung  
zur Geschichte des Senats bis 1998 (Kapitel 3) einen Schwerpunkt auf die Aufgabenteilung zwischen Senat  
und Senatsausschuss als Gremien der Selbstverwaltung einerseits und Hochschulkommission und  
Erziehungsdepartement als kantonale Aufsichts- und Leitungsgremien andererseits. Das Kapitel 4 stellt im  
Sinn einer Problemgeschichte insbesondere jene Episoden in den Mittelpunkt, anhand derer sich eine  
Unzufriedenheit mit den übergeordneten Gremien sowie Ansätze einer kritischen Reflexion der Stellung des 
Senats zeigen lassen. 

Nach dieser historischen Einbettung folgt in Kapitel 5 eine komparatistische Einordnung. Dargestellt werden  
die Resultate der Recherchen der Subgruppe I zur Gestalt und Kompetenz von Senaten an anderen Schweizer 
Universitäten und in ausgewählten Vergleichsfällen im Ausland. 

Die Aufarbeitung der regulatorisch-formalen, der historischen und der komparatistischen Aspekte erlaubt  
eine hinreichende Kontextualisierung des Status quo. Vor diesem Hintergrund werden in Kapitel 6 die  
Ergebnisse der beiden Befragungsrunden zusammengefasst. Die Vorbefragung hat mit einer Rücklaufquote 
zwischen 32 % in der MeF und rund 60 % in der RWF, PhF und VSF eine innerhalb des Senats verhältnismässig 
weit verbreite Unzufriedenheit mit dem Stand der Dinge an den Tag gebracht (vgl. Kapitel 6.1). In der Haupt-
befragung zeigte sich ein noch differenzierteres Bild, zumal hier auch gezielt Varianten für Anpassungen der 
Sitzungsvorbereitung und Geschäftsführung des Senats vorgeschlagen wurden (vgl. Kapitel 6.2). 
 
Auf der Grundlage der Bewertung dieser Reformvarianten hat die AG Senat ein Organisationsreglement für den 
Senat entworfen. Dieses wird in Kapitel 7 dargelegt und kommentiert, zusammen mit den angezeigten An-
passungen der Universitätsordnung.

3	   https://www.generalsecretariat.uzh.ch/de/stab/projekte/ag-senat.html, letzter Zugriff im Dezember 2024.



Universität Zürich �  11  |  119

2	 Der Senat im Gefüge der universitären 				 
	 Selbstverwaltung

Mit dem neuen Universitätsgesetz von 1998, sprich der neuen Organisation von Aufsicht, Leitung und Ver-
waltung, wurde die Stellung der gesamtuniversitären Leitungsorgane der UZH stark verändert. Der Vollsenat 
als oberstes, basisdemokratisches Entscheidungsgremium der Universität wurde aufgehoben. Diese Ent-
wicklung fand in ähnlicher Weise auch an zahlreichen anderen Universitäten statt. Etwa an sämtlichen 
Universitäten in Deutschland und Frankreich, aber auch an fast allen kantonalen Universitäten in der Schweiz. 
Die angelsächsische Tradition grosser Vollsenate mit umfangreichen Entscheidungskompetenzen, die an 
einigen alten Colleges und Universitäten in England fortlebt, stellt einen Sonderfall dar (vgl. dazu Kapitel 5).

In der Schweiz verfügt allein die Universität St. Gallen noch über einen traditionellen, mit Entscheidungs-
rechten in gesamtuniversitären Angelegenheiten ausgestatteten Vollsenat. Allerdings wird dieser von einem 
starken, mit eigenen Entscheidungsrechten ausgestatteten Senatsausschuss entlastet. An einzelnen Uni-
versitäten, so namentlich an der Universität Freiburg und der École polytechnique fédérale de Lausanne 
(EPFL), gibt es sogenannte Plenarversammlungen, deren alleinige Rolle in der Nomination der Rektorin oder 
des Rektors besteht. Auch an der Universität Zürich besteht die Hauptfunktion des Senats seit 1998 in der 
Nominationswahl von UL-Mitgliedern. Der Begriff «Nominationswahl» bedeutet, dass der Senat die Mitglieder 
der UL nicht in abschliessender Kompetenz wählt, sondern Wahlanträge zuhanden des Universitätsrats stellt. 

Das Universitätsgesetz der UZH listet folgende Rechte und Pflichten des Senats auf:  

	– stellt Antrag auf Wahl eines Rektors oder einer Rektorin, ausgehend vom Vorschlag der vom Universitätsrat 
geleiteten Findungskommission (deren Mitglieder zur Hälfte von der EUL gewählt werden), wobei dem 
Senat das Recht zusteht, weitere Kandidierende zu nominieren (§ 54 UniO); 

	– stellt Antrag auf Wahl der Prorektorinnen und Prorektoren, ausgehend vom Vorschlag des Universitätsrats, 
wobei dem Senat das Recht zusteht, weitere Kandidierende zu nominieren (§ 54 UniO); 

	– stellt Antrag auf Wahl der Direktorin oder des Direktors Universitäre Medizin, ausgehend vom Vorschlag der 
vom Universitätsrat geleiteten Findungskommission (deren Mitglieder zur Hälfte von der EUL gewählt 
werden und zu der eine Vertretung der Vertragsspitäler des Netzwerks Universitäre Medizin angehört), 
wobei dem Senat das Recht zusteht, weitere Kandidierende zu nominieren (§ 54 UniO);

	– kann zu Fragen von gesamtuniversitärer Bedeutung Stellung nehmen und zu diesem Zweck von anderen 
Universitätsorganen Auskunft verlangen über bestimmte Ereignisse und über ihre Tätigkeit im Allgemeinen 
(Details vgl. § 50 UniO).

Die letztgenannte Kompetenz impliziert einen gewissen Spielraum; in diesem Rahmen kann sich der Senat 
gegenüber der Universitätsleitung und dem Universitätsrat artikulieren. Diese Möglichkeit hat der Senat z.B. 
mit der ausserordentlichen Senatssitzung vom 18. Dezember 2017 wahrgenommen, an der zuhanden der UL 
und des UR sechs Anträge verabschiedet worden sind.  Allerdings sind Anträge oder Konsultativabstimmungen 
des Senats für die EUL, UL und den Universitätsrat unverbindlich. Der Senat hat hier die Rolle eines Beirats 
ohne Entscheidungsbefugnisse. Seine Anträge sind, formell betrachtet, nur Stellungnahmen (§ 50 UniO). 

Der Senat der UZH setzt sich zusammen aus:  
	– den Mitgliedern der Universitätsleitung;
	– sämtlichen amtierenden Professorinnen und Professoren der UZH;
	– Delegierten des Wissenschaftlichen Nachwuchs (WNW), deren Anzahl 3 % der Anzahl der Professorinnen 

und Professoren entspricht;
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	– Delegierten der Fortgeschrittenen Forschenden und Lehrenden (FFL), deren Anzahl 3 % der Anzahl der 
Professorinnen und Professoren entspricht;

	– Delegierten des Administrativen und Technischen Personals (ATP), deren Anzahl 3 % der Anzahl der Professo-
rinnen und Professoren entspricht;

	– Delegierten der Studierenden, deren Anzahl 3 % der Anzahl der Professorinnen und Professoren entspricht;
	– den emeritierten Professorinnen und Professoren (ohne Stimmrecht).

Zurzeit zählt der Senat rund 850 stimmberechtigte Mitglieder (847 im Mai 2022, vgl. Abb. 4). Die Teilnahme an 
den Senatssitzungen ist für alle Senatsmitglieder Amtspflicht (gemäss § 51 Abs. 3 UniO). Die gesetzlichen 
Grundlagen schreiben vor, dass «die ordentliche Sitzung des Senats jährlich stattfindet»; realiter wurden in den 
zurückliegenden Jahren in der Regel zwei Sitzungen pro Jahr durchgeführt.

«Im Übrigen versammelt sich der Senat auf Anordnung der Geschäftsleitung oder in ausserordentlichen Fällen 
auf Anordnung der Universitätsleitung.» (§ 51 Abs. 2 UniO). 

Die Leitung des Senats obliegt dem Rektor, die Geschäftsführung wird durch das Generalsekretariat erbracht. 
Der Senat ist beschlussfähig, wenn die Hälfte der stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist. Bislang wurden 
die Sitzungen des Senats in deutscher Sprache geführt, wobei die Power-Point-Präsentationen seit 2017 in 
englischer Sprache verfasst sind. Im Kontext der Covid-19-Pandemie gab es erstmals vollständige Online-Durch-
führungen. Seit der Pandemie wird zusätzlich zur physischen Sitzung ein Zoom-Webinar aufgesetzt. Dadurch 
können jene Personen, die nicht vor Ort sein wollen oder können, mobil an der Senatssitzung teilnehmen. Trifft 
sich der Senat vor Ort, so findet im Anschluss an die Sitzung ein Apéro statt, der von vielen als gemeinschafts-
stiftender Anlass geschätzt wird. 

2.1 Der Senat im Verhältnis zu EUL und UL

Die Entkoppelung der Personal- und Finanzverwaltung von den staatlichen Behörden und überhaupt die 
Erhöhung der institutionellen Autonomie führten an vielen Universitäten zur «Straffung» der Führung und  
zu einer Neuorganisation der Leitung und Aufsicht auf Ebene der Gesamtuniversität (Schimank, 2017).  
Wie bereits unter Punkt 2 erwähnt, hat diese Umstellung an vielen kontinentaleuropäischen Universitäten  
zu einer Aufhebung von Senaten als Organe einer basisdemokratischen Entscheidungsfindung geführt  
(Wissenschaftsrat, 2018).

An der Universität Zürich werden Entscheide auf gesamtuniversitärer Ebene seit 1998 von der Erweiterten 
Universitätsleitung (EUL), der Universitätsleitung und dem Universitätsrat gefällt. Die EUL, der auch die 
Dekaninnen und Dekane der Fakultäten angehören, und die UL sind die beiden massgebenden, mit Mitgliedern 
der Professorenschaft besetzten Leitungsorgane der akademischen Selbstverwaltung. In beiden Gremien  
hat der Rektor den Vorsitz.

Die Universitätsordnung und das Universitätsgesetz weisen der EUL einerseits Aufgaben zu, die sie in ab-
schliessender Kompetenz selbst wahrnimmt, und andererseits solche, für die sie dem Universitätsrat Antrag 
stellt. Die Genehmigung der Fakultätsreglemente sowie der Studien- und Habilitationsordnungen sind Beispiele 
für Aufgaben, welche die EUL selbst wahrnimmt. Die Verabschiedung des Jahresbudgets oder der Erlass der 
Universitätsordnung sind Beispiele für Aufgaben, die über eine Antragstellung an den Universitätsrat vollzogen 
werden (für die vollständige Aufzählung vgl. § 32 UniG und § 59 UniO).4

4	  Die massgebenden Rechtsgrundlagen sind: Organisationsreglement der EUL OrgR EUL  vom 17. Mai 2022,  
Organisationsreglement der UL OrgR-UL  vom 2. Juni 2020, Universitätsordnung UniO  vom 4. Dezember 1998 und das  
Universitätsgesetz UniG  vom 15. März 1998.
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Analog zur EUL weisen die Rechtsgrundlagen auch der UL zwei Arten von Kompetenzen zu: solche, die in einer 
Antragstellung an den Universitätsrat bestehen, und solche, welche die UL in abschliessender Kompetenz 
wahrnehmen kann. Die Durchführung von Berufungsverhandlungen, die Zuweisung von Finanzen an Fakultä-
ten, der Erlass der Institutsordnungen, die Verabschiedung des Vorlesungsverzeichnisses sowie Verhandlungen 
im Namen der Gesamtuniversität oder die Genehmigung von Verträgen von Angehörigen der Universität  
mit Dritten sind Beispiele für Kompetenzen, welche die UL in abschliessender Kompetenz wahrnimmt. Die 
Schaffung, Umwandlung oder Aufhebung von Instituten bzw. Lehrstühlen sowie die Ernennung, Beförderung 
oder Entlassung von Professorinnen und Professoren sind Beispiele für Geschäfte, welche die UL dem Uni-
versitätsrat überweisen muss (Für die vollständige Aufzählung vgl. § 31 UniG und § 56 UniO).

In einer Vorher-nachher-Perspektive spricht einiges dafür, die EUL als Nachfolgeorgan des früheren Senatsaus-
schusses zu verstehen. Beim Senatsausschuss handelte es sich um ein Gremium das 1859 gegründet wurde  
und der Führung des Rektors unterstand. Vertreten waren darin der Alt-Rektor, die Dekane und Vertretungen 
der Fakultäten. Der Senatsausschuss hatte unter anderem die Aufgabe, die Geschäfte des Senats vorzubereiten 
(Details vgl. Kap. 3). Es bleibt jedoch der wesentliche Unterschied, dass die EUL, anders als der Senatsaus-
schuss, nicht mehr dem Senat als einem basisdemokratischen Plenarorgan zugeordnet ist. Die EUL kann in 
ihrem Kompetenzbereich Entscheide selbstständig fällen und wird weder durch den Senat beaufsichtigt, noch 
ist sie diesem rechenschaftspflichtig. Der Senat ist an der Universität Zürich also – von seiner Rolle als Nomina-
tions- und Resonanzorgan abgesehen – formell nicht in die Entscheidungswege der Universität eingebunden. 
Auch ein Antragsrecht des Senats gegenüber der EUL oder der UL bestand bislang nicht.

Die Rolle, die dem Senat rechtlich zugedacht wird, ist allerdings nur das eine. Wie die AG Senat zeigen konnte, 
schürte auch die Art und Weise, wie der Senat innerhalb des rechtlich definierten Rahmens von den über-
geordneten Organen adressiert und behandelt wurde, Unzufriedenheit und Frust auf Seiten einiger Senatsmit-
glieder (vgl. dazu auch Kap. 4). Besonders oft kritisiert wurden die erwähnten Einerlisten. Ebenfalls ungünstig 
aufgenommen wurde, wenn sich der Universitätsrat über eine Nomination hinwegsetzte, wenn sich der 
Universitätsrat und die UL zu Stellungnahmen und Konsultativabstimmungen des Senats tendenziell passiv 
verhielten und wenn dem Senat keine Rechenschaft abgegeben wurde. Letzteres ist zwar aus rechtlicher Sicht 
in Ordnung, wurde von den Mitgliedern des Senats aber dennoch als Zeichen mangelnden Respekts und 
Anstands wahrgenommen. 
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Abbildung 1: Organigramm
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2.2	 Governance 2020, der Zuwachs an institutioneller Autonomie und 
	 Implikationen für den Senat 

Die vom Regierungsrat 2015 beschlossene Übergabe neuer Aufgaben in den Bereichen Immobilien und Uni-
versitäre Medizin Zürich an die UZH stärkte die universitäre Autonomie; gleichzeitig stellte sie hohe An-
forderungen an die Führung der Universität. Aus diesem Grund wurde die Universitätsleitung per 1. August 2018 
um eine durch die Direktion Universitäre Medizin Zürich (UMZH) sowie um eine Direktion Immobilien und 
Betrieb ergänzt. 

Ziel des Projekts «Zukunftsfähige UZH Autonomie – Governance 2020+» war die Stärkung der Fakultäten und 
Dekanate, dies jedoch unter Beibehalt der Fakultätsversammlungen als Organe der Selbstverwaltung. 

Aus dem Prorektorat Geistes- und Sozialwissenschaften – geleitet von Gabriele Siegert – wurde das Prorektorat 
Lehre und Studium. Das frühere Prorektorat Veterinärmedizin und Naturwissenschaften – damals geleitet von 
Michael Schaepman – heisst seit 2018 Prorektorat Forschung und umfasst die Querschnittsbereiche Forschung, 
Innovation und Nachwuchsförderung. Das Prorektorat Rechts- und Wirtschaftswissenschaften wurde unter  
dem Namen Prorektorat Professuren und wissenschaftliche Information neu aufgestellt. Es umfasst die Dossiers 
Professuren, Recht und Datenschutz, Bibliotheken, Informatik und Digitalisierung. Als Prorektor Professuren 
und wissenschaftliche Information führt Christian Schwarzenegger seither zusammen mit den jeweils zu-
ständigen Dekaninnen und Dekanen die Berufungsverhandlungen (in der Medizin gemeinsam mit der Direkto-
rin UMZH Beatrice Beck Schimmer). Also gilt neu (nun wieder) eine funktionale und fakultätsübergreifende 
Definition der Prorektorate; es gibt keine Bindung mehr an Fakultäten oder Fakultätsgruppen und demnach 
auch keine «Götti-Funktion» mehr (vgl. das neue Organisationsreglement der UL, OrgR-UL vom 2. Juni 2020).

Die Rolle des Senats wurde im Zug dieser Reformen kaum erörtert. Und dies, obwohl sich «Governance 2020+» 
indirekt auf den Senat ausgewirkt hat. So ist der Verwaltungsdirektor/ die Verwaltungsdirektorin seit 2019 
stimmberechtigtes Mitglied des Senats; der Senat ist jedoch nicht in die Wahl involviert. Zu erwähnen ist 
allerdings auch, dass das Antragsrecht des Senats per 1. Oktober 2018 auf die Direktion UMZH erweitert wurde. 

Zusammenfassend sind dies die wichtigsten Änderungen der formalen Kompetenzen  
des Senats seit 1998:

2006 
(2010)

Im Kantonsrat drängt die Parlamentarische Initiative Guyer darauf, das Wahlverfahren für den Rektor, die Rektorin zu 
ändern: Dem Senat solle künftig kein alleiniges Vorschlagsrecht mehr gegenüber dem Universitätsrat zukommen,  
da der Senat faktisch nach dem Prinzip «einer von uns» vorschlage. Die Initiative wird im Kantonsrat zwar abgelehnt. 
Dennoch kommt es zu einer Neuordnung des Nominationsverfahrens. Gemäss den neuen Vorschriften setzt künftig  
der Universitätsrat eine Findungskommission ein, deren Mitglieder je zur Hälfte vom UR und von der EUL bestimmt 
werden. Senat und UL setzen sich bei der Diskussion dezidiert dafür ein, dass der Senat weiterhin ein eigenständiges 
Vorschlagsrecht hat. Dies hat Erfolg. Die Anpassung von § 54 der UniO tritt per 1. Februar 2010 in Kraft, damit auch das 
Recht des Senats, «weitere Persönlichkeiten zur Wahl zu beantragen». 

2013 Die Vertretung der stimmberechtigen Standesdelegierten wird erweitert: Statt der bislang fixen Zahl entspricht  
die Sitzzahl pro Stand (Studierende, Wissenschaftlicher Nachwuchs, Fortgeschrittene Forschende und Lehrende, 
Administratives und technisches Personal) nun 3 % der Anzahl der Professorinnen und Professoren. Inkrafttreten 
1.2.2013, § 49 Abs. 2 UniO.

2015 
(2018)

Das Antragsrecht des Senats wird erweitert: Wahl und Entlassung der Direktorin/ des Direktors UMZH. Erlass vom 
16.11.2015 UniG mit Inkrafttreten 1.10.2018.

2019 Der/die Verwaltungsdirektor:in wird zu einem stimmberechtigten Mitglied des Senats (zuvor Teilnahme mit  
beratender Stimme), Inkrafttreten 1.8.2019.

Tabelle 2: Wichtigste Änderungen der formalen Kompetenzen des Senats  
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3	 «Selbstverwaltung» unter enger Aufsicht und  
	 Entscheidungsvorbehalt der Erziehungsbehörden: 	
	 Der akademische Senat an der Universität Zürich 	
	 bis 1998 (von Sebastian Brändli) 

«Die vier Dekane und die sämmtlichen ordentlichen Professoren bilden den akademischen Senat.» So lautet  
die Bestimmung in § 172 des Unterrichtsgesetzes des Jahres 1832, mit dem die Universität Zürich als «Hochschule» 
errichtet wurde.5 Der Senat der Universität Zürich wurde gleichzeitig mit der Gründung derselben geschaffen. 
Das 1859 totalrevidierte Unterrichtsgesetz des Kantons behielt den Senat bei. Und auch mit dem Universitäts-
gesetz von 1998 blieb der Senat als Versammlungsform aller Professorinnen und Professoren erhalten. 

So konstant seine Existenz durch die gesetzliche Basis erscheint, so vielfältig und unterschiedlich sind das 
Funktionieren und das Wesen des Gremiums in der betrachteten Zeitspanne. Eine wichtige Änderung – auf 
Gesetzesstufe – war die formelle Einführung eines «Senatsausschusses» durch das Gesetz von 1859. Auch dem 
Senatsausschuss war ein langes Leben beschieden. Erst mit der Leitungsreform des totalrevidierten Gesetzes  
von 1998 wurde er aufgehoben. An seine Stelle trat als oberstes akademisches Organ die «Erweiterte 
Universitätsleitung».

1832 Gründung der Universität mit dem Senat als integrales Element der Aufsicht und Selbstverwaltung.

1859 	– Aus der Sitzungsform des «engeren Senats» wird ein separates Vorbereitungsgremium, der Senatsausschuss (vgl. S. 22). 
	– Einführung der Rektorenwahl durch den Senat (vgl. S. 29), wobei die Wahl vom Regierungsrat bestätigt werden muss 

(Bestätigungsvorbehalt).
	– Hochschulkommission des Erziehungsrats wird eingerichtet, bestehend aus Erziehungsdirektor + 2 Erziehungsräte.  

Der Rektor kann mit beratender Stimme an den Sitzungen teilnehmen, ebenso Dekane, sofern die Geschäfte ihre 
Fakultät/en betreffen.

1893 Der Protokollführer (Aktuar) wird nunmehr aus dem Kreis der Senatoren gewählt, jeweils für 2 Jahre (vgl. S. 17).

1911 Der Versuch, ein eigenes Hochschulgesetz zu schaffen, scheitert – und damit die Idee, eine «gemischte» 
Hochschulkommission aus Vertretungen von Erziehungsrat und Senat zu schaffen (vgl. S. 35).

1920 Neue Bestimmung zur Zusammensetzung des Senats: Nunmehr sind auch die ausserordentlichen Professoren 
gleichwertige Mitglieder des Senats (vgl. S. 20).

1982 Rektorenamt wird vom Nebenamt zum Vollamt. Zugleich werden Prorektor:innen mit funktionaler Bestimmung 
eingeführt (vgl. S. 22).

1998 Das neue Universitätsgesetz schafft die EUL und weist dem Senat, der weiterhin als Vollsenat konzipiert ist, zwei 
Hauptfunktionen zu: 1. die Wahl des Rektors, der Rektorin auf Vorschlag des Universitätsrats und 2. eine 
generische Kompetenz zur konsultativen Stellungnahme gegenüber der Universitätsleitung. 

Tabelle 3: Zeittafel zu Entwicklungsschritten in der Senatsorganisation

Historisch zeichnet sich das Zürcher Modell in seiner Struktur dadurch aus, dass sich der Senat für die reale 
Führung der Universität nicht nur mit dem Rektor, sondern insbesondere mit den Oberbehörden, speziell mit 
dem Erziehungsrat, auseinanderzusetzen hatte. Die lange Nahtstelle zwischen Senat und Erziehungsrat kann 
geradezu als Kernstück des organisatorischen Arrangements von Aufsicht und Leitung gelten, durch das die 
kantonale Universität mit dem öffentlichen Bildungswesen verbunden wurde.

5	 Gesetz über die Organisation des gesammten Unterrichtswesens im Canton Zürich vom 28. September 1832  
(zitiert: Unterrichtsgesetz 1832). StAZH OS 2 (S. 313-368).
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Dieses vom Gesetzgeber gewählte Führungsmodell kann seit 1833 als Zusammenspiel von zwei Ungleichen, als 
asymmetrisches Pingpong zwischen dem «einflussreichen Erziehungsrat» und dem zentralen Gremium der 
Selbstverwaltung, dem Senat, charakterisiert werden. Für eine umfassende Studie dieses Verhältnisses wäre 
eine ausgewogene Sichtung der Protokolle aller beteiligten Organe, also neben denjenigen des Senats und des 
Erziehungsrats auch jene der Regierung, der Hochschulkommission und des Senatsausschusses erforderlich, 
denn die beiden zentralen Gremien, die mit der Führung der Universität betraut waren, waren wie erwähnt 
ungleich. Dennoch ist im Sinn einer These von einer «gemeinsamen Führungsverantwortung» von Senat und 
Erziehungsrat für die Universität auszugehen. Deshalb wäre insbesondere die jeweilige Entscheidungsfindung 
im Senat und im Erziehungsrat im Bezug zum andern Gremium zu studieren. Wie entscheidet der Senat, wenn 
er sich überlegt, wie der übergeordnete Erziehungsrat mit der Senatsentscheidung umgehen wird, und wie 
entscheidet der Erziehungsrat, wenn er weiss, dass der erfolgreiche Vollzug seiner Entscheidung letztlich von 
der Zustimmung des ihm politisch unterstellten Senats bzw. der Professorenschaft abhängt?

Für eine engere Senatsgeschichte indessen reicht die Sichtung der Protokolle des Gremiums weitgehend.  
Die vorliegende Darstellung ist eine Kurzfassung und in zwei Hauptteile gegliedert: Ein erster Teil zeichnet mit 
den gesetzlichen Grundlagen die wichtigsten Etappen der Organisationsgeschichte nach, so etwa die Integra-
tion der ausserordentlichen Professoren in den Senat ab 1920 (vgl. Kap. 3.1). Anschliessend stellt der zweite  
Teil anhand ausgewählter Episoden einige Handlungs- und Spannungsfelder dar, die ein detaillierteres histori-
sches Verständnis zur Stellung und Arbeitsweise des Senats erlauben. Diese Episoden erstrecken sich von den 
ersten Sitzungen bei der Konstitution der Universität über die Spannungsfelder im Kontext von Demokratischer 
Bewegung und neuer Kantonsverfassung in den 1860er Jahren bis zu den Debatten ab den 1960er Jahren  
über eine Reform von Aufsicht und Leitung der Universität (vgl. Kap. 3.2). Das Schlusskapitel fasst diese Ent
wicklungen zusammen und erörtert skizzenhaft die historische Rolle des Senats, dies einerseits gegenüber den 
Fakultäten und dem Senatsausschuss und andererseits gegenüber dem Erziehungsrat und dem Regierungsrat 
als kantonale Oberbehörden (vgl. Kap. 3.3).

 
Quellenlage und eine kleine Geschichte der Protokollführung im Senat 

Die Protokolle sind mehr oder minder vollständig und gut geordnet, d.h. chronologisch.  
Die handschriftlichen Protokolle sind von verschiedenen Protokollführern verfasst, entsprechend 
ist die Lesbarkeit unterschiedlich, grundsätzlich aber gegeben. Die frühen Bände sind reine 
Protokollbände (ohne Sitzungsunterlagen), erst später sind Unterlagen beigegeben, teils als 
eigene Register in den Protokollbänden, teils als eigene Bände. Die Protokollführung ist nicht 
einheitlich; sie ist rudimentär-anekdotisch in den Anfängen und wird mit den Jahren zu  
einer Mischform zwischen Beschluss- und Votenprotokoll ausgebaut. Ein eigentliches Voten
protokoll wurde indes – soweit ersichtlich – nie angestrebt und nicht realisiert. In der ersten 
Universitätsordnung von 1836 ist die Form des Protokolls in § 14 festgehalten: «Der Actuar 
verzeichnet die Abwesenden, führt das Protocoll, und liest dasselbe in der nächsten Sitzung vor. 
Das Protocoll des academischen Senates soll eine vollständige Angabe und genaue Bezeichnung 
der an denselben gebrachten Gegenstände, sodann alle von dem Senate gefassten Beschlüsse, 
nöthigen Falls mit Angabe der Gründe, enthalten. Die Meinungen von Minderheiten sind auf 
Begehren zu Protocoll zu nehmen.»6 Das Protokoll wurde von einem «Aktuar» geführt: In den 
ersten Jahrzehnten übten gewählte Mitglieder des Lehrkörpers, die aber nicht Senatoren zu  
sein brauchten, diese Funktion aus; 1893 wurde ein System eingeführt, wonach ein Senator das 
Aktuariat und damit das Protokoll für Senat und Senatsausschuss für zwei Jahre Amtszeit  
(mit Wiederwahlmöglichkeit) übernahm. Es war durchaus eine Ehre, mit diesem Amt betraut zu 
werden. Um die Protokollabnahme zu erleichtern und Sitzungszeit zu sparen, wurde das 

6	 Zur Universitätsordnung 1836 vgl. 3.2.2 
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«Verlesen» des Protokolls abgelöst durch einen gewählten «Vorleser» (analog Vorkoster) – ein für 
diese Funktion vom Rektor vorgeschlagener und vom Senat bestimmter Senator, jeweils für  
eine Sitzung bzw. ein Protokoll. Erster Aktuar war der Klassische Philologe Johann Georg Baiter 
(1833-36), ausserordentlicher Professor 1833-48, gefolgt vom ordentlichen Professor Karl 
Ludwig von Löw, Deutsches Recht (1836f.), der gleichzeitig auch Rektor war (1836-38). Es folgten 
Josef Schauberg, Privatdozent bei den Juristen (bis 1840), der Linguist Ludwig Ettmüller, 
ebenfalls PD, (1840-1868), Dr. Johannes Ryf (1869-74) sowie der Ordinarius für alte Geschichte, 
Prof. Jakob Müller (1874-1878). Nach dem frühzeitigen Tod Müllers (im Amt) wurde mit Gottfried 
Kinkel jun. wieder ein Privatdozent als «Aktuar des Senats» gewählt (28.2.1879, unpaginiert).7  
– Erst 1893 finden sich in den Senatsprotokollen wieder konzeptionelle Gedanken zum Aktuariat 
des Gremiums – im Zusammenhang mit dem Wunsch, einen «Universitäts-» bzw. «Rektorats-
sekretär» zu erhalten. So wurde an der Sitzung vom 18. Mai berichtet, der Erziehungsrat habe 
(endlich) die Sekretärenstelle für das Rektorat bewilligt – provisorisch. Das wurde dankend 
registriert, aber dennoch kritisiert, denn für die Anstellung zuständig hatte sich der Erziehungs-
rat selbst eingesetzt. So wurde der Wunsch geäussert, nicht der Erziehungsrat, sondern der 
Senat möge die Anstellung tätigen. Auf jeden Fall aber kam ein neues Regime: Das Senatsproto
koll führte in der Folge jedoch nicht mehr ein «Sekretär», sondern ein für die jeweilige Amts-
periode als Aktuar gewähltes Mitglied des Senats, als erster Adolf Kaegi. Als erster Universitäts-
sekretär wurde Johann Kreyenbühl gewählt.8  

Diese neue Lösung wurde bereits 1895 nochmals umgekrempelt. An der Februarsitzung refe-
rierte der Rektor über die «Institution des Universitätssecretärs, welche vom Erziehungsrathe 
unterm 14. Febr. vorigen Jahres provisorisch für ein weiteres Jahr bewilligt worden» war.  
Weil diese Ordnung aber mit der Universitätsordnung nicht ganz übereinstimmte, und weil sich 
nach Meinung des (neuen) Rektors die Stelle des Rektoratssekretärs doch nicht bewährt hatte, 
stand der Antrag im Raum, die Stelle des Universitätssekretärs wieder aufzuheben und be-
treffend Protokollführung in Senat und Senatsausschuss wieder zum «status quo ante» zurück-
zukehren. So wurde es nach langer Diskussion auch beschlossen. – Am 19. Juli 1895 wurde 
erneut über den Aktuar des Senats gesprochen, Krähenbühl war inzwischen von seiner Funktion 
entlassen worden. Doch nun schieden sich die Geister an der Frage, was genau «Rückkehr zum 
status quo ante» bedeute. Insbesondere war umstritten, ob der Aktuar ein Mitglied des Senats 
sein sollte, oder ob man auch wieder einen Privatdozenten für das Protokoll wählen könnte. 
«Über die prinzipielle Frage, aus welchem Gremium derselbe zu wählen sei, entwickelt sich eine 
längere Diskussion, an welcher sich die Herren Vogt, Morf, Kesselring, Treichler, Lang, Schneider 
und Wolf betheiligen und aus welcher sich ergab, dass ein Beschluss, der Aktuar sei nur aus  
der Mitte des Senates zu wählen, zwar für den Moment gefasst werden könne, für später aber 
nicht bindend sei. Ein diesbezüglicher Antrag Morf wird daher zurückgezogen.» Die Wahl ergab 
17 Stimmen für den bisherigen Grubenmann, für Zürcher deren 3, für Krähenbühl gab es 4 
Stimmen. Ordinarius Grubenmann blieb recht lange im Amt (bis 1900), dann kam doch noch 
Emil Zürcher zum Zug (bis 1902): Es pendelte sich ein Zweijahresrhythmus ein, der spätestens 
ab 1912 mit der Wahl des Rektors synchronisiert war.9 

7  	 Angaben zu den Dozenten meist Gagliardi, S. 956-1001 sowie die Angaben in den Protokollen StAZH Z 70.2839 und 2840. – Joseph 
Schauberg, 1808-1866, Jurist aus Türckheim, PD für Straf- und Strafprozessrecht, «welcher sich allmählich auf zürcherisches Recht 
spezialisierte» (Gagliardi, S. 519); eingebürgert als Kantonsfürsprech. Erhoffte sich Nachfolge als Ordinarius für Strafrecht (für Geib), 
was durch eine Kampagne vereitelt wurde. – Johannes Ryf, 1844-1914, Jurist aus Horgen, Dr. iur. 1867, 1867-76 PD für röm. Recht, 
später freisinniger Kantons- und Nationalrat. Gottfried Kinkel jun., 1844-1891, wurde 1875 zwar Privatdozent, konnte seine wissen-
schaftliche Karriere in Zürich aber nicht fortführen, das Aktuariat bis 1890 war wohl die Alternative (vgl. Gagliardi, S. 739 und  
Z 70.2840 (28.2.1879)). Auf ihn folgte der ordentliche Professor für Strafrecht, Emil Zürcher (bis 1893).	

8	 StAZH Z 70.2840, S. 104 (18.5.1893) und S. 105 (11.7.1893) – Zu Kreyenbühl vgl. Gagliardi (wie Anm. 7), S. 740. Bedenkt man die 
Nicht-Berücksichtigung von Kreyenbühl für den philosophischen Lehrstuhl so kann die Vermittlung des Sekretärs wohl als Geste der 
Wiedergutmachung gesehen werden.

9	 StAZH Z 70.2842, S.121, 129 (22.2. und 19.7.1895). – StAZH Z 70.2842, S. 22f. – Nicht selten war die Position des Aktuars auch 
Sprungbrett für das Rektorenamt, so etwa beim Zivilrechtler August Egger, Aktuar 1906-1908, Rektor 1912-1914.
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Forschungslage
Zum Senat der Universität Zürich existieren bisher keine Spezialuntersuchungen. Selbstver-
ständlich haben die Historiker, die sich mit der Zürcher Universitätsgeschichte befasst haben, so 
vor allem Georg von Wyss10, Ernst Gagliardi 11, Peter Stadler 12 und Hans Conrad Peyer 13, sich 
auch mit Aktivitäten des Senats auseinandergesetzt und – mindestens punktuell – dessen 
Protokolle eingesehen. Doch die Funktion des Senats in der Organisation der Universität sowie 
im Gefüge der Zuständigkeiten wurde meines Wissens nirgends spezifisch thematisiert. Im 
Zusammenhang mit der historischen Aufarbeitung zugunsten des 150-Jahre-Jubiläums unter 
der Leitung von Verena Stadler befassten sich verschiedene Autor:innen mit einzelnen Facetten 
des Universitätslebens, welche in separaten Publikationen zugänglich gemacht wurden; so 
beispielsweise Ernst Viktor Guyer über den Pedell und den Universitätssekretär oder Verena 
Stadler selbst mit einem Beitrag zum ersten Jahresbericht der Universität sowie einem über die 
ersten Studentinnen der Rechts- und Staatswissenschaften in Zürich.14 Zu erwähnen ist schliess-
lich der Beitrag «Universität Zürich» des Autors im Historischen Lexikon der Schweiz.15 In den 
letzten Jahren hat sich eine Standardmethodik der Universitätsgeschichte herausgebildet, 
nachdem diese historische Subdisziplin in früheren Jahrzehnten fast nur von Jubiläumsschriften 
gelebt hatte. Auch war ein mittelalterlicher Schwerpunkt – Genese der europäischen Universität –  
lange Zeit vorherrschend, und es gab einen starken Gegensatz von deskriptiven und strukturel-
len Ansätzen. Zudem war unklar, inwiefern Wissenschaftsgeschichte Teil der Universitätsge
schichte sein sollte, und wie stark die Institutionengeschichte als Teil einer umfassenden 
Sozialgeschichte der Institution im Vordergrund stehen sollte. Für den Autor war über Jahre und 
bis heute die Monografie von Wolfgang Weber über die europäische Universität massgeblich.16 
Im Sinn eines Vorbilds kulturwissenschaftlicher Herangehensweise profitierte der Autor in den 
letzten Jahren von Studien von David Gugerli 17 und Marian Füssel; letzterer mit der Selbst-
deklaration: «Mein eigener Zugang zur Universitätsgeschichte lässt sich immer noch am ehesten 
als ein kulturwissenschaftlicher, von historisch-anthropologischen Ansätzen geleiteter 
beschreiben.»18 

10	 Georg von Wyss. Die Hochschule Zürich in den Jahren 1833-1883. Festschrift. Zürich 1883.
11	 Ernst Gagliardi et al. Die Universität Zürich 1833-1933. Zürich 1938.
12	 Peter Stadler. Die Universität Zürich 1933-1983: Festschrift zur 150-Jahr-Feier der Universität Zürich. hrsg. vom Rektorat der 

Universität Zürich; Gesamtred.: Peter Stadler. Zürich 1983; ders. Die Universität Zürich 1933-1983. Die Jahre 1919-1957.  
In Peter Stadler, Festschrift. Zürich 1983. S. 25-94.

13	 Hans Conrad Peyer. Die Universität Zürich 1933-1983. Die Jahre seit 1957. Zürich 1983. S. 95-180.
14	 Die genannten Beiträge sowie weitere sind in jenen Jahren im Zürcher Taschenbuch erschienen.  Sie wurden 1991 in einem  

kleinen Sammelband, herausgegeben von Verena Stadler, nochmals separat veröffentlicht.  - Ernst Viktor Guyer. Vom Pedell, 
Senatsaktuar und Universitätssekretär im 19. Jahrhundert. Zürcher Taschenbuch 1984, Zürich 1983. S. 125-144; ders. Die Amtstracht 
der Professoren und die Rektoratskette der Universität Zürich. Zürcher Taschenbuch 1986, Zürich 1985. S. 166-180.  
Verena Stadler-Labhart. Der erste Jahresbericht der Universität Zürich. Zürcher Taschenbuch 1984, Zürich 1983. S. 102-124; dieselbe. 
Rektoratsreden und Dies academicus (vor 1914). Zürcher Taschenbuch 1987, Zürich 1986. S. 83-101; dieselbe. Einleitung.  
In: «Der Parnass liegt nicht in den Schweizer Alpen…». Aspekte der Zürcher Universitätsgeschichte. Rohr. Zürich 1991.

15	 Sebastian Brändli. Universität Zürich.  https://hls-dhs-dss.ch/de/articles/010 977/2013-01-28/
16	 Wolfgang E.J. Weber, Geschichte der europäischen Universität, Kohlhammer. Stuttgart 2002.
17	 David Gugerli et al. Die Zukunftsmaschine. Konjunkturen der ETH Zürich 1855-2005. Chronos. Zürich 2005.
18	 Marian Füssel. Gelehrtenkultur als symbolische Praxis. Rang, Ritual und Konflikt an der Universität der Frühen Neuzeit.  

Wissenschaftliche Buchgesellschaft. Darmstadt 2006. Und: Marian Füssel. Wie schreibt man Universitätsgeschichte? N.T.M. 22, 
287–293 (2014).  https://doi-org.ezproxy.uzh.ch/10.1007/s00 048-015-0118-z; hier: S. 289f.

https://hls-dhs-dss.ch/de/articles/010977/2013-01-28/
https://login.ezproxy.uzh.ch/login?qurl=http://link.springer.com%2f10.1007%2fs00048-015-0118-z
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3.1	 Gesetzliche Grundlagen des Senats

Senat als Organ der Universität, Nennung im Gesetz
Die Bestimmung des Unterrichtsgesetzes von 1832 zum Senat wurde bereits zitiert: «Die vier Dekane und die 
sämmtlichen ordentlichen Professoren bilden den akademischen Senat.»19 Diese Bestimmung folgte dem 
Paragrafen, der die Fakultäten definierte, und galt bis zur Gesamtrevision des Unterrichtsgesetzes unter 
Erziehungsdirektor Dubs20 im Jahr 1859. Das neue Gesetz brachte kaum Änderungen zum Senat. Ebenfalls nach 
den Fakultäten (§ 145) wird in § 146 des neuen Gesetzes der Senat gefasst: «Die ordentlichen Professoren  
und die Dekane bilden den akademischen Senat, dessen Vorstand der Rektor ist.» Bemerkenswert ist einzig, 
dass die Leitung des Senats durch den Rektor im Gesetz festgehalten wird – was allerdings gegenüber der  
geübten Praxis ebenfalls Kontinuität bedeutet. Das Gesetz 1859 gilt, was den Senat angeht, bis zur Totalrevision 
im Jahr 1998.

Zusammensetzung des Senats 
In den Gesetzen von 1832 und 1859 wird die Zusammensetzung so geregelt, dass die ordentlichen Professoren 
Mitglieder des Senats, Senatoren, sein sollten. Genannt sind aber auch die Dekane als Mitglieder, was ins-
besondere dann eine Erweiterung bedeutete, wenn ausserordentliche Professoren als Dekane amteten (was in 
der Frühzeit der Universität nicht selten der Fall war). Eine Änderung dieses Rechtszustands brachte die 
Universitätsordnung von 1920. Der Regierungsrat genehmigte am 11. März 1920 den Antrag des Erziehungsrats 
auf Änderung der Universitätsordnung von 1914, die betreffend Zusammensetzung eine radikale Erweiterung 
brachte (§ 11): «Der Senat besteht aus der Gesamtheit der ordentlichen und der außerordentlichen Professoren 
und zwei Delegierten der Privatdozenten.» Eine Änderung des Gesetzestextes erachtete der Regierungsrat 
offensichtlich als nicht nötig; im Beschluss wird die Problematik der textlichen Unterschiede zwischen Gesetz 
und Verordnung nicht angesprochen21; ein diesbezüglicher Antrag an den Kantonsrat findet sich nicht.  
Ab 1920 bestand der Senat aber faktisch aus den ordentlichen und ausserordentlichen Professoren sowie  
einer Vertretung der Privatdozenten. 1970 wurde im Zusammenhang mit den Diskussionen um eine neue 
Führungsorganisation der Universität und der Mitbestimmung der Stände eine Revision der Universitätsordnung 
durchgeführt, die die bisherige Vertretung der Privatdozenten mit Vertretungen der Assistenten und der 
Studierenden ergänzte.22

Aufgaben und Zuständigkeiten des Senats
Die Aufgaben und Zuständigkeiten des Senats sind in den Gesetzen von 1832 und 1859 grob umrissen.  
Dabei geht es erstens um die Aufgaben, die der Senat in eigener Kompetenz erledigen kann, zweitens um 
Geschäfte, für die er Antrag an die Oberbehörde stellen muss, und drittens um Geschäfte, die zwar der  
Oberbehörde anheimgestellt sind, aber nicht ohne Mitwirkung des Senats erledigt werden können. 

a) Aufsicht

Die wichtigste Aufgabe, die das Gesetz dem Senat auferlegt, ist die «Aufsicht». Das Gesetz von 1832 formuliert  
in § 175: «Dem akademischen Senate steht die Aufsicht über die Studirenden zu». Fast gleichlautend die 
Fassung von 1859 (§ 149): «Der akademische Senat beaufsichtigt die Studirenden». Diese Aufsichtsaufgabe ist 
eine Pflicht, eine Verantwortung, die der Senat aber wegen der Zuständigkeitsregelungen für allfällige  
Massnahmen auch nicht allein tragen kann. Zum einen ist der Rektor in praxi auch nach Senatsdiskussion und 
-beschluss meist der Handelnde, zum anderen sind die Disziplinarmassnahmen 1832 in der Hand des Er-
ziehungsrats, 1859 bestimmt in § 144 Abs. 1: «Auf den Antrag des akademischen Senates kann der Direktor des 

19	 Vgl. Anm. 5.
20	 Jakob Dubs, 1822-1979, Dr. iur., Erziehungsdirektor Zürich 1855-61, 1861-1872 Bundesrat.
21	 StAZH MM 3.34 RRB 1920/0774. – Bezeichnend ist allerdings eine harte Kritik zum Geschäftsbericht der Erziehungsdirektion 1915  

von Kantonsrat Dr. Paul Rütsche: «Bei Prüfung der neu erschienenen Sammlung von Gesetzen und Verordnungen muss man  
im Gebiete des Unterrichtswesens einen wahren Auflösungszustand konstatieren.» Der angesprochene Erziehungsdirektor Mousson 
gesteht, dass im Zürcher Schulwesen ein «aufgeklärter Despotismus» herrsche – der aber nicht zu Lasten von Schülern und  
Lehrern gehe! StAZH MM 24.50 KRP 1915/038/0271.

22	 StAZH MM 3.128 RRB 1970/1256.
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Erziehungswesens unsittliche oder sonst fehlbare Studirende von der Hochschule ausschließen.» In Abs. 2  
wird 1859 nochmals deutlich gemacht, dass der Senat die Aufsicht lediglich vollziehen, nicht etwa selber 
ordnen soll: «Über die gesammte Disziplin der Hochschule trifft der Erziehungsrath die erforderlichen regle-
mentarischen Bestimmungen.»

b) Anträge an den Erziehungsrat
Schon die Darstellung der Aufsichtsbefugnisse hat die enge Verknüpfung der Zuständigkeiten des Senats und 
des Erziehungsrats gezeigt. Dies gilt laut Gesetz von 1832 auch in anderen Bereichen, so gemäss Abs. 2 von  
§ 175: Der Senat «sorgt für die planmäßige Vermehrung der wissenschaftlichen Sammlungen und stellt als 
Organ der Hochschule alle zweckmäßig erachteten Anträge an den Erziehungsrath.» 

c) Geschäfte des Erziehungsrats mit Pflicht zur Anfrage an den Senat
Umgekehrt gibt es auch Zuständigkeiten des Erziehungsrats, die Universität betreffend, die zwingend den 
Einbezug des Senats erfordern, so legt § 176 des Gesetzes 1832 fest: «Über bleibende Anordnungen für  
den Unterricht und die Disciplin an der Hochschule kann der Erziehungsrath nichts beschließen, ohne vorher 
das Gutachten des akademischen Senates eingehohlt zu haben. Letzterm steht es frey, sein Gutachten  
schriftlich einzugeben, oder zwey seiner Mitglieder zu beauftragen, an der Verhandlung mit berathender Stimme 
Theil zu nehmen.» Die Regelung von 1859 ist fast gleichlautend. 

d) Rektorwahl 
Eine besondere Stellung hat das Recht des Senats, die eigene Leitung – den Rektor – zu wählen. Die Gesetze von 
1832 und 1859 sind diesbezüglich unterschiedlich und zeigen eine Entwicklung, die sich der Senat regelrecht 
erkämpfen musste (die Regelung 1832 wurde ja formuliert, als es den Senat noch gar nicht gab). Die starke Rolle 
des Erziehungsrats in der Gründungsfassung zeigte sich auch in der Kompetenz, aus dem Kreis der Professoren 
den Rektor für eine Amtszeit von zwei Jahren zu wählen, mit Genehmigungsvorbehalt der Regierung  
(§ 164 Abs. 2). Diese auch symbolisch wichtige «Fremdbestimmung» war dem Senat von Beginn weg ein Dorn 
im Auge (vgl. unten bei der Diskussion der ersten Universitätsordnung 1836, S. 14). In der Totalüberarbeitung 
des Unterrichtsgesetzes durch Dubs kam diese Zuständigkeit dann in die Hand des Senats: neu wählte  
der Senat den Rektor, mit Genehmigungsvorbehalt der Regierung (§ 146 Abs. 2): «Der Rektor wird von den  
Mitgliedern des akademischen Senats aus ihrer Mitte durch geheimes absolutes Stimmenmehr auf die Dauer 
von zwei Jahren gewählt. Die Wahl des Rektors unterliegt der Genehmigung des Regierungsrathes.» Einzig für 
diese – symbolisch nicht unwichtige – Befugnis verschob das Gesetz die Gewichte zwischen «oben» und 
«innen», zwischen Erziehungsrat und Senat, zugunsten des letzteren. Beiden Gesetzen gemeinsam ist indessen 
die Einschränkung der Wiederwählbarkeit: ungeachtet des Wahlorgans kann der Rektor nach Ablauf seiner 
Amtszeit nicht unmittelbar anschliessend erneut gewählt werden. Die Rektorenwahl bleibt in ihren Grundzügen 
bis 1998 unverändert – der Senat wählt, die Regierung bestätigt. Interessant ist, dass diese Regelung auch nach 
den Änderungen von Anfang der 1980er Jahre, als ein vollamtlicher Rektor mit eigenen Befugnissen (Befug-
nissen, die dieser nicht einfach als Vorsitzender des Senats innehat) eingeführt wird, beibehalten wird. – Eine 
zweite Modalität bei der Rektorenwahl wird ebenfalls immer wieder zum Thema: die Dauer des Rektorats.  
Auf zwei Jahre wurde zwischen 1833 und 1984 gewählt, dann kam die vierjährige Amtsdauer mit Wiederwähl-
barkeit. In diesen 150 Jahren wurde aber mehrfach darüber diskutiert, eine einjährige Amtsdauer einzuführen. 
So etwa 1884: «Antrag auf ein einjähriges Rektorat. Prof. Blümner23 stellte den Antrag auf einjähriges Rektorat, 
auch im Namen einiger Collegen.»24 Seine Begründung: Weil die Universität so gewachsen ist, können auch 
verdiente Kollegen bei einem zweijährigen Rektorat diese Ehre verpassen.

23	 Hugo Blümner, 1844-1919. Ab 1877 Ordinarius für Archäologie und Klassische Philologie, 1888-90 Rektor.
24	 StAZH Z 70.2940, S. 130.
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Interne Governance: Der Senat als oberstes Organ
1832 kennt die kleine Organisation «Hochschule» nur wenige Organe. Der Rektor hat einige Aufgaben, seine  
Befugnisse sind aber eher als Vollzug von Senatsentscheiden denn als eigene Kompetenzen anzusehen.  
Der Senat fungiert als oberstes Gremium, was allerdings erst in der Universitätsordnung von 1914 (§ 10) aus-
gedrückt wird: «Der Senat ist das oberste Organ der Universität. Er leitet und überwacht innert der ihm  
durch Gesetz und Verordnung zugewiesenen Kompetenzen die gesamte Universität.» Der Rektor leitet dieses 
oberste Organ der Universität. 

Das Gesetz von 1859 bringt für die innere Governance eine Verstärkung der Führung, indem ein «Senatsaus-
schuss» eingeführt wird, der – wie weiterhin der Senat – vom Rektor geführt wird. Im Senatsausschuss  
sind neben dem Rektor der Alt-Rektor und – sofern vorhanden – der Rektor designatus sowie die Dekane  
oder Vertreter der Fakultäten Mitglieder. Der Senatsausschuss bereitet die Geschäfte des Senats vor,  
indem er Anträge stellt; er ist auch für die täglichen Geschäfte zuständig.

Eine fundamentale Neuerung bringt eine Teilrevision des Unterrichtsgesetzes Anfang der 1980er Jahre. Nach 
Jahren der Diskussion um eine Stärkung und Professionalisierung der Universitätsleitung – ausgehend  
spätestens von einer Motion Bremi 1965 – und nach mehreren Anläufen für eine dem Senat genehme Lösung 
(die erst durch die sog. «Prorektoren-Lösung» mehrheitsfähig wird) wird 1982 vom Kantonsrat eine Gesetzes-
revision beraten und beschlossen, welche die Stellung des Rektors stärkt, ihm eigene (originäre) Zuständig-
keiten zuweist (§ 146) und ihm Prorektoren zur Entlastung zuteilt (§ 148). Das Rektorenamt wird vollamtlich,  
die Amtsdauer auf vier Jahre verlängert und unmittelbare Wiederwählbarkeit eingeführt. Der erste vollamtliche 
Rektor ist ab 1984 der Hirnforscher und Alt-Kantonsrat Prof. Konrad Akert. Im gleichen Jahr wird die  
«Prorektorenlösung» durch die Wahl von Prorektoren realisiert. 

Oberbehörde: Erziehungsrat, Hochschulkommission, Erziehungsdirektor

Mit dem Gesetz von 1832 wurde die Hochschule geschaffen. Das Gesetz selbst, es ist nochmals zu betonen, 
wurde jedoch ohne Beteiligung der neuen Institution formuliert. Wichtig für die gesetzlichen Bestimmungen 
war der Erziehungsrat als vorberatende Behörde der Regierung. Das Governance-Modell mit einem starken 
Erziehungsrat als Organ der «unmittelbaren Aufsicht» wurde vom Gesetzgeber für alle Schulstufen erfunden 
und konstituiert: der Erziehungsrat wurde in der Verfassung nicht einfach nur genannt, sondern erhielt in 
Art. 70 einen Generalauftrag als Aufsichtsbehörde über alle Schulstufen: «Die Aufsicht über die sämmtlichen 
Schulanstalten des Cantons, die Förderung der wissenschaftlichen sowohl als der Volksbildung ist einem 
Erziehungsrathe aufgetragen.»25

Der Auftrag zur Beaufsichtigung (und damit Führung) der Universität wurde dem Erziehungsrat also schon vor 
der Gründung der Hochschule gegeben. Das Gesetz von 1832 formulierte zwar als ein frühes Hochschulgesetz 
«Freiheit von Lehre und Forschung», aus dieser Freiheit wurde aber für die neue Hochschule keine Autonomie 
abgeleitet. Das bestimmende Organ, das für die kleine Institution eine Strategie entwarf und durchsetzte,  
war der Erziehungsrat. Einige strategische Zuständigkeiten waren allerdings nicht vollständig in seiner Hand.  
Er musste für finanzielle Anträge sowie Berufungen und, wie gesehen, auch für die Rektorenwahl noch an den
Regierungsrat gelangen. Der Präsident des Erziehungsrats war aber von Beginn weg auch ein für die Bildung 
zuständiges Mitglied der Regierung. Andererseits scheint sich bereits im Frühstadium der Institution auch  
ein Dienstweg von Fakultäten direkt zum Erziehungsrat gebildet zu haben. Für den Senat war diese Abhängig-
keit ebenso wie die Unschärfe teils ärgerlich, teils aber auch bequem.

25	 Staatsverfassung für den Eidgenössischen Stand Zürich vom 10. März 1831.  
Digital auf  http://archives-quickaccess.ch/stazh/os/ref/OS+1+(S.+5-38)
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Abbildung 2: Die Dreigliederung der Organe von Leitung und Aufsicht. Schematische Darstellung  zum 
	 organisatorischen Arrangement Anfang des 20. Jahrhunderts (1920 mit 72 Senatsmitgliedern)

 
Die schlanke, aber hierarchische Governance-Struktur mit einer relativ klar definierten Schnittstelle zwischen 
Senat und Erziehungsrat wurde mit dem Unterrichtsgesetz von 1859 durch die Einführung neuer Gremien kompli-
zierter. Universitätsintern wurde der Senat unterstützt von einem «engeren Senat», später Senatsausschuss; 
im Bereich der Oberbehörden wurde durch die Schaffung einer «Hochschulkommission» der Instanzenweg an die 
Spitze länger. Die Schnittstelle Senat/Erziehungsrat wurde durch eine solche zwischen Senat und Hochschul-
kommission abgelöst, wobei der Erziehungsrat für viele Fragen immer noch die zuständige Behörde blieb, auch 
für Geschäfte, die weiterhin der Regierung zur Genehmigung unterbreitet wurden. Das Gesetz von 1859 hielt 
in § 151 zur Hochschulkommission fest: «Zur Vorberathung aller wichtigern, die Hochschule betreffenden Fragen, 
welche vom Erziehungsrathe zu behandeln sind, sowie zur unmittelbaren Aufsicht über die Hochschule, bestellt 
der Erziehungsrath eine besondere Kommission aus seiner Mitte, bestehend aus dem Direktor des Erziehungs
wesens und zwei weitern Mitgliedern. Diese ziehen den Rektor der Hochschule und in Fragen, welche eine 
bestimmte Fakultät besonders berühren, auch den Dekan derselben zu ihren Berathungen bei.» 

Die dreifache Struktur der universitären Oberbehörde mit Hochschulkommission, Erziehungsrat und Regierung 
blieb in ihrer Kompliziertheit und Doppelspurigkeit erstaunlich lange in Kraft. Sie überdauerte die Vergrösserung 
des Senats und die Einführung des Senatsausschusses ebenso wie die Änderungen, die mit der professionellen 
Universitätsleitung mit hauptamtlichem Rektor und mehreren Prorektoren verbunden waren; diese letztere 
sowie die Einführung eines Verwaltungsdirektors erfolgte durch Notwendigkeit der Verhältnisse ebenso wie auf 
politischen Druck aus dem Kantonsrat, der mehr Strategiefähigkeit und eine Stärkung der Führung verlangt 
hatte. Über die byzantinische Struktur der Oberbehörden regte sich in der Politik der 1970er und 1980er Jahre 
allerdings kaum jemand wirklich auf; als es sich zeigte, dass keine einfachere Lösung mehrheitsfähig war, blieb 
man bis 1998 bei der dreistufigen Oberbehörde.

Damit endet der Überblick über die Strukturgeschichte des Senats, eingebettet zwischen Universität und 
Oberbehörden, als Geschichte der rechtlichen Grundlagen von 1832 bis 1998. Im folgenden Kapitel sollen einige 
thematische Schlaglichter in chronologischer Abfolge die Arbeit und Wirkung des Senats verdeutlichen und 
illustrieren.
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3.2	 Geschichte in Episoden: Rückblick auf ausgewählte Handlungs- und 	
	 Spannungsfelder des Senats

Im Folgenden werden anhand ausgewählter Episoden und Entwicklungslinien einige Facetten zur historischen 
Rolle, Arbeitsweise und auch zum Selbstverständnis des Senats beleuchtet. Die beiden ersten Episoden lenken 
den Blick auf die Anfangszeit (vgl. 3.2.1 und 3.2.2).  Die dritte Episode beginnt ihre Darstellung mit den Regelun-
gen zur Universität im neuen Unterrichtsgesetz von 1859 und geht sodann zum Projekt der Gesetzesreform  
von 1872 über (vgl. 3.2.3). Mit Blick auf die politischen Turbulenzen im Kontext der Demokratischen Bewegung 
erörtert ein vierter Abschnitt die politischen Ein- und Übergriffe bei Berufungsfragen (vgl. 3.2.4). Die drei letzten 
Abschnitte beschäftigen sich jeweils mit der Frage der gesetzlichen Grundlage respektive der Reform der 
Aufsichts- und Leitungsorganisation: Zunächst im Kontext der Debatten zu einem eigenständigen Hochschul-
gesetz um das Jahr 1872 (vgl. 3.2.5), danach über die Rolle des Senats beim Sparen in den 1930er Jahren  
und die lange Geschichte von Reformdebatten bis in die 1960er Jahre (vgl. 3.2.6). Die Episoden enden mit 
einem Epilog zum Projekt «uni2000» (vgl. 3.2.7). 

3.2.1  	Erste Sitzungen und die Rolle des Senats bei der Konstitution der neuen Universität 
Es ist hier nicht der Ort, die Gründung der Hochschule im Einzelnen nachzuzeichnen. Die Eröffnung der neuen 
Institution erfolgte am 29. April 1833, das Senatsprotokoll beginnt auch im «April 1833». Der erste Eintrag 
bezieht sich nicht auf eine Sitzung, sondern wiederholt die Gesetzesbestimmung über die Zusammensetzung 
des Senats und listet die Mitglieder namentlich auf: «1833 April. Der akademische Senat besteht aus allen 
ordentlichen Professoren und den Dekanen, welche auch aus den ausserordentlichen gewählt werden können. 
Gegenwärtig sind Mitglieder desselben:  
 
1.	 Der Rector, ordentlicher Professor L. Oken.  
2. 	 O. Prof. H. Ch. M.Rettig, Decan.  
3. 	 O. Prof. F. Hitzig.  
4. 	 Ausserord. Prof. F. L. Keller, als Decan.  
5. 	 O. Prof. Ludwig von Löw.  
6. 	 O. Prof. Wilhelm Snell.  
7. 	 O. Prof. G.L. Schönlein, Decan.  
8. 	 Ausserord. Prof. J. K. v. Orelli, als Decan.  
9. 	 O. Prof. E. Bobrik.»26  
 
Schon vor der offiziellen Eröffnung findet die erste Senatssitzung statt. Es wird folgender Eintrag notiert: 
«24. [April 1833] Erste Senatssitzung. Vorher war eine allgemeine Versammlung aller Professoren zur Besprechung 
wegen der Eröffnungsfeyerlichkeit am 29ten und wegen der Vertheilung der Stunden und der Hörsäle. Es wurde 
dazu eine Tabelle aufgelegt, worin jeder seine Stunden anzuzeigen hatte. – Darauf blieben die Senatoren allein 
zurück, um die erste Zuschrift von Seiten des Erziehungsrathes anzuhören. Sie betraf die Constituierung des 
Senats, die Ernennung des Rectors, die Wahl der Decane, die Aufnahmeprüfungen, das Reglement für den 
Cantonsschulverwalter, die Lokalitäten, die Disziplin, die Geschäftsordnung, das Programm, die Ferien und die 
Aufzählung der Collegien. – Darauf erklärte sich der Senat für constituirt. Es lag bey das Aufnahmsreglement 
und das für den Cantonsschulverwalter.» Die Teilnehmer werden am Rande notiert: «Gegenwärtig alle bis auf 
Herrn Prof. Rettig, der noch nicht angekommen. Ebenso Prof. W. Snell.»27 
 
Die erste Sitzung galt der Konstituierung, die als Amtshandlung vermerkt wurde. Es wurde auch eine Aus-
sprache geführt, welche Aufgaben dem Senat zukommen und wie die Senatssitzungen organisiert werden 
sollten. Und es wurden offenbar auch schon erste Reglemente besprochen, obwohl dazu nichts weiter proto-
kolliert wurde. Man spürt aus dem Protokoll, dass es eine Ehre war, dem Senat anzugehören, gleichzeitig

26	 StAZH Z 70 2839, Senatsprotokoll 1833-1880, S. 1.
27	 Ebda.
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 hält man sich zurück mit den Forderungen, die an die Mitglieder gestellt wurden: Selbstverständlich galt aber  
ein Obligatorium des Sitzungsbesuchs (Entschuldigungen mussten begründet werden), es galt auch die Pflicht,  
die geplanten Vorlesungen und Übungen des nächsten Semesters anzugeben und mit dem Schulverwalter  
das Einschreibegeschäft der Studierenden zu bewältigen. Die Senatoren und das übrige Lehrpersonal über-
nahmen damit administrative Aufgaben, die man aber schon damals gerne anderen übertrug. So wird bereits  
im zweiten Eintrag, der an der zweiten Sitzung ohne Reaktion der Senatoren zur Kenntnis gebracht wurde,  
und wo es wirklich um Administration pur ging, auf zwei wichtige zusätzliche Fachpersonen hingewiesen: auf den 
«Sekretair» und auf den «Pedell», den Hausmeister: «April. Beschlossen. Für die ersten Vorkehrungen und 
Bedürfnisse zu sorgen, die Immatriculation auszuschreiben, Matrikel-, Protocoll- u. Geschäftsbücher anzulegen, 
Inscriptionsbögen drucken zu lassen, die Hörsäle zu bestimmen, die Bänke zu numeriren, Katheder, schwarze 
Tafeln und Bretter, Tische, Stühle, Schränke in die Zimmer des Senats, des Sekretariats, der Fakultäten und 
des Pedells machen zu lassen, um die Ernennung eines Sekretairs zu bitten, und die Matrikel derer, die schon 
auf einer andern Universität gewesen, auf die Hälfte der Gebühren zu setzen. – 26. [April] Der Bericht hierüber 
geht an den Erziehungsrath.»28 Universität ist dort, wo ein Sekretär das Protokoll schreibt und ein Pedell die 
Zimmer aufräumt. An der zweiten Sitzung kam sogar die Idee auf, dass jeder Professor eine Hilfsperson – einen 
«famulus» – erhalten sollte: «Es wäre zweckmässig, wenn jeder Docent einen Famulus annähme, um Ordnung in 
den Vorlesungen, besonders wegen der Nicht-Inscribenten zu erhalten.» Diese Idee wurde offenbar nicht 
weiterverfolgt, sie taucht in der Folge im Protokoll nicht mehr auf. 

Als wichtige Aufgabe der ersten Tage wurde die Schaffung von Ordnungen – es ist die Rede von «Statuten» 
bzw. «Reglementen» – angesehen; der Begriff der «Universitätsordnung» erscheint erst später. Im Protokoll steht 
dazu: «Zur Fertigung der akademischen Statuten wird ein Ausschuss ernannt. Professor Hitzig, Bluntschli, 
Schönlein, von Orelli. – Professor von Orelli möchte die Geschäftsordnung für die Fakultäten entwerfen. – Profes-
sor Bobrik den Geschäftskreis für den Pedell. – Die philosophische Fakultät soll die Aufnahmeprüfungen über-
nehmen. – Die übrigen Bestimmungen werden erst später ihre Erledigung finden.»29 Obwohl also schon einige 
Pendenzen vorhanden waren, fand die dritte Senatssitzung erst Anfang Juni statt: «1833 Juny. 1 – [am Rande:] 
Gegenwärtig: Alle. – Dritte Senatssitzung. – Nach einer Zuschrift des Erziehungsrathes vom 2. May werden  
die medicinisch-chirurgischen Anstalten u. Sammlungen der Universität übergeben. Wurde der medicinischen 
Fakultät überwiesen, welche das Ganze zu besorgen übernommen hat.  – Nach Zuschrift vom 18ten May soll  
die Rechnung über kleinere Auslagen auf Druckkosten u. Schreibmaterialien dem Erziehungsrath viertheljährlich 
vorgelegt werden. – Nach Zuschrift vom 25ten May ist ein Gutachten über die Ferien einzureichen. – Beschlossen 
– Sommerferien 14 Tage vom Montag nach Anfang der Hundstage an. – Herbstferien von Mitte September  
bis Ende October. Frühlingsferien: vom ersten bis 18ten April. An Pfingsten und Weihnacht keine Ferien.»30 
Die Übersicht über die drei ersten Sitzungen des Senats zeigt eindrücklich die Situation des Aufbruchs. 
Der Aufbau der neuen Institution beginnt quasi bei Null. Es gibt – ausser den im Gesetz festgelegten Regeln 
und Modalitäten – keine Ordnung. Es gibt keine Infrastruktur – ausser es ist eine voruniversitäre Sammlung 
oder Einrichtung zu übernehmen. Es gibt Lehrpersonal, neben den Senatoren als ordentliche Professoren 
auch ausserordentliche und Privatdozenten, doch die Art und Weise, wie das Semesterprogramm zustande 
kommt, muss gelernt werden, die Zusammenarbeit mit dem «Kantonsschulverwalter» als administrativer Dienst 
von Kantonsschule (Gymnasium) und Hochschule klappt nicht auf Anhieb, es fehlt auch eine interne Ad-
ministration: die Funktionen Pedell und Sekretär müssen noch besetzt werden. Dazu kommt, dass der Senat in 
vielen Fragen nicht selbst entscheiden kann, sondern vom Erziehungsrat abhängig ist, so beispielsweise 
in allen finanziellen Fragen – symptomatisch die Nachricht, dass der Senat auch «über kleinere Auslagen» dem 
Erziehungsrat nicht nur Rechenschaft ablegen, sondern die konkrete Zahlung beantragen muss, und zwar 
vierteljährlich. In die Zukunft weist der Beschluss, wonach drei Mitglieder des Senats sich zu schaffenden 
Rechtsgrundlagen widmen wollen – die drei Fragenkomplexe werden später in die erste Universitätsordnung 
Zürichs eingearbeitet. 

28	 StAZH Z 70 2839, S. 2.
29	 Ebda.
30	 StAZH Z 70 2839, S. 3.
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Der Senat entpuppt sich in seiner Frühphase nicht nur als formell zuständiges Organ der Universität, sondern 
auch als Aufbau- und Arbeitsorganisation. Das zeigt nur schon ein Blick auf die Sitzungsfrequenz. Im ersten 
Sommersemester 1833 finden im April zwei, im Juni drei sowie im Juli vier Sitzungen statt, insgesamt also deren 
neun. Das klingt später dann zwar ab, es gibt aber bei Bedarf immer wieder intensive Phasen, so in den An-
fangszeiten vor allem die Erarbeitung der Universitätsordnung. 1833 geht es aber noch nicht darum, sondern 
vor allem um die bereits genannten Themen sowie über die Meisterung der «Inscription», der Einschreibung 
der Studierenden und allenfalls auch von «Hospitanten» in die Vorlesungen, gepaart mit der Einsammlung 
der Kollegiengelder und der Wegweisung der Nicht-Eingeschriebenen31, die Erstellung des «Lectionskataloges» 
(Vorlesungsverzeichnis), die Zusammenarbeit mit der «Spitalpflege» bzw. mit dem Spital («Die Spitalpflege 
ist zu ersuchen, zwey Zimmer für kranke Studierende einzurichten») sowie die Zusammenarbeit der Universität 
mit der Stadtpolizei Zürich. Zur Klärung der Zusammenarbeit mit der Stadt bzw. der Polizei, inhaltlich zur 
Frage des Verhältnisses zwischen städtischem Polizeirecht und der inneruniversitären Disziplinarordnung, 
ordnet der Senat am 9. Juli 1833 eine grosse Delegation ab «zur Aushandlung mit der Policey; delegiert sind alle 
Dekane sowie Rechtsprofessor Bluntschli.

3.2.2	 Erste Universitätsordnung 1836 und die Rolle des Senats bei der inneren Aufsicht und  
	 Ordnung der Universität 
Der Begriff «Universitätsordnung» findet sich nicht im Unterrichtsgesetz von 1832. In § 189 sind einige «Regle-
mente» bzw. Verordnungen genannt, deren Beschluss in der Befugnis des Erziehungsrats sind (allerdings der 
Genehmigung durch die Regierung bedürfen): Disziplinarordnung, Ordnung über die Aufnahmeprüfungen, 
Geschäftsordnung der Fakultäten und des Senats, Pflichten und Befugnisse des Rektors, «Programm», Dauer 
der Ferien, «Aufzählung der Collegien». Keines dieser Stichworte ist geeignet, den Inhalt der später beantragten 
und erlassenen Universitätsordnung vollständig zu umschreiben; am meisten stimmt der dritte Punkt, die 
«Geschäftsordnung der Fakultäten und des Senats, Pflichten und Befugnisse des Rektors», mit der schliesslich 
1836 erlassenen Ordnung überein; die Universitätsordnung regelt indessen viele weitere Punkte.

Die Universitätsordnung nahm ihren Anfang im Senat. Am 10. März 1835 wurde im Protokoll notiert: «Der vom 
Rector vorgelegte Entwurf über die Universitäts-Ordnung wird an eine Commission gewiesen, welche bestehen 
soll aus einem Mitglied des Erziehungsrathes, aus einem Juristen, aus einem Professor, der die Einrichtungen 
anderer Universitäten kennt. Es wurden gewählt: Orelli, Löw und Oken. Der letztere hat den Vorsitz zu führen. 
– Der Entwurf kommt sodann vor die einzelnen Fakultäten und nachher erst vor den Senat.» Der Eintrag ist 
höchst interessant und verdient eine genauere Betrachtung. Zunächst: Die Initiative lag offensichtlich beim 
Rektor. Es gab keinen Auftrag an diesen, eine solche Ordnung vorzubereiten. Und auch die Reaktion des Senats 
zeigt, dass der Rektor den Entwurf wohl im Alleingang in Angriff genommen hatte. Dass der Senat den Entwurf 
nicht materiell diskutierte, obwohl er von seinem Rektor erarbeitet worden war, sondern nur einen Beschluss 
zu einem alternativen Vorgehen fällte, könnte auch als Kritik am Vorgehen interpretiert werden. Immerhin: Der 
Senat wies den Entwurf an eine Kommission, der der Rektor angehören und die er präsidieren sollte. Ein Affront 
gegen den Rektor war offensichtlich nicht beabsichtigt. Die Dreierkommission mit dem Rektor als Präsident  
ist auch aufschlussreich. Von den beiden anderen Mitgliedern sollte der eine den Erziehungsrat vertreten, der 
andere Jurist sein und Verhältnisse an anderen Universitäten kennen. Damit waren Johann Kaspar von Orelli 
und Ludwig Freiherr von Löw fast gesetzt.32 Von Orelli war als treibende Kraft im Erziehungsrat für die Gründung 
der Universität sowie als Dekan der Philosophischen Fakultät (er war ausserordentlicher Professor für 

31	 StAZH Z 70 2839, S. 3 (15. Juni 1833) «Beschlossen – Sämtliche Docenten sollen aufgefordert werden, ihre Inscriptionslisten zur 
Vergleichung an den Schulverwalter einzusenden, und sich streng nach dem Gesetz hinsichtlich der Honorarien zu richten, nämlich 
die Inscription nur gegen den Schein des Schulverwalters zu gestatten. […] Damit keine Hospitanten die Collegien besuchen, sollen 
Platzkarten ausgetheilt werden. – Der Pedell soll nach Verfluss von 14 Tagen, und so oft es der Docent verlangt, die Nicht-Inscribirten 
aus dem Auditorium weisen. Er erhält von jedem Studenten für Citation oder Mahnung 10 Schilling, wenn es der Fall erfordert, z.B. 
wenn der Student das erste Mahl nicht Folge geleistet hat.»

32	 «Vertreter des Erziehungsrates»: Von den ordentlichen Professoren war 1835 keiner Mitglied des Erziehungsrats. Von Orelli war 
ausserordentlicher Professor, allerdings als Dekan der Philosophischen Fakultät regulärer Senator. Im Erziehungsrat waren noch 
zwei weitere Hochschulprofessoren (Fr. Ludwig Keller, ordentlicher Professor  ab 1838, sowie Heinrich Escher, ausserordentlicher 
Professor) – 1835 waren sie als ausserordentliche Professoren keine Senatoren.  
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romanische Sprachen) auch im Aufbau der Universität zwar ein pointierter Analytiker, aber dennoch ein 
ausgesprochen loyaler Kollege.33 Von Löw (1803-1868) war Ordinarius für Deutsches Recht, und später Rektor 
der Universität (1836-1838). Das Kriterium, die Verhältnisse an anderen Universitäten zu kennen, erfüllte 
von Löw vor allem durch seine Herkunft (Universität Heidelberg), wo er vor seiner Berufung nach Zürich seit 
1826 Privatdozent gewesen war.  Die Dreierkommission sollte den Entwurf Okens nochmals diskutieren 
und einen revidierten Entwurf in eine Vernehmlassung (das Wort gab es damals noch nicht) bei den Fakultäten 
geben, bevor eine bereinigte Fassung wieder in den Senat kommen sollte. Dieser universitätsinterne Prozess 
ist relativ gut fassbar. Es gibt in den Akten des Rektorats dazu ein Dossier Z 70.10, das Universitätsordnungen 
des 19. Jahrhunderts mitsamt Entwürfen enthält; der Originalentwurf von Rektor Oken ist allerdings 
nicht darunter.34 
 
Der Senat erhielt das Geschäft Anfang 1835 wieder auf den Tisch. In seiner 26. Sitzung, am 30. Januar 1836, wird 
an der Sitzung die «Berathung der Universitäts-Ordnung» vorgenommen. Die Beratung wurde in der Folge an 
mindestens sechs weiteren Sitzungen fortgesetzt. An der Sitzung vom 21. Mai 1835, schon unter dem zweiten 
Rektor von Löw, erscheint das Traktandum letztmals zur materiellen Bearbeitung im Senat: Unter der prozedu-
ralen Vorgabe, dass «die Verhandlungsform über die Universitätsordnung in möglichster Kürze bestehen» 
solle, wurde an der fast fertigen Fassung nur noch weniges geändert: «Die Universitätsordnung kommt in ihren 
einzelnen §§ zur Berathung, und folgende Anregungen an der vorliegenden Redaction wurden beschlossen: 
§ 4 erhält den Zusatz: ‹unter dem Vorsitze des zeitigen Rectors› , § 7 erhält den Zusatz hinter den Worten: auf die 
letzteren folgen die ‹Privatdocenten und unter ihnen zuerst die Graduirten›. § 8 ändert statt ‹Semester› 
‹längere Zeit›.» Am 25. Mai wurde dann noch der begleitende Bericht von Prof. Georg Wilhelm Sell, Ordinarius 
für Römisches Recht, im Plenum redigiert und verabschiedet sowie dem Erziehungsrat zugesandt.35 
Im Erziehungsrat erscheint das Geschäft «Universitätsordnung» erstmals am 13. Juni 1835.36 Die Behandlung im 
Erziehungsrat brauchte zwar ein ganzes Jahr, bis dieser seinerseits der Weiterleitung zum Regierungsrat 
zustimmte. Der Regierungsrat genehmigte das Geschäft am 8. Oktober 1836. Die Universitätsordnung wurde im 
Amtsblatt veröffentlicht.37

Der Senat hatte gute Vorarbeit geleistet. Die Vorlage war zu einem hübschen Geschäft angewachsen, ins-
besondere gewann das Vorhaben durch den Bericht von Prof. Sell, der die Form des klassischen Kommentars 
annahm. Es ist anzunehmen, dass Sell nicht nur den Bericht verfasste, sondern auch dem Schlusstext des Senats 
den Stempel aufdrücken konnte. Jedenfalls ist der Bericht sprachlich einwandfrei und sehr argumentativ. Und 
er lässt auch Meinungsverschiedenheiten innerhalb des Senats erkennen, indem in mindestens zwei Fällen 
Mehrheits- und Minderheitsmeinungen formuliert werden. Das betrifft insbesondere das Thema Rektorenwahl 
(§ 44), das Sell folgendermassen umschreibt: «Dem zu Anfang bemerkten Grundsatze entsprechend, hat der 
akademische Senat die Bestimmung des § 173 des Schul-Gesetzes, welcher das Recht der Wahl des Rektors auf 
die Amtsdauer von 2 Jahren dem Erziehungsrathe beilegt, nur unverändert aufgenommen; dagegen hat die 
Mehrheit der Mitglieder dem Beschlusse beigestimmt, den Wunsch auszusprechen, dass durch ein neues Gesetz 
die Wahl des Rektors aus der Mitte des akademischen Senats allein Professoren übertragen werde. (gestrichen: 
und die Minorität sagt dazu (§ 56) noch den weiteren Wunsch, dass die Dauer des Rektorats auf ein Jahr be-
schränkt werden möge.) – Die Gründe für diesen Wunsch sind folgende: 1. Auf allen deutschen Universitäten, wie 
auch auf der neu eröffneten Berner Hochschule, wählen die Professoren den Rektor, und die Staatsregierung  
hat höchstens das Recht der Bestätigung. – Nun ist zwar der Senat keineswegs der Ansicht, dass die auf anderen 
Universitäten bestehenden Einrichtungen auf unsere Hochschule übertragen werden sollen, wenn sie dem 

33	 Robert Keist, Johann Caspar von Orelli als Begründer der Zürcheri¬schen Kantonsschule und Universität. Zürich 1933. Peter Stadler. 
Johann Caspar von Orelli, Zürichs zögernder Universitätsgrün¬der, in: Gegen Unwissenheit und Finsternis, hg. von Michele C. 
Ferrari, Zürich 2000, S. 355–364.

34	 Als ältester Entwurf ist eine Fassung nach der Kommissionsberatung vorhanden, der dann durch Diskussion und Beschlüsse des 
Plenums des Senats verändert wurde (zahlreiche «Korrekturen»). 

35	 StAZH Z 70 2839, S. 21f.
36	 StAZH UU 1.12, S. 449.
37	 Publiziert im Amtsblatt in drei Folgen an den Publikationsterminen 1.11.1836 (S. 325-326, § 1-32); 8.11.1836 (S. 333-334, § 33-61) und 

11.11.1836 (S. 337-338, § 62-85).
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Geiste der hiesigen Staatsverfassung, oder mit anderen organischen Bestimmungen nicht im Einklange stehen; 
ebenso ferne ist dem Senate der Wunsch, die Universität zu einer selbständigen, von den übrigen 
öffentlichen Unterrichts-Anstalten getrennten Corporation, nach Art der älteren Deutschen Universitäten, 
umzubilden; (…).»38 
 
Inhaltlich beschäftigen sich die §§ 1-6 unter dem Titel «I. Allgemeine Bestimmungen» mit der Hochschule und 
den professoralen Verpflichtungen. Unter dem Titel «II. Geschäftsordnung des academischen Senates» befassen 
sich §§ 17-17 mit der Organisation des Senats (Einberufung, Sitzungspflicht, Quorum, Führung der Traktanden, 
Erteilung der Rede, Abstimmung, Aktuariat, Protokoll, Zirkularentscheide). Unter «III. Verrichtungen des 
Rectors» regeln die §§ 18-25 die Aufgaben und Zuständigkeiten des Rektors. Kapitel IV wiederholt unter dem 
Titel «Geschäftsordnung der Dekane und der Facultäten» (§§ 26-32) die organisatorischen Vorgaben auf Stufe 
der Fakultäten. Kapitel «V. Zulassung von Privatdocenten» ist der dritten Lehrkategorie gewidmet und wieder-
holt auch die Zuständigkeiten des Erziehungsrats in dieser Sache (§§ 33-46). Es folgen die Bestimmungen 
zu den Vorlesungsverzeichnissen und zur Einschreibung («VI. Verzeichnis der Vorlesungen und Einschreibung 
zu denselben.») in den §§ 47-52; zu den Zeugnissen («VII. Zeugnisse») in den §§ 53-59; zu den akademischen 
Schriften («VIII. Academische Schriften») in den §§ 60-61; den Promotionen («IX. Promotionen», § 62); den Ferien 
(«X. Ferien», § 63); den Universitäts-Anstalten (§ 64); den Sprachlehrern (§ 65). Die letzten beiden Kapitel XIII 
und XIV sind den Geschäften des Kantonsschulverwalters und des Pedells gewidmet (§§ 66-70 sowie 71-85); die 
letzte Bestimmung war wohl zentral für das Funktionieren des Ganzen: Der Pedell war verpflichtet, «das 
Docentenzimmer zu besorgen»!39 
 
Die erste Universitätsordnung war ein wichtiges Dokument für die junge Institution. In 85 Paragrafen wurde 
das ganze Universitätsleben in Rollen und Aufgaben, in Pflichten und Rechte verpackt. Der Senat hatte die 
Initiative dafür ergriffen und sich viel Zeit für das Geschäft genommen. Die erziehungsrätliche Fassung wich 
zwar vom Senatsentwurf ab, wichtige inhaltliche Änderungen gab es aber wenige, insbesondere hatte der 
Erziehungsrat keine grundsätzlichen Einwände, vor allem nicht zu den akademischen Festlegungen. Das war 
angesichts der «kulturellen Diversität» zwischen dem fast nur aus Exil-Deutschen bestehenden Senat und dem 
sehr zürcherischen Erziehungsrat nicht zu erwarten gewesen. Nicht nur hatten sich die Senatoren mit dem 
in Zürich Möglichen auseinandergesetzt, in der Sache war es sicher auch der Vermittler Johann Kaspar von 
Orelli, der als Dekan der Philosophischen Fakultät im Senat mitwirkte, und als Erziehungsrat mit dem Nimbus 
des Universitätsgründers beide Seiten vertrat – und eben vermitteln konnte. Es wäre reizvoll, im Vergleich 
mit ähnlichen Dokumenten anderer Universitäten die Frage zu erörtern, welche universitären Vorbilder für den 
Charakter und die Kultur der Zürcher Hochschule identifiziert werden können.40

3.2.3	 Unterrichtsgesetz 1859 und ein «demokratischer» Versuch 1872
Erziehungsdirektor Dubs41 veröffentlichte Anfang Februar 1857 einen Entwurf für ein neues Unterrichtsgesetz, 
der zur Stellungnahme auch an die Universität ging. Der Senat bildete daraufhin eine «Commission», und am 
28.5.1857 beriet das Senatsplenum die Vorlage und den Kommissionsantrag. Die Beratungen bezogen sich 
einzig auf die die Hochschule betreffenden Bestimmungen und sind relativ detailliert protokolliert. Im Protokoll 
vom 28. Mai heisst es unter dem Titel «Berathung des von der Commission ad hoc eingereichten Entwurfs zur 
Reform des Hochschulwesens»: «Den Hauptgegenstand der heutigen Berathung bildet der von der Commission 
des Senates auf Grundlage der Eingaben der Facultäten ausgearbeitete Entwurf einer Abänderung des Hoch-
schulgesetzes, wobei es sich für heute nur [um] die Paragraphen 142-193 handelt. Es wird beschlossen, die 
Berathung nach der Folge der Paragraphen vornzunehmen.»42 – Gegen Ende 1859 stimmte der Grosse Rat dem 
neuen Unterrichtsgesetz zu. Am Neujahrstag 1860 schrieb Dubs an einen Freund: «Das Jahr 1859 war für mich 

38	 StAZH Z 70.10.
39	 Zur Funktion des Pedells siehe auch Guyer, Pedell (wie Anm. 10).
40	 Im Vordergrund stünden Vergleiche mit den Universitäten Heidelberg, Würzburg, Giessen und München, wo Hitzig, von Löw, Rettig 

und Oken vor ihrem Zürcher Einsatz tätig waren. Interessant wäre auch Bonn, wo Bobrik herkam. Bonn, eine Neugründung von 1818, 
wird später auch einmal als «Schwesteruniversität» bezeichnet.

41	 Vgl. Anm. 16.
42	 StAZH Z 70.2839, S. 140ff. (28.5.1857).



Universität Zürich �  29  |  119

der Abschluss des grossen Werkes, an dem ich drei Jahre gearbeitet, des Schulgesetzes. Im Ganzen ist’s ein 
Werk, das Zürich Ehre macht und hoffentlich auch Nutzen bringen wird.»43 
 
Für die Universität war ein Nutzen des neuen Gesetzes durchaus vorhanden, brachte es doch – endlich aus 
Sicht des Senats – die Wahl des Rektors durch die Universität selbst, den Senat. Das hatte man schon 1835, im 
Antrag auf die erste Universitätsordnung, als Forderung vorgebracht. Und es war auch nicht sinnvoll, den 
Erziehungsrat, der die unmittelbare Aufsicht über die Universität ausübte, mit dieser für die Autonomie und 
Unabhängigkeit der Wissenschaftsinstitution wichtigen Symbolhandlung der Wahl eines Rektors zu betrauen. 
Die erste Rektorenwahl, die der Senat nach dem Dubs’schen Unterrichtsgesetz durchführte, erfolgte 1860 für 
die Rektoratsperiode 1860–1862. Im Protokoll der Sitzung vom 11. Januar 1860 lesen wir: «Der Hauptgegenstand 
bildet die Wahl des Rectors durch den Senat. Sie wird nach dem von der Commission entworfenen und von 
dem Senate provisorisch angenommenen Reglemente vorgenommen, nachdem die HH Proff. Fritzsche und 
Städeler zu Stimmenzählern erwählt worden sind. Im ersten Wahlgange wird gewählt durch zehn Stimmen von 
sechszehen Hr. Prof. Rüttimann.44 Da Hr. Prof. Rüttimann die Wahl ablehnt, so wird, gleichfalls im ersten 
Wahlgang, mit zehn Stimmen von siebenzehen gewählt Hr. Prof. Osenbrüggen. Er erklärt, dass er die Wahl 
annehme und wird vom Herrn Rector glückwünschend begrüsst. Der Secretär, Ludwig Ettmüller.»45 
Der Regierungsrat bestätigte diese Wahl, womit Eduard Osenbrüggen46, der aus dem hohen Norden Deutsch-
lands (Uetersen in Holstein) stammende Zürcher Ordinarius für Strafrecht der Staatswissenschaftlichen 
Fakultät, der 1869 (also während seiner Rektoratszeit) Bürger von Fluntern ZH wurde, der erste Rektor der 
Universität Zürich, der von seinen Kollegen in dieses Amt gewählt wurde. Er hatte dazu gewissermassen Anlauf 
genommen, denn bereits unter dem alten Wahlregime, gewählt durch den Erziehungsrat, war Osenbrüggen 
schon zweimal Rektor der Universität gewesen (1852–1854 sowie 1860–1862). 
 
Brachte das totalrevidierte Unterrichtsgesetz von 1859 ausser der Rektoratswahl kaum materielle Änderungen 
im Hochschulbereich, so waren die Folgejahre nicht ohne Konsequenzen. Die sog. «Demokratische Bewegung» 
der 1860er Jahre zielte in Zürich auf alle Errungenschaften des «Systems Escher», der liberalen Regierung, 
mindestens seit ihrer Reetablierung im Jahr 1845.47 Die Hochschule hatte allen Grund zur Besorgnis, denn auch 
sie wurde als liberale Errungenschaft, als Teil des Systems Escher, empfunden – nicht zu Unrecht, war doch die 
Gründung der Universität ein deutliches Zeichen liberaler Gesellschaftsauffassung, und auch die Stellung von 
Alfred Escher48 im Erziehungswesen zielte stark auf Hochschulfragen. Ihm wird ja häufig die Gründung des 
Zürcher Polytechnikums zugeschrieben, und in der Zürcher Universität war Escher eine Zeit lang als Erziehungs-
direktor federführend tätig (1850–1855). 

Die demokratischen Exponenten zielten auf Escher, nicht vordringlich auf die Hochschule. Dennoch waren ihre 
politischen Ziele mit den an der Universität verwirklichten und gelebten nicht deckungsgleich, was sich 
nach dem überwältigenden Sieg der Demokraten 1869 noch zeigen sollte. Die Universität war seit ihrer Grün-
dung stark verbunden mit ihrem Träger, dem Kanton Zürich. Das ergab unter liberaler Führung keine grösseren 
Probleme – die Ziele eines Johann Kaspar von Orelli und jene der aufgebauten und eingerichteten Hochschule 

43	 Zit. nach F. Zehender. Dr. Jakob Dubs, ein schweizerischer Republikaner, Zürich 1880, S. 35.
44	 Johann Jakob Rüttimann, 1813-1876, 1844-56 Zürcher Regierungsrat, auch Ständerat und Bundesrichter. PD Universität Zürich 1844, 

Ordinarius für Zürcher Privatrecht und Schweizer Staatsrecht 1854-1871. Vgl. auch Riccardo Jagemetti. Johann Jakob Rüttimann: 
Mitgestalter der Schweiz im Umbruch. NZZ. Zürich 2018.

45	 Z 70.2839, S. 170 (11. Jan. 1860).
46	 Eduard Osenbrüggen, 1809-1879, von Uetersen (Holstein), 1851 als Ordinarius für Strafrecht nach Zürich berufen, seit 1869 Bürger 

von Fluntern, zahlreiche Publikationen (ein Schwerpunkt war germanisches Recht). Dreimal Rektor der Universität Zürich  
und Ehrenbürger der Stadt Zürich. Vgl. auch Werner Weber. Ein Fremder findet die Schweiz: Eduard Osenbrüggen (1809-1879).  
Zürich 1986.

47	 Zur Demokratischen Bewegung vgl. Martin Schaffner. Die demokratische Bewegung der 1860er Jahre. Beschreibung und Erklärung 
der Zürcher Volksbewegung von 1867. Helbing&Lichtenhahn. Basel 1982. – Spezifischer für Zürichs Verfassung 1869: Alfred Kölz.  
Der demokratische Aufbruch des Zürchervolkes. Eine Quellenstudie zur Entstehung der Zürcher Verfassung von 1869. Schulthess. 
Zürich 2000.

48	 Alfred Escher, 1819-1882, 1845-1855 Mitglied des Erziehungsrats, ab 1850 als Präsident. 1850-1855 Erziehungsdirektor.  
Vgl. Stefan G. Schmid. Die Zürcher Kantonsregierung seit 1803. Schulthess. Zürich 2003. S. 342. – Nach Escher wurde Jakob Dubs 
(1855-1861), danach Eduard Suter Erziehungsdirektor (1861-1869).
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waren nahezu identisch. In dieser Situation war es oft angenehmer, sich als Senat auszusprechen und  
dann einig an den Erziehungsrat zu gelangen. Die Demokraten hingegen opponierten gegen elitär-akademische 
Zielsetzungen. Sie sprachen der Verankerung von Bildung im Volk das Wort, sie politisierten Bildung für 
gesellschaftliche Zielsetzungen. Das zeigt nur schon ein Blick auf die neue Verfassung von 1869. Artikel 62 
lautete: «Die Förderung der allgemeinen Volksbildung und der republikanischen Bürgerbildung ist Sache des 
Staates. Zur Hebung der Berufstüchtigkeit aller Volksklassen wird die Volksschule auch auf das reifere  
Jugendalter ausgedehnt werden. Die höheren Lehranstalten sollen unbeschadet ihres wissenschaftlichen 
Zweckes den Bedürfnissen der Gegenwart angepasst und mit der Volksschule in organische Verbindung 
gebracht werden.»49 Der letzte Satz anerkennt sogar auf Verfassungsstufe einen möglichen Gegensatz von 
«Wissenschaft» und den «Bedürfnissen der Gegenwart» – die konkrete Politik der Folgejahre sollte dann zeigen, 
ob es gelang, diese Instrumentalisierung «unbeschadet ihrer wissenschaftlichen Zwecke» zu realisieren.

Der Senat hatte sich gemäss dem Gesetz von 1859 entwickelt. Er nahm seine Aufgaben wahr, brauchte dazu 
aber nicht mehr so viel Sitzungen wie zu Beginn des Universitätsaufbaus. 1866 etwa wurden sechs Sitzungen 
abgehalten, 1867 aber nur deren drei. 1868 wurde in der Januarsitzung über das «Preisinstitut» gesprochen, 
nachdem bisher nur unregelmässig Preisfragen ausgeschrieben worden waren. Eine eingesetzte Kommission 
schlug vor, zu einer regelmässigen Durchführung zu schreiten und ein solches fortan jährlich auszuschreiben, 
«was angenommen ward». Es solle solches «am Stiftungstage bekannt gemacht» werden, die Antworten 
seien «vom Verfasser an das Rectorat anonym einzusenden».50 An der gleichen Sitzung sollte es zur Rektoren-
wahl kommen. Doch: «Die Wahl des Rectors kann nicht stattfinden, da nicht 2/3 der Senatsmitglieder anwesend 
sind. Nachdem der Hr Rector seine ernste Missbilligung der geringen Theilnahme an den Sitzungen aus-
gesprochen hat, wird beschlossen, Sitzung zur Wahl des Rectors nächsten Dienstag punkt 6 Uhr zu halten.»51 
Der nächste Dienstag war der 14. Januar. Im Protokoll heisst es dann: «Zum Rector der Universität wird gewählt 
mit 15 Stimmen Hr. Prof. Regelsberger. Er erklärt seine Annahme. Einzelne Stimmen erhielten Proff. v. Wyss 5, 
Temme 4, Rüttimann 2, H. Fick 1.»52 

1869 war ein Schicksalsjahr für den Kanton Zürich. Die Demokratische Bewegung war in Zürich besonders  
stark – und sie zielte auf eine Ablösung der herrschenden freisinnigen Dominanz bzw. auf einen Macht- und 
Verfassungswechsel. Die neue Verfassung, die sich der Kanton Zürich 1869 gab, war pionierhaft hinsichtlich  
der Volksrechte.53 Statt von direkter Demokratie sprach man in Fachkreisen auch von «reiner» Demokratie!54 
 Bezüglich der Universität war – wie schon erwähnt – der Einzug der gesellschaftlichen Bedürfnisse der Gegen-
wart in die Verfassungsziele relevant, für die Umsetzung dieses Ziels war der oberste Schirmherr der Hoch-
schule, der neugewählte Johann Caspar Sieber, als Erziehungsdirektor höchstpersönlich zuständig.55 Dieser 
brachte die bisherige Ordnung ziemlich ins Wanken. Daran musste sich der Senat erst gewöhnen. – Auch  
der Erziehungsrat, der trotz Hochschulkommission gemäss Unterrichtsgesetz von 1859 immer noch die zentrale 
Behörde war, wurde zwar nicht völlig, aber doch neu zusammengesetzt – die Demokraten dürften in der 
Mehrheit gewesen sein, jedenfalls war das Präsidium ganz der neuen Richtung zugetan.  

Für den Senat begannen harte Zeiten. Schon der Verfassungsentwurf, den der Verfassungsrat 1868 ver-
abschiedete und dann in eine grosse Vernehmlassung bei jedermann gab, enthielt eine für die Universität 
ungünstige und bisherige Besitzstände tangierende Bestimmung, die der Verfassungsgeber zur Schwächung 
einer als zu mächtig empfundenen Bürokratie formuliert hatte: die Abschaffung der lebenslänglichen 

49	 Nach Kölz (wie Anm. 42), S. 87.
50	 StAZH Z 70.2839, S. 227 (10.1.1868).
51	 StAZH Z 70.2839, S. 228 (10.1.1868).
52	 StAZH Z 70.2839, S. 228 (14.1.1868).
53	 Vgl. Kölz (wie Anm. 42).
54	 «Reine» Demokratie, etwa: Emanuel Müller. Eine rein demokratische Republik. Der Kanton Zürich zu Anfang des XX. Jahrhunderts. 

Zürich 1908.
55	 Zu Johann Caspar Sieber gibt es kaum fundierte neuere Studien. Die einzige jüngere Monografie ist: Michael Köhler. Johann Caspar 

Sieber. Ein Leben für die Volksrechte (1821-1878). Chronos. Zürich 2003; sie ist allerdings etwas einseitig, lobt Sieber als Pionier der 
Volksrechte, bedauert die Niederlage bei der Abstimmung über das neue Schulgesetz und spart das Problem zwischen Sieber und 
der Zürcher Universität weitgehend aus.
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Stellung der Beamten, die auch für Lehrer und Geistliche gelten sollte. Das hätte Wahl auf Amtszeit mit regel-
mässigen Wiederwahlen auch für die Universitätsprofessoren bedeutet. In der gutbesuchten Sitzung vom 
5. Februar 1869 – von 25 Senatoren waren deren 21 anwesend – legte Rektor Osenbrüggen die Sachlage gleich 
auf den Tisch: «Er [der Rektor] berichtet sodann Folgendes: Veranlasst durch einige Bestimmungen des in 
erster Berathung angenommenen Verfassungsentwurfs für den Canton Zürich, welche mit den Rechten der 
Universitätslehrer in Conflict sind, hat der Senatsausschuss zur Wahrung dieser Rechte die erforderlichen 
Schritte vorbereitend beschlossen, und zunächst die staatswissenschaftliche Facultät um ein juristisches 
Gutachten über jene Bestimmungen ersucht. Die Facultät hat sich dieses Auftrages durch ein von dem Decan 
derselben, Herren Professor Boretius, verfasstes Schriftstück entledigt, welches dem Senatsausschuss, mit 
allen Puncten desselben einverstanden, den weiteren Schritten zu Grunde zu legen beschloss. Er liess deshalb 
von zwei Vertrauensmännern eine auf das Gutachten basierte Eingabe an den H. Verfassungsrath entwerfen, 
und beide Schriftstücke an die Mitglieder des Senats vertheilen. Dieselben liegen diesem Protocoll bei.  
Der Hr. Rector bittet den Senat, die Eingabe zu der seinigen zu machen. – Ein in diesem Sinne von Herrn 
Professor Keim gestellter Antrag wird nach längerer Debatte, an der sich die HH Prof. Rüttimann, Osenbrüggen, 
Böhmert, Kym, Boretius, Schrader, Biedermann, Fr. v. Wyss, Frey, Büdinger, Bursian betheiligen, und nach 
Ablehnung einiger von H. Prof. Böhmert und Schrader gestellter Änderungsanträge einstimmig angenommen. 
– Auf den Vorschlag des Hr. Prof. Rüttimann wird von der Eingabe ein geschriebenes und unterschriebenes 
Exemplar dem Präsidenten des H. Verfassungsraths, ferner jedem Mitgliede ein gedrucktes Exemplar durch die 
Post zugestellt und die übrigen durch den Weibel im Sitzungslocal vertheilt werden.» 56 – Das aktive Verhalten 
des Senats trug schliesslich insofern Früchte, als dass im Verfassungstext die Lehrkräfte, die auf Amtszeit 
gewählt werden sollten, auf jene der Volksschule beschränkt blieben; die universitären Lehrer wurden einfach 
nicht genannt. Das ergab Spielraum für den Regierungsrat, der teils weiter lebenslängliche Anstellungen an 
der Universität praktizierte, teils aber auch Anstellungen verfügte, die zeitlich limitiert waren.57

Dass sich die Demokratische Bewegung mit Bildungsfragen auseinandersetzte und teilweise Positionen gegen 
die bisherige Politik formulierte, machte die neuen Machthaber vorbefasst. Selbstverständlich liegt ein 
solcher Mechanismus dem demokratischen System zugrunde und ist, wenn es Spielraum gibt für Neuerungen, 
nicht nur nicht abzulehnen, sondern im Sinn des Votums, das der Stimmbürger an der Urne gegeben hat, zu 
befürworten. Es wird von den Neuen allerdings erwartet, dass sie sich, einmal im Amt, mit den Argumenten des
Bisherigen gleich auseinandersetzen wie mit den Überzeugungen, die sie als Wahlkämpfer gewonnen und 
vertreten haben. Die Demokratische Bewegung hatte sich in Sachen Bildungspolitik vor allem mit der Volks-
schule befasst und ein Fragezeichen hinter die bisherige Ausbildung der Volksschullehrkräfte gesetzt. 
Zudem war ihr die Aufwertung der Sekundarschule ein wichtiges Anliegen, weshalb ein besonderes Augenmerk 
auch hier der Ausbildung von Lehrkräften galt. Diese Vorüberlegungen flossen bereits unter liberaler 
Herrschaft in die Bildungspolitik ein, erhielten mit dem Machtwechsel aber eine deutliche Akzentuierung. Im 
Zentrum stand auch die Frage, wie die Lehrerbildung mit der Universität zu verbinden sei; wichtige Exponenten 
der Demokratischen Bewegung, auch der neue Erziehungsdirektor Sieber, hatten sich für eine Integration der 
ganzen Lehrerbildung, insbesondere auch der Primarlehrer, in die Universität starkgemacht. 

3.2.4	 Berufungen im Strudel der Demokratischen Bewegung
Der Erziehungsrat spielte bei Berufungen seit Beginn der Universität eine zentrale Rolle. Er wählte die Professo-
ren (unter Genehmigungsvorbehalt des Regierungsrats). Er war es aber auch, der bei neugeschaffenen 
Lehrstühlen oder bei Vakanzen das Heft in der Hand hielt und auch das Verfahren bestritt – unter Anhörung der 
betroffenen Fakultät, konkret unter Zuzug des jeweiligen Dekans.58 Die heutige «bottom-up»-Zuständigkeit 
– zuerst fachliche Auswahl im Rahmen der Fakultät bzw. fakultären Berufungskommission, dann Instanzenweg 
zu den formell zuständigen Oberbehörden – ist eine Neuorganisation, die mit der Universitätsordnung des 

56	 StAZH Z 70.2839, S. 231f (5.2.1869).
57	 Siehe Gagliardi (wie Anm. 7), S. 622ff.
58	 Sebastian Brändli. Berufungsstrategien als Erfolgsfaktoren: Lehrstuhlpolitik und Berufungsverfahren an den jungen Reformuni-

versitäten der Deutschschweiz. In: Rainer Christoph Schwinges (Hg.). Professorinnen und Professoren gewinnen. Zur Geschichte des 
Berufungswesens an den Universitäten Mitteleuropas. Schwabe. Basel 2012, S. 143–181, hier S. 157f.
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Jahres 1914 Eingang fand.59 Noch in der Ordnung von 1885 hatte es in § 37 geheissen: «Die vom Erziehungsrath 
verlangten Gutachten über die Anstellung eines Professors […] hat die Fakultät dem Rektor zu Handen des 
Senatsausschusses zu übermitteln. – Die Fakultäten sind berechtigt, auch von sich aus auf Persönlichkeiten 
aufmerksam zu machen, welche sich zur Bekleidung einer Professur vorzugsweise eignen würden; doch sollen 
solche Eingaben nicht mit den vorbezeichneten Gutachten verbunden werden.»60 
 
War in der Gründungszeit im Erziehungsrat mit dem Präsidenten Conrad Melchior Hirzel und mit dem «spiritus 
rector» der Universität Johann Caspar von Orelli ein der Universität grundsätzlich loyal verbundenes personelles 
Team für die Umsetzung der Befugnisse entscheidend, ergab sich mit dem demokratischen Umschwung 
ein «politisches» Spannungsfeld zwischen Oberbehörde und Institution, zwischen Erziehungsrat und Senat; 
dies wurde sofort nach dem Umschwung spürbar. Dabei spielte nicht nur die Parteifarbe von zu berufenden 
Professoren eine Rolle, sondern auch die grundsätzliche Sicht auf das, was eine Universität zu leisten hat. 
Der neue Passus in der Verfassung von 1869, wonach die Universität auch «den Bedürfnissen der Gegenwart 
angepasst» werden sollten, ergänzt für die einen, kontrastiert für andere aber die bisherige Zweckbestimmung 
der Hochschule.61 Wie weit der neue Erziehungsdirektor mit der Universität, mit dem Rektor, allenfalls sogar 
mit dem Senat, in einen Diskurs über diese Fragen eintrat, ist unklar. Es scheint eher, dass er die Auseinander-
setzung mit der Universität scheute und seine Überzeugungen letztlich aufgrund seiner Machtbefugnisse 
durchdrückte.62

Mit Beginn der Amtszeit Siebers nahm die Zahl der Berufungen zu. Es wurden neue Lehrstühle geschaffen, 
teils bezahlte, teils unbezahlte. Ab Mitte 1870 häuften sich aber auch die Berufungen, die ohne Zustimmung von 
Fakultät und Senat erfolgten (obwohl die Anhörung der zuständigen Fakultät gemäss Unterrichtsgesetz von 
1859 für den Erziehungsrat obligatorisch war). Der Senat versuchte zunächst, mit feinen Mitteln Kritik zu üben, 
als das nichts fruchtete, wurde die Kritik bissiger, später flaute sie ab. An der Sitzung vom 6. Mai 1870 be-
richtete der Rektor über eine Wahl: «Hr. Osenbrüggen referirt über die Ernennung des Hrn. Aug. Ollivier zum 
ordentlichen Professor an der philosophischen Facultät und den bezüglichen Beschluss des Senatsaus-
schusses. Es wird demgemäss beschlossen, der Erziehungsdirection das Befremden auszudrücken, dass die 
Ernennung mit Umgehung der Facultät erfolgt sei und sie dringend zu ersuchen, dass das Gutachten der 
Facultät gemäss dem klaren Wortlaut des Gesetzes in künftigen Fällen eingeholt werde.»63 «Befremden» war 
die erste Stufe der Verstimmung zwischen dem Senat und dem Erziehungsdirektor. Olivier war aus Dresden, 
aber in Schaffhausen tätig gewesen, und hatte vom Leistungsausweis aus Sicht der Philosophischen 
Fakultät keine Qualität, die ihn zum Ordinarius befähigte. Was Sieber an ihm interessant fand, ist kaum aus
zumachen. Er dürfte aber gewusst haben, dass er die Fakultät um Stellungnahme bitten musste – und wich der 
Konfrontation aus. 

59	 Universitätsordnung 1914, § 37: Die Fakultäten haben das Antragsrecht bei der Besetzung der Professuren. Im Fakultätsbericht soll 
in der Regel zuerst die grundsätzliche Seite der Angelegenheit (Lehrgebiet, wissenschaftliche Richtungen und Methoden) beleuchtet 
und dann ein Ein- bis Dreiervorschlag für die Besetzung gemacht und begründet werden. Dabei sollen sowohl die wissenschaft-
lichen Leistungen als auch die Lehrgabe berücksichtigt werden und für die Entscheidung in erster Linie massgebend sein. StAZH OS 
30, S. 22–47 (08.01.1914).

60	 StAZH OS 21, S. 164–176 (7.3.1885).
61	 Vgl. oben, Anm. 44.
62	 Dieser Aspekt wird von Köhler (wie Anm. 50) nicht ansatzweise erwähnt, Überlegungen zur Hochschulpolitik Siebers finden sich 

nicht, der Hinweis, Sieber sei «erfolgreicher […] bei der Auswahl geeigneter Lehrkräfte für die einzelnen Fachbereiche der Uni-
versität» gewesen (S. 147), wird nicht belegt und folgt wohl der Selbstsicht Siebers. Die Stimme der Universität wird nicht 
berücksichtigt.

63	 StAZH Z 70 2839, S. 244 (6.5.1870).
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Ein zweiter Fall war heftiger. An der Sitzung vom 11. November 1870 referierte der Rektor über zwei Ernen
nungen: «Der Rector legt vor: Anzeige der Ernennung des Hrn Dr. Lange zum ordentlichen Professor an der 
philosophischen Facultät und des Hrn G. Vogt zum ordentlichen Professor an der staatswissenschaftlichen  
Facultät». Darauf ergriff der Dekan der staatswissenschaftlichen Fakultät, Prof. Adolf Exner, das Wort: «Hr. Exner 
referirt über die ohne Abwarten des Facultätsgutachtens erfolgte Ernennung des Hrn Prof. G. Vogt. Auf einer 
Ferienreise begriffen, habe er am 14. September eine Zuschrift der Erziehungsdirection v.d. 9. September 
erhalten mit der Einladung an die staatswissenschaftliche Facultät, über Hrn Prof. G. Vogt ihr Gutachten 
abzugeben und zwar bis spätestens am 16. September, da auf den 17. die Wahl angesetzt sei. Darauf habe er 
sofort erwidert, die sei jetzt während der Ferien und in so kurzer Zeit nicht möglich. Bei seiner Rückkehr habe 
er eine Antwort vorgefunden, dahin gehend: Die Verhandlungen mit Hrn. Vogt seien erst am 9. September 
so weit gediehen, dass die Annahme der Berufung fest stand. Man habe nun die Stelle vor Beginn des neuen 
Semesters noch besetzen wollen und um so eher auch eine kurze Frist ansetzen zu können geglaubt, als 
man angenommen habe, die Facultät werde keine Einwendungen erheben. – Der Senat kann nun nicht noch 
wohl einfach über die Sache hinweggehen; sondern er muss durch einen Protest sein Recht wahren,  
und zeigen, dass das Gesetz verletzt ist, obwohl man sich den Schein gibt, dasselbe beobachtet zu haben.  
Die Anfrage an die Facultät erfolgte so, dass eine Antwort unmöglich war. Es war auch kein Grund vorhanden, 
eine Ausnahme zu machen. Das Gutachten hätte eben eingeholt werden können, bevor die Verhandlungen  
zum Abschluss gekommen. Dass man angenommen habe, die Facultät werde keine Einwendungen erheben, ist  
kein Grund; denn die Erziehungsdirection wird selbstverständlich nur Unterhandlungen anknüpfen, wo sie 
genügende Qualificationen vorhanden glaubt. – Es könnte sich auch fragen, ob nicht der Senat um ein Gut-
achten hätte angegangen werden sollen, nach § 149 des Unterrichtsgesetzes; indessen bleibt dies wohl besser 
unberührt, da es zum mindesten zweifelhaft ist.» 

Darauf meldete sich Herr Prof. Lange – ausgerechnet der zweite neu Ernannte, der ebenfalls im Verdacht war, 
(einzig) als demokratischer Parteigänger portiert worden zu sein – und beschwichtigte: «Hr. Prof. Lange 
glaubt, es handle sich nur um ein Missverständnis, da gesetzlich nicht bestimmt sei, dass die academischen 
Behörden während der Ferien nicht functioniren, da zudem die Sache nicht wichtig sei, weil wirklich zu rügen 
nur der Umstand sei, dass die Zuschriften an die Personen nicht an das Amt adressirt zu werden scheinen.» 
Die Intervention Lange fachte das Feuer zusätzlich an. «Hr. Prof. Boretius64 findet die Wichtigkeit des Vorfalls 
nicht in den Personen, sondern in der Sache, darin, dass eine ganz neue Lehrstelle creirt werde, worüber  
der Senat sich hätte äussen sollen. Die Gründung dieser Professur enthalte einen Eingriff in den wissenschaft-
lichen Charakter der Universität. So werde die Wissenschaft in den Dienst einer politischen Partei gezogen.» – 
«Hr. Prof. Biedermann wünscht, dass neben der Beschwerde über die Umgehung der Facultät auch der Wunsch 
geäussert werde, dass in solchen Fällen der Senat angefragt werde.» – Schliesslich wurde beschlossen, 
«bei der Erziehungsdirection Verwahrung einzulegen gegen die Form des Verfahrens und dabei zu erwähnen, 
dass wegen der Ferien die Abgabe eines Facultätsgutachtens in der angesetzten Frist unmöglich gewesen 
sei – und in einer besonderen Eingabe das Begehren zu stellen, dass über die Errichtung von neuen Professuren 
das Gutachten des Senates eingeholt werde.»65 «Protest» und «Verwahrung» gegen eine direktionale Mitteilung 
über die Ernennung eines neuen Professors. Grosse Empörung, starke Emotionen, harte Worte. Über eine 
Reaktion Siebers oder des Erziehungsrates ist nichts bekannt. 

64	 Letzte Erwähnung von Albert Boretius im Senatsprotokoll. Er verliess die Universität Zürich im März 1871 – vor der nächsten 
Senatssitzung. Im Senat wurde von Boretius gemäss Protokoll dann nicht einmal Abschied genommen. Gagliardi (wie Anm. 7, S. 
661): «Die ungeschickte Begründung von Vogts Wahl durch den Regierungspräsidenten Ziegler fasste er [Boretius], gleich Andern, 
als persönliche Kränkung auf. Obschon er damit zunächst recht unsicherer Zukunft entgegenging, verliess er Zürich nach kaum 
dreijähriger Wirksamkeit schon Mitte März 1871 – da ihm seitens der demokratischen Presse ‹ in der flegelhaftesten Art fortwährend 
der Rat ertheilt› worden sei, zu gehen; und ‹weil die Regierung ohne Wissen unserer Fakultät den Präsidenten der internationalen 
Friedens- und Freiheitsliga, G. Vogt, in der ausgesprochenen Absicht hierher berief, mich unschädlich zu machen› .» Vgl. auch Kritik 
Boretius‘ an den «sozialen Verhältnissen» in Zürich; er kritisiert die Scheidung von Einheimischen und Fremden: «so sehr, dass 
selbst Schweizer Professoren nicht mit denen aus Deutschland verkehren.» (Zit. nach Gagliardi, wie Anm. 7, S. 663)

65	 StAZH Z 70 2839, S. 245–47 (11.11.1870). Zu Lange vgl. auch Sebastian Brändli. Deutsche Initialzündungen für die Zürcher Universität. 
In: Winterthurer Welt-Geschichten, hg. von Peter Niederhäuser. Zürich 2013, Chronos, S. 24–42.
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Als der Erziehungsrat rund ein Jahr später den Juristen und ehemaligen Regierungsrat Johann Jakob Treichler 
erneut ohne Fakultätsanfrage zum Ordinarius ernannte, stieg zwar nochmals ein bisschen Rauch auf, aber 
man hatte sich mit den Allüren des neuen Machthabers mehr oder minder abgefunden. Der entsprechende 
Protokolleintrag der Sitzung vom 10. November 1871 ist kurz – und eben desillusioniert: «Der Hr. Rector legt vor: 
Mittheilung von der Ernennung des Hrn. Dr. J. Treichler zum ordentlichen und des Hrn. Dr. A. v. Orelli zum 
ausserordentlichen Professor an der staatswissenschaftlichen Facultät. Er bemerkt, dass die erstere Ernennung 
erfolgt sei ohne die gesetzliche Anfrage an die Facultät. Auf die Einwendung des Hrn. Prof. Vogt, dass die Form 
erfüllt sei, wird beschlossen, die juristische Facultät um ihr Gutachten darüber zu ersuchen.»66 Vielleicht waren 
auch einige Mitglieder froh, dass die Universität dank den demokratischen Kapriolen zusätzlich wuchs – es 
wurden neue Lehrstühle geschaffen und es fanden Berufungen statt!67 Dennoch bedeutete es Entspannung, als 
Erziehungsdirektor Sieber Ende 1872 mit seinem Schulgesetz Schiffbruch erlitt und damit auch der gelebten 
Arroganz gegenüber der Universität ein Riegel gesetzt wurde. 

Berufungen gehören in den Bereich der Selbstverwaltung: Stellungnahme des Autors 
Wie kein anderes akademisches Geschäft sind Berufungen Teil der universitären Strategie, die 
letztlich von der Expertenorganisation selbst verantwortet werden soll. Der Start einer Uni-
versität braucht ein erstes – naturgemäss externes – Organ, das eine Startformation zusammen-
stellt, das für den ersten Stellenplan geeignete Bewerber:innen sucht und auswählt. Doch  
wenn dieses Team, an der Universität Zürich der Senat und die Fakultäten, einmal zusammen-
gestellt ist, so ist es für die Institution und ihre Entwicklung sehr wichtig, dass Berufungen  
im Sinn des Selbstverständnisses der Institution und im Rahmen der (impliziten oder expliziten) 
Strategie erfolgen. Die frühe Zürcher Universitätsgesetzgebung hat diesem Grundsatz nur 
teilweise entsprochen. Die ersten vierzig Jahre waren in dieser Hinsicht positiv, indem Er-
ziehungsrat und Senat in vielen Fragen mehr oder minder übereinstimmten. Mit den politischen 
Auseinandersetzungen gegen die liberale Herrschaft und für einen demokratischen Um-
schwung kam die Universität dann in Gefahr, in parteipolitische Querelen involviert zu werden, 
dies vor allem wegen der Berufungszuständigkeit eines explizit politischen Gremiums, des 
Erziehungsrats. Diese strukturelle Gefahr akzentuierte sich noch durch das Auftreten der 
neuen Herren, die sich in Sachen Berufungsverfahren nicht ans Gesetz hielten und sich nicht 
einmal bemüssigt fühlten, mit den Organen der Universität offiziell das Gespräch über das 
aufgetretene Problem aufzunehmen. Die gesetzliche Bestimmung, wonach vor einer Berufung 
der Erziehungsrat die zuständige Fakultät um ihre Stellungnahme zu bitten hatte, war das 
Kernstück der Zusammenarbeit zwischen politischer und akademischer Sphäre, «die Brücke zur 
akademischen Selbstverwaltung bzw. zur akademischen Kooptation».68

Eine Zusatzbemerkung: Die Abgabe des Berufungsrechts an die Institution oder zumindest eine 
stärkere Beteiligung universitärer Gremien im Berufungsverfahren kam damals nicht zustande.69  
Ausserdem gelang es nicht, neben der Fakultät auch den Senat in die gesetzliche Stellungnahme 
einzubinden. Das wäre mindestens für die erste Phase, als der Senat noch klein war, die Institution 
noch jung und strategisch vielleicht noch nicht gefestigt, wichtig gewesen. Der Senat versuchte,  
mit der ersten Universitätsordnung seine Stellung im Berufungsverfahren zu verbessern, aber dem 
Versuch wurde von den Oberbehörden nicht stattgegeben.

66	 StAZH Z 70 2839, S. 248f. (10.11.1871).
67	 Köhler (wie Anm. 50, S. 136) zitiert einen «demokratisch gesinnten Lehrer», der schon im August 1869 wissen wollte, Sieber habe 

«bei der grossen Mehrzahl der zürcher Professoren bereits einen Stein im Brett» – was auch immer das heissen wollte. Im Senats-
protokoll ist davon nichts zu spüren.

68	 Brändli (wie Anm. 54), S. 157f.
69	 Dies gelang mit der Universitätsordnung von 1914 (wie Anm. 55).
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3.2.5	 Endlich ein eigenständiges Hochschulgesetz? 
Die Zürcher Erziehungsdirektoren waren in Bezug auf die Gesetzgebungsarbeit nicht zu beneiden. Mehrere 
Hochschulgesetze, angestrebte Totalrevisionen ebenso wie Teilrevisionen wichtiger Punkte blieben unvoll-
endet, wurden entwickelt, aber blockiert. Zwar gelang Dubs 1859 – wie beschrieben – eine Totalrevision, die 
allerdings materiell nicht allzu viele Änderungen brachte; in der Governance der Universität wurden die 
geänderten Oberbehörden richtig benannt, teils auch kleinere (wenn auch nicht unwichtige) Aufgaben anderen 
Akteuren als bisher zugeordnet – dies ganz im Sinn der gewachsenen Institution und der Entwicklungen an 
anderen Orten. Die Revision Dubs war eine heroische Arbeit, die auch darauf hinweisen sollte, wie schwierig 
eine Revision des Universitätsgesetzes wird, wenn seine Bestimmungen nicht als eigenständiges Gesetz, 
sondern als Teil des gesamten Unterrichtsgesetzes legiferiert werden. Die auf Dubs folgende Demokratische 
Bewegung brachte dann neben vielen staatskritischen und wirtschaftspolitischen Anliegen auch solche fürs 
Schulwesen vor, und Erziehungsdirektor Sieber war gewillt, nicht nur die Universitätsbestimmungen, sondern 
auch jene der – politisch in der Regel relevanteren – Volksschule einer Generalüberprüfung zu unterziehen. Die 
neuen Lösungen waren vielen Zürchern dann aber doch zu radikal, möglicherweise zu zukunftsweisend, so 
dass der Gesetzesentwurf in der Volksabstimmung 1872 abgelehnt wurde. Für das politische System war das ein 
Schock, aus dem sich Regierungsrat und Erziehungsdirektion über Jahre und gar Jahrzehnte nicht richtig 
befreien konnten.  Gegen Ende des 19. Jahrhunderts wurde das Bedürfnis gross und grösser, die gesetzlichen 
Bestimmungen zur Hochschule den eingetretenen Entwicklungen anzupassen, schliesslich hatte ein Postulat 
im Januar 190770 Erfolg, so dass die Erziehungsdirektion an die Arbeit ging, ein eigenständiges Hochschulgesetz 
als Basis von Universität und Universitätspolitik zu schaffen. Die Arbeiten kamen aber nicht schnell voran, 
immerhin lag ein 1910 von der Erziehungsdirektion erarbeiteter Entwurf vor der Hochschulkommission, die ihre 
Arbeit bis Ende des Jahres abschloss und an den Erziehungsrat weiterleitete. Dieser überwies gemäss seinem 
Protokoll den Entwurf umgehend «dem akademischen Senat mit Verfügung vom 7. Januar 1911», um diesem die 
Gelegenheit zu geben, «sich zu der Vorlage zu äussern». 

Doch trotz der Behandlung des Geschäfts im Senat hatte das Hochschulgesetz 1911 keine Chance auf 
Realisierung. Im Nachhinein ist das schade, denn ein Vorschlag des Senats, die Governance der Hochschule 
betreffend, hätte einen innovativen Weg eingeschlagen und die Zukunft schon früh im 20. Jahrhundert anders 
gestellt als das bisherige hierarchische Erziehungsratsmodell: § 21 des Senatsentwurfs zielte darauf ab, mit 
einer neuen Zusammensetzung der Hochschulkommission die Governance zwischen Oberbehörde und Senat 
besser – ausgewogener – zu verteilen. Der entsprechende Paragraf lautete: «Zur Vorberatung aller wichtigen, 
die Hochschule betreffenden Fragen, sowie als Aufsichtsbehörde der Hochschule, besteht eine Hochschul-
kommission von fünf Mitgliedern mit dreijähriger Amtsdauer. Zwei Mitglieder werden vom Kantonsrat aus den 
Mitgliedern des Erziehungsrates gewählt, zwei Mitglieder bezeichnet der Senat mit Vorbehalt der Bestätigung 
durch den Kantonsrat. Der Erziehungsdirektor ist von Amtes wegen Vorsitzender dieser Kommission, das 
Aktuariat besorgt die Kanzlei der Erziehungsdirektion. Der Rektor der Hochschule wohnt den Sitzungen der 
Hochschulkommission mit beratender Stimme bei. In Fragen, welche einzelne Fakultäten besonders betreffen, 
sind auch ihre Dekane beizuziehen. Die Befugnisse der Hochschulkommission werden durch eine vom 

Regierungsrat zu erlassende Verordnung bestimmt.»71 Wenn das Gesetz im politischen Prozess weiter hätte 
voranschreiten können, wäre es möglicherweise gelungen, den Kantonsrat zu überzeugen, diese neue  
Governance einer «echt geteilten Verantwortung» zu wagen. Damit hätte man eine Chance gehabt, die spezielle 
Hochschul-Governance im Kanton Zürich schon deutlich früher zu verankern als erst mit dem Universitäts-
gesetz 1998!

70	 Postulat vom 21. Januar 1907, «wonach der Regierungsrat eingeladen wurde, die Frage zu prüfen und darüber Bericht zu erstatten, 
ob nicht das Unterrichtsgesetz vom Jahre 1859 in Revision gezogen und insbesondere ein Spezialgesetz über das Hochschulwesen 
erlassen werden sollte». Gemäss Protokoll Erziehungsrat 1911, Nr. 374a (18.3.1911).

71	 StAZH Z 70.2842, S. 8f. (27.2.1911). – Der Vorschlag des Senats für die Revision ist im Protokollbuch zwischen S. 8 und 9 eingeklebt, 
Zitat im gedruckten Vorschlag, S. 4.
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Was sollte der Erziehungsdirektor tun? Es gab Stimmen, das Hochschulgesetz angesichts der vielen pendenten 
Gesetzesvorlagen im Parlament vorderhand ruhen zu lassen72 und alternativ dazu den Weg der Erneuerung 
durch eine Revision der Universitätsordnung – ohne Kantonsrat – zu wagen. Albert Locher, der frühere Er-
ziehungsdirektor, der 1911 vom Winterthurer Heinrich Ernst nochmals für wenige Jahre die Bildung übernahm, 
ging schon dem Ende seiner politischen Karriere zu. Gagliardi73 meint, Locher habe den fertiggestellten 
Hochschulgesetzesentwurf von Ernst nicht weiterverwendet, weil er im geltenden Gesetz weniger «hemmende 
Punkte» erkannte und von einer innovativen Universitätsordnung mehr Impulse erwartete. Auch dürfte er 
erkannt haben, dass er selbst das Hochschulgesetz nicht mehr zum Abschluss bringen würde – er war 61-jährig 
und gesundheitlich angeschlagen. Locher wählte deshalb den scheinbar einfacheren Weg über die Universi
tätsordnung, ging dieses Vorhaben aber zielstrebig an – wohl (auch) mit dem fertig beratenen Gesetzesentwurf 
im Hintergrund. Vielleicht war die UO-Revision auch deshalb attraktiver, weil man punktueller vorgehen 
konnte, wenn man «nur die wichtigsten Punkte»  ändern wollte.74 Denn es scheint, dass ein Thema politisch am 
meisten Staub aufgewirbelt hatte: die Privatdozentenfrage. Diese umfasste zunächst (1) das Wesen der Privat-
dozenten überhaupt (Braucht es sie? Braucht es sie noch? Was unterscheidet sie von «richtigen» Professoren, 
in der Lehre, in der Forschung?) Dann (2) die Möglichkeit, «verdienten» Privatdozenten den Titel Professor  
zu verleihen (aus ihnen aber keine «normalen» Professoren zu machen, sondern «nur» Titularprofessoren …) 
sowie (3) die Privatdozenten auch in der Governance zu berücksichtigen, also eine «nicht-professorale» 
Vertretung im Senat zu dulden. In den Senat kam der Entwurf für eine neue Universitätsordnung am 4. Juli 
1913.75 Die wichtigsten Änderungen betrafen die Aufgabe der Universität, die Organisation des Senats  
sowie – sozusagen als Haupttraktandum – die Privatdozenten und ihre Stellung. Zu § 1, in dem die Aufgabe der 
Universität umschrieben wird, gab es einen Antrag der staatswissenschaftlichen Fakultät, die juristischen 
Fortbildungen nach der universitären Ausbildung als Teil der universitären Aufgabe zu definieren. Das kam nicht 
bei allen gut an, insbesondere waren die Verhältnisse in den einzelnen Fakultäten diesbezüglich sehr unter-
schiedlich. Die Abstimmung brachte ein Unentschieden, worauf der Rektor zugunsten des Antrags entschied: 
Die «wissenschaftliche Fortbildung» sollte in Zukunft, als Antrag an die Oberbehörden im Rahmen der Hoch-
schulgesetzesberatung, Teil des universitären Auftrags sein.76 
 
Die Universitätsordnung von 1914 war nur wenige Jahre in Kraft, als sich bereits die nächste anbahnte. Das mag 
mit dem Wechsel des Erziehungsdirektors zusammenhängen – 1914 kam als Nachfolger des Demokraten Locher 
der freisinnige Heinrich Mousson ins Amt –, es kann aber auch daran liegen, dass trotz der grossen Revision 
von 1914 noch Pendenzen bestanden. Es scheint, dass insbesondere eine neue, die ganze Universität repräsen-
tierende Zusammensetzung des Senats und des Senatsausschusses nicht in einem Schritt bewältigt werden 
konnte. Die Frage der Gleichstellung der Professoren (ordentliche und ausserordentliche) sowie die Vertretungs-
regelung der Stände waren trotz Neuerungen in der Ordnung von 1914 noch nicht gut gelöst. Für die Uni-
versitätsordnung von 1920 nahm man insbesondere die seinerzeitige Idee der Erziehungsdirektion und der 

Hochschulkommission (1910) für die Zusammensetzung des Senats wieder auf: alle Professoren sollten 
Mitglieder des Senats sein. Grossen Widerstand scheint es aus dem Kreis der bisherigen Senatoren nicht mehr 
gegeben zu haben. Aber: War das aus heutiger Sicht ein Schritt in die richtige Richtung? Heute ist bei allen 
demokratischen und partizipativen Vorteilen der Vollversammlung – insbesondere auch zum Schutz von 
Minderheiten – ja doch die Grösse des Senats eines der Probleme, die das Gremium – mindestens von aussen 
betrachtet – als schwerfällig und zur Leitung der Universität ungeeignet erscheinen lässt. War also die Idee  
der Gleichstellung auf der Basis der bisherigen Lösung: alle Ordinarien, eine gute Idee? Eine Alternative wäre ja 

72	 Der Erziehungsrat etwa beschloss im März 1911 Eintreten auf den Gesetzesentwurf, und zwar gegen einen Antrag, «es sei die Vorlage 
zunächst noch zurückzulegen im Hinblick auf die erhebliche Zahl von Gesetzen, die zurzeit vor dem Kantonsrat liegen und der 
Erledigung harren, und in Anbetracht, da die Amtsdauer des Erziehungsrates in wenigen Wochen ihren Abschluss gefunden haben 
wird.» UU 2.62, Nr. 374a (18.3.1911).

73	 Gagliardi (wie Anm. 7), S. 815.
74	 Darauf dürfte sich der Rektor am 24. Januar 1913 bezogen haben, als er zwar kritisierte, dass das Hochschulgesetz «liegen ge-

blieben» sei, dass man aber «wenigstens die Titular- und Honorarprofessuren» ändern sollte. StAZH Z 70.2842, S. 27.
75	 StAZH Z 70.2842, S. 31ff. (4.7.1913 und 11.7.1913).
76	 StAZH 70.2842, S. 44.
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gewesen, schon bei diesem Schritt der Gleichbehandlung auf ein Repräsentationssystem zu wechseln. Diese 
Idee fand 1920 keinen Niederschlag. Immerhin gab es aber Vorschläge in diese Richtung, zum Beispiel von  
Prof. Vetter77, der 1913 eine Stärkung des Senatsausschusses zugunsten grösserer Beweglichkeit in der Führung 
gefordert hatte. 

Noch ein Wort zur Grösse des Senats: 1919, vor der Revision der Universitätsordnung von 1920, 
zählte man 33 Senatoren (Ordinarien), mit den zwei Dekanen sowie je einem Vertreter der 
ausserordentlichen Professoren und der Privatdozenten waren es also 37 Mitglieder des Senats. 
Nach Inkrafttreten der Regelung von 1920 zählte man dann 62 anwesende Mitglieder und  
10 entschuldigte (ordentliche und ausserordentliche) sowie zwei Vertreter der Privatdozenten.  
Die neue Universitätsordnung brachte also einen rechten Zuwachs an Senatoren, man darf 
ungefähr von einer Verdoppelung ausgehen. Seither ist der Senat als Vollversammlung aller 
Professoren mit Vertretungen der akademischen Stände (seit 1971) und später aller Stände 
kontinuierlich gewachsen – am stärksten durch Wachstum der Professorenschaft. 1998 waren  
es über 400, 2021 waren es 850 Senatsmitglieder! 

3.2.6	 Hochschulreform – und der Senat
Nach dem hundertjährigen Jubiläum 1933 kamen auf die Universität wie auf den Kanton, auf die Schweiz und 
ganz Europa schwierige Zeiten zu. Wer denkt heute noch daran, dass die Wirtschaftskrise die Universität und 
überhaupt das Bildungswesen in eine Sparübung drängte, die es in sich hatte? Die Sparziele waren dermassen 
ehrgeizig, dass sie strukturelle Auswirkungen hatten, nicht nur beim Leistungsabbau, sondern auch bei der 
Führung. Und es zeigten sich auch schnell die Grenzen, die einem selbstverwalteten Organismus beim  
«gescheiten» Sparen gesetzt waren. Der Senat war das Koordinationsorgan – auch fürs Sparen. Die Befugnisse 
des Rektors waren zu schwach, um in seinem Namen Sparprogramme durchzusetzen, der Senat musste 
einbezogen werden, aber eben: es brauchte zudem zentrale Befugnisse, um Sparprogramme auch gegen den 
Widerstand einzelner Lehrstühle oder auch Fakultäten umzusetzen. Man ergriff Querschnittsmassnahmen 
– meist in Form von Lohnabbau –, aber ebenso Einzelmassnahmen. Im Senatsprotokoll erscheint das Thema 
relativ häufig, etwa am 15. September 1934, als eine «vom Rektor ernannte und bevollmächtigte Spar-
kommission» ihre Anträge unterbreitete.78 

Das Kriegsende hatte auch auf die Universität positive Wirkungen – es studierten mehr Leute, nicht nur junge 
Männer, sondern auch Frauen, die Wissenschaften hatten sich durch die Kriegsjahre entwickelt und die  
internationale Zusammenarbeit wuchs heran. Dieser letzte Punkt hatte auch eine nicht beabsichtigte Neben-
wirkung: Es wurde zusehends häufiger, dass sich Nachwuchsforschende, zunächst vor allem der Medizin,  
zu Studienzwecken ins angelsächsische Ausland begaben – um dort nicht nur ihre Wissenschaft weiterzutreiben, 
sondern auch andere Universitätssysteme, andere Universitätskulturen und eine andere Führung universitärer 
Institutionen zu erleben. Die Governance der Universität Zürich hatte sich fortan nicht nur mit der Schwester
universität auf der anderen Seite der Künstlergasse (heute Karl-Schmid-Strasse) zu vergleichen, sondern auch 
mit amerikanischen und britischen, und natürlich weiterhin mit deutschen Hochschulen. 

Aus solchen Austauschen entstanden Initiativen, auch im Kantonsrat. So ermunterte gemäss Hans Conrad 
Peyer der (neue) Erziehungsdirektor Walter König am Dies academicus 1961 die Universität, Schritte in Richtung 
«vermehrte Kontinuität in der Führung» und «vermehrte Autonomie der Universität» zu diskutieren und 
vorzuschlagen, worauf der Senat im Januar 1962 die Merkmale der eigenen Führungsorganisation mit jener der 
ETH verglich und Mankos durch zu kurze Amtsdauern erkannte. «Zwar nahm der Senat sowohl gegen einen 
vollamtlichen Rektor oder Präsidenten als auch gegen einen Kanzler oder Kurator Stellung», so Peyer, doch 
forderte er als Reformmassnahme «Sachreferenten», die der Professorenschaft entstammen und dem Rektor 

77	 Theodor Vetter, 1853–1922, PD 1887, AO 1891, OP 1895-, Englische Sprachen und Literatur, auch ETH, Rektor ETH 1911–1913,  
Rektor UZH 1918–1920, Mitgründer ZB, Erziehungsrat, Kantonsrat 1912–1922.

78	  StAZH Z 70.2843, S. 43.  
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Unterstützung leisten würden.79 Im Weiteren regte der Senat an, die Oberbehördenstruktur zu vereinfachen,  
vor allem die Hochschulkommission direkt der Regierung zu unterstellen, und sie auch für viele Geschäfte als 
abschliessend zuständig zu erklären.80 – Auch in den Parlamenten regten sich aus den genannten Gründen 
einige. Auf Bundesebene kam (nicht zum ersten Mal) die Idee auf, der Bund möge die Kantone für ihre Hoch-
schulen unterstützen, worauf der lange Prozess zum ersten Hochschulförderungsgesetz des Bundes eingeläutet 
wurde. Im Zürcher Kantonsrat war der bekannteste Universitätsvorstoss der 1960er Jahre jener von Ulrich 
Bremi: Die am 28. Juni 1965 eingereichte «Motion Bremi» forderte eine neue universitäre Governance auch für 
die Hochschule Zürichs; sie machte keinen konkreten Vorschlag, den es umzusetzen galt, sondern war offen 
formuliert, damit man für die individuellen Bedürfnisse der Zürcher Hochschulgovernance eine Lösung finden 
konnte. Und so wirkte die Motion nicht sofort im Sinn der Umsetzung einer neuen Führungsorganisation, 
sondern war ein über Jahrzehnte wirkendes Orientierungszeichen – und auch Mahnmal – für alle Versuche, 
mittels Gesetzesrevisionen eine modernere, zweckmässigere, weniger «akademisch» erscheinende Führungs-
organisation für die Universität Zürich einzurichten.81 Waren in den 1960er Jahren noch vor allem freisin- 
nige Akteure an der Hochschulpolitik interessiert, verbreiterte sich gegen Ende des Jahrzehnts das Interesse 
durch Reformpostulate der Studierenden («1968», «Mitbestimmung», «Stipendien») ebenso wie durch die 
generelle Akademisierung der Bevölkerung. Diese steigerte auch in anderen Parteien den Anteil an studierten 
Politikerinnen und Politikern, die ein Interesse an Hochschulfragen erkennen liessen (vor allem Landesring  
und Sozialdemokratie). 

Wo war der Senat in diesen Auseinandersetzungen? Diskutierte man im obersten Gremium der Universität über 
politische Versuche, die Führungsorganisation von aussen zu verändern? Brachte man sich in die politische 
Diskussion ein? Als Senat? Oder durch einzelne prominente Stimmen? Liest man die Protokolle jener Jahre, 
vom Beginn der 1960er Jahre bis 1984 – Amtsantritt des ersten vollamtlichen, auf vier Jahre mit Wiederwählbar-
keit ernannten Rektors – oder darüber hinaus, bis zu den Diskussionen der 1990er Jahre (Stichwort «uni2000»), 
so entsteht der Eindruck, diese eher politischen, administrativen Reformfragen und Fragen der Governance 
seien in den 1960er und frühen 1970er Jahren von den inneren Reformfragen verdrängt worden: Die Frage einer 
aufbegehrenden Studentenschaft, die kategorisch nach Mitbestimmung rief, war den Lehrern dieser Studieren-
den letztlich doch näher als Fragen der institutionellen Führung. So löste das zustande gekommene Referen-
dum gegen das ETH-Gesetz Anfang 1969 eine breite Sympathiewelle aus. An eine Nicht-Berücksichtigung von 
Mitwirkungswünschen der Studierenden und der weiteren Stände war nicht mehr zu denken, auch nicht bei 
dem in diesen Fragen eher konservativen Senat. Der Senatssausschuss reagierte und beschloss am 17. Juni 1969 
zuhanden des Senats (und dann zuhanden der Oberbehörden), je drei Vertreterinnen und Vertreter der 
Assistentinnen und Assistenten und der Studierenden mit Mitspracherecht in den Senat (und je deren zwei in 
den Ausschuss) aufzunehmen. Das Geschäft kam durch und erhielt auch Zustimmung der Oberbehörden.82  
Am 12. März 1970 beschloss die Regierung die entsprechende Teilrevision der Universitätsordnung, am 10. Juli 
1970 sassen erstmals Assistentinnen und Assistenten und Studierende als Vertreter ihrer Stände in der  
Senatssitzung, wo sie vom Rektor mit Nachdruck begrüsst wurden, sie, «die zum ersten Mal mit beratender 
Stimme teilnehmen».83 Neben der Mitbestimmungsfrage wurden weitere Reformthemen aufgebracht, die sich 
in den Protokollen seit Ende der 1960er Jahren zeigen. Zur Behandlung dieser Themen setzte der Senat Ende  
1970 eine Reformkommission («Hochschulreformkommission», HRK) ein, die sich – gemischt zusammengesetzt 

79	  Senatsdiskussionen vor allem am 26.1.1962. StAZH Z 70.2844, S. 442ff. Interessant ist auch der Vorschlag eines «Kurators», der als 
Mittler zwischen Politik und Akademie hätte fungieren sollen (S. 444). Für Zürich sei eine weitere Vermittlungsposition nicht  
nötig – eine zusätzliche Stelle bedeute wohl nicht die gesuchte Vereinfachung –, meinte der Rektor; das bedeutete auch, dass er 
Hochschulkommission und Erziehungsrat vor allem in ihrer Vermittlerrolle wahrnahm, obwohl sie ja eindeutig dem politischen 
Bereich zugehörten. – Vgl. auch Peyer (wie Anm. 9), S. 102.

80	  Dieser Vorstoss des Senats fand zwar bald eine Umsetzung, allerdings bloss eine schwache; verschiedene kleine Änderungen  
in Richtung Kontinuität und Professionalisierung wurden gestattet bzw. eingeführt (Referenten, Sekretäre, 1965 auch eine frühere 
Rektorwahl, damit sich der Rector designatus einarbeiten konnte, etc.), nicht aber die Vereinfachung der Oberbehörden. 
Regierungsbeschluss April 1963 RRB 1963/1492.

81	  Sebastian Brändli. Investition Bildung. Ausbaupläne und Reformideen der Zürcher Universitätspolitik vor 1968, in: Reformen 
jenseits der Revolte. Hg. von Erika Hebeisen et al. Chronos. Zürich 2018, S. 11–25, hier S. 15.

82	  Senatsbeschluss vom 7.11.1969. StAZH Z 929.72, S. 172–183.
83	  StAZH Z 929.72, S. 224 (10.7.1970). – Vgl. auch Peyer, S. 128ff. 
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– in enger Abstimmung mit den Ständen, insbesondere mit den Studierenden, für Neuerungen und Versuche 
engagierte. Weit oben auf der Prioritätenliste waren zudem Planungsfragen, weil man wusste, dass die 
nicht mehr genügenden Betreuungsverhältnisse und die Forschungsdesiderate nur mit zusätzlichen Ressour-
cen angegangen werden konnten, die unterdessen nicht nur vom Kanton als Träger, sondern auch vom 
Bund und – zaghaft – von Dritten kamen. Aus der HRK erhielt der Senat deshalb als Erstes Vorschläge für neue 
Planungsorganisationen, so 1971 die «Schaffung eines provisorischen Planungsrates»84, später die ver-
schiedenen Mitbestimmungs- und Mitwirkungsexperimente in den Fakultäten und Instituten, welche mit einer 
«Bestandesaufnahme» 1974 hätten aufgearbeitet werden sollen. Der Senat, schon etwas reformmüde, war 
darüber unbefriedigt und lehnte den Antrag nach einer Fakultätsumfrage ab85; auch später hat die HRK viel 
Arbeit geleistet, im Senat erschien sie aber nur noch in den regelmässigen «Semesterberichten», die höchstens 
noch gelobt und verdankt wurden, aber kaum mehr Massnahmen des Senats bewirkten.

Die Frage der Governance, des Rektorats und der spezifischen Hochschul-Oberbehörden, trat nach dem 
Reform-Hype dann aber wieder in den Vordergrund, und so erhält man keineswegs den Eindruck, die Führungs-
frage hätte den Senat nicht interessiert. Es gab zwei «Anlässe» der Senatsbeteiligung: Einmal die Teilnahme 
an Vernehmlassungen, die von der Erziehungsdirektion an die Universität gerichtet wurden, dann aber 
auch Geschäfte oder Projekte, die von der Universität selbst in Angriff genommen wurden. Die erste Option 
trat in Erscheinung bei der Behandlung des (zweiten) Entwurfs für ein Universitätsgesetz, das Anfang 1973  
beim Senat in Vernehmlassung gegeben wurde.86 Die damalige Beschlussfassung beschäftigte sich zwar 
mit dem vorgeschlagenen Gesetz, trug aber auch Züge einer allgemeinen Stellungnahme zum Thema «Führung 
in einer Universität». Damit wurden das Protokoll und der Beschluss so etwas wie ein «ideeller Grundsatzbe-
schluss»; in diesem Sinn wurde auf ihn auch später oft in den Sitzungen verwiesen. Formal blieb der Beschluss 
aber ein Beitrag zur Vernehmlassung und entfaltete deshalb nicht die ihm von der Qualität her eigentlich 
zustehende Wirkung – zumal das Universitätsgesetz, das der Senatsbeschluss beeinflussen wollte, später 
Schiffbruch erlitt.87 Erst nach diesem Debakel, und nach weiteren politischen Versuchen und Winkelzügen, fand 
der Senat zur Rolle eines grundsätzlichen Gestalters, zur Rolle einer Expertenorganisation, die sich grundsätz-
lich mit ihrer Zielsetzung und ihrem Funktionieren auseinandersetzt und zuhanden von Oberbehörden und 
politischem Prozess Vorschläge machte. Als sich also nach dem Nicht-Eintreten des Kantonsrats Ende 1976 auf 
die Vorlage für ein neues, selbständiges Universitätsgesetz wieder einmal die chronische Zürcher Problematik 
im Bereich der Universitätsgesetzgebung zeigte, und darauf die politischen Vorschläge ins Kraut schossen,  
war das offenbar für viele Senatorinnen und Senatoren ein Zeichen, dass es die Politik eben auch nicht besser 
kann. Vielleicht bekam man auch das Gefühl, von der Politik als Spielball benutzt zu werden, vor allem, als nach 
dem Scheitern der regierungsrätlichen Vorlage zwei Initiativen aus dem Hut gezaubert wurden: eine Parla
mentarische Initiative und eine Volksinitiative.88 

84	  Am 27.10.71, Antrag der HRK wurde am 19.11.1971 behandelt. Z 929.72, S. 286ff.
85	  StAZH Z 929.73, S. 392 (5.7.1974). – Vgl. auch Peyer, S. 130.
86	  Ein erster Entwurf war schon 1968 von der Erziehungsdirektion noch unter Walter König erarbeitet und in Umlauf gegeben worden. 

Die Vernehmlassung war darauf allerdings divers, so dass der neue Erziehungsdirektor Alfred Gilgen einen stark revidierten zweiten 
Entwurf erarbeitete, der erneut vernehmlasst wurde. War der erste Entwurf noch stark an der bisherigen Ordnung (mit Ent-
wicklungspotenzial) orientiert, tendierte der zweite von 1972 «eher zu Wunschvorstellungen, die inner- und ausserhalb der 
Universität keine wirklich konsistente Anhängerschaft hatten.» Das jedenfalls war der Eindruck Peyers, der damit auch das 
Nichteintreten des Kantonsrats Ende 1976 auf den «2. Entwurf» (als Regierungsantrag) begründete. Peyer, S. 140.

87	  Nichteintreten des Kantonsrats am 6.12.1976. – Die Vorlage des Regierungsrats für ein Zürcher Universitätsgesetz datierte vom 
7.5.1975 (MM 3.141 RRB 1974/3578). Ein gutes halbes Jahr später, an der Senatssitzung vom 30.1.1976, war der Rektor noch zuversicht-
lich: «Es ist anzunehmen, dass die Kommission ihre Arbeit bis Ende Sommer abgeschlossen hat und das Geschäft noch in diesem 
Jahr dem Kantonsrat überweisen dürfte.» Z 929.74, S. 440f – Am 28.1.1977 dann die nüchterne Mitteilung im Senat: «Wie Ihnen allen 
bekannt sein dürfte, hat der Kantonsrat Nicht-Eintreten auf den Antrag der Regierung für ein neues Universitätsgesetz beschlossen. 
(Mehr als diese Tatsache kann ich Ihnen heute kaum mitteilen, ergänzt vielleicht um den Hinweis, dass ich zu gegebenem Zeitpunkt 
mit dem Herrn Erziehungsdirektor das weitere Vorgehen besprechen werde. Festzuhalten bleibt, dass noch für mehrere Jahre die 
heutige Rechtsgrundlage massgebend bleibt.)» Z 929.74, S. 458.

88	  Parlamentarische Initiative Dr. Christoph Blocher und Mitunterzeichner vom 9. Mai 1977: Teilrevision des Gesetzes über das gesamte 
Unterrichtswesen mit Bezug auf das Universitätswesen; Volksinitiative für ein Universitätsgesetz vom 10. Februar 1978 (wegen ihrer 
Herkunft auch «CVP-Volksinitiative» genannt). 
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Vor allem in diesem Moment der Unübersichtlichkeit ergriff der Senat bzw. der Senatsausschuss die Initiative 
und nutzte eine Vernehmlassung über das Gesetz über die Organisation des Unterrichtswesens zur Formu
lierung eigener Vorstellungen, wie Rektorat und Senat mit Senatsausschuss verbessert werden könnten.  
«Dieser Vernehmlassung hat der Senatsausschuss eine Vorlage zur Reorganisation des Rektorates angeschlos
sen. Der Senatsausschuss hat diese Vorlage erarbeiten lassen, um dem teilweise Überflüssigen aus den ersten 
beiden Initiativen das heute Notwendige aus eigener Kraft der Universität entgegen zu stellen.»89 Der Senat 
sollte also selber aktiv werden und Lösungen diskutieren und vorschlagen. Gefragt war ein Führungsmodell, 
das einer akademischen Organisation angemessen und im Rahmen der akademischen Selbstverwaltung 
sinnvoll wäre und gleichwohl den Anforderungen an Reaktionsfähigkeit und Flexibilität genügen konnte. Dazu 
wurde eine hochkarätige Kommission unter der Leitung des Staatsrechtlers Dieter Schindler eingesetzt:  
«Die Vorlage hat eine vom Senatsausschuss eingesetzte Kommission erarbeitet, wofür der Rektor allen Mit-
gliedern dankt, ganz besonders Herrn Professor D. Schindler, welcher sich auch bereit erklärt hat, Fragen zur 
Universitätsgesetzgebung zu beantworten (Applaus).»90

Doch trotz der sorgfältigen Vorarbeit des Senats für ein modernisiertes Universitätsgesetz war auch dieser 
Vorlage kein Glück beschieden. Erziehungsdirektor Alfred Gilgen musste Lösungen und Wege finden, möglichst 
viel von «seinem» Universitätsgesetz (1975) zu retten, gleichzeitig den Anliegen der beiden Initiativen möglichst 
viel Positives abzugewinnen (ohne sie als Ganzes zu übernehmen) und sich auch gegenüber den Anliegen  
der Universität in der Hochschulkommission offen zu zeigen. Der daraus folgende dreifache Spagat bedingte  
das Nachfolgegeschäft: eine Teilrevision des Unterrichtsgesetzes. Diese beinhaltete eine Rektoratsreform  
im engeren Sinn, unter Verzicht auf Änderung der Struktur der Oberbehörde sowie ohnehin auf zusätzliche 
Autonomie für die Universität. Formal war der Regierungsantrag auch ein Gegenvorschlag zur hängigen 
Volksinitiative für ein Universitätsgesetz.91 Auch dieses Gesetz konnte im Kantonsrat niemanden richtig über-
zeugen, viele wollten aber zustimmen, weil sie einsahen, dass es der kleinste gemeinsame Nenner für eine 
Universitätsreform war, der überhaupt Chancen auf Realisierung beinhaltete. In dieser Stimmung raufte  
man sich zusammen, um dann doch nochmals über ein – aus dem Rückblick – Detail zu stolpern: die fragile  
Mehrheit, die sich abzeichnete, zerbrach in der Schlussabstimmung am 2. März 1981 wegen einer Mitbe
stimmungsfrage. Es brauchte nochmals einen Anlauf – einen ziemlich ungewohnten: eine Behördeninitiative 
des Erziehungsrats an den Kantonsrat. Diese wollte wenigstens die Revisionspunkte der inneren Führungs-
reform der Universität im Gesetz abbilden. Ende des Jahres – die Volksinitiative der CVP war am 27. September 
an der Urne gescheitert – war das Geschäft dann bereits im Plenum. Niemand war euphorisch. Kurt Müller, 
hauptberuflich NZZ-Redaktor, gab zu Protokoll: «Ich glaube, wir sollten die Frage der Universitätsgesetzgebung 
endlich aus der Pendenzenkiste herausbringen. Der Leidensweg war lange genug.» Einer der Initianten der 
Parlamentarischen Initiative, Anton Schrafl92, meinte: «Ich bin nach wie vor enttäuscht, dass nach all den 
langen Beratungen in diesem Rat und seinen Kommissionen nun schliesslich kein grösserer Wurf gelungen ist. 
Trotzdem stimme ich der Behördeninitiative zu, denn ein kleiner Schritt ist besser als keiner.»93 – Dennoch war 
dies die Geburtsstunde des vollamtlichen Rektorats (mit Wiederwählbarkeit)! In der Volksabstimmung 
vom 25. April 1982 gab es kaum nennenswerte Kämpfe, die Vorlage wurde in der NZZ als «bescheidene Reform» 
bezeichnet, und auch die Gegner hätten keine bessere Option für die Universität vorweisen können, die ein 
Kantonsrats- oder Volksmehr erreicht hätte.94 Schliesslich musste noch die Universitätsordnung an die  
neue Regulierung im Unterrichtsgesetz für einen vollamtlichen und wiederwählbaren Rektor mit vierjähriger 

89	  StAZH Z 929.74, S. 521–527, Zitat S. 522 (26.6.1979).
90	  StAZH Z 929.74, S. 522.
91	  StAZH MM 3.158 1980/0525.
92	  Anton Schrafl, 1932–2013, dipl. ing. ETH (Maschineningenieur), Kantonsrat FDP 1967–1983, Mitbegründer der Gesellschaft für      	

 Hochschule und Forschung. Vgl. Brändli (wie Anm. 80), S. 15.
93	  Protokoll des Kantonsrates, 7.12.1981, StAZH MM 24.106 KRP 1981/143/0005 und 0006.
94	  Das Abstimmungsresultat war einigermassen knapp: Die 98‘015 Ja-Stimmen (gegen 89‘416 Nein) zeigten, dass auch das Stimmvolk 

der gefundenen Mini-Lösung kritisch gegenüberstand. Die NZZ meinte dazu unter dem Titel «Ja ohne Überzeugung»:  
«Bedenkt man den Werdegang dieser Gesetzesrevision, so erscheint das nicht eben überzeugende Urteil der Stimmberechtigten 
eigentlich nur als folgerichtig.» (NZZ, 26.4.1982, S. 25).
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Amtszeit angepasst werden.95 – Mit der Formulierung: «Der Senat wählt aus dem Kreis der ordentlichen  
und ausserordentlichen Professoren in geheimer Wahl den Rektor. Das Wahlverfahren richtet sich nach dem 
Gesetz über die Wahlen und Abstimmungen. Die Wahl bedarf der Genehmigung durch den Regierungsrat.  
Die Amtsdauer des Rektors beträgt vier Jahre. Wiederwahl ist möglich.» kam das neue Gesetz dem 
seinerzeitigen Vorschlag des Senats sehr nah, und auch die gesetzliche Möglichkeit von Prorektorinnen und 
Prorektoren war im revidierten § 146 enthalten.96 

3.2.7	 Epilog: uni2000
Die Haltung, dass die Universität ihre Geschicke möglichst in die eigene Hand nehmen und nicht darauf warten 
sollte, bis die Erziehungsdirektion oder der Kantonsrat mit Gesetzesvorlagen und Vorstössen die Entwicklung 
der Rechtsgrundlagen zu bestimmen versuchten, war auch die Haltung des 1988 neu gewählten Rektors, 
des Theologen Hans Heinrich Schmid.97 Er sah es als seine Mission, als zweiter vollamtlicher Rektor der 
Universität dieser zu mehr Autonomie und Selbstführung zu verhelfen. In diesem Sinn startete er zu Beginn 
seiner Amtszeit ein Reformprojekt und gab diesem den Namen «uni2000».98 Im akademischen Senat wurde das 
Projekt erstmals 1994 vorgestellt. Schmid hätte Widerstand aus den Reihen des Senats erwarten können, in 
den Protokollen ist davon aber nicht die Rede – zu überzeugend und glaubwürdig war das Ziel, für die Uni-
versität eine stärkere Unabhängigkeit von der Politik einzufordern. Deshalb war aber Gegnerschaft von der 
Erziehungsdirektion vorprogrammiert. Gilgen war zwar durch und durch bürgerlich, und als solcher auch ein 
bürgerlicher Hochschulpolitiker, aber im Gegensatz zur FDP war er ein reiner Etatist: Die Staatsuniversität Zürich 
war ihm ein Anliegen, er wollte bei der Betreiberrolle der Erziehungsdirektion bleiben und den Kanton keines-
falls zum reinen Stifter machen – Stiftung in die Autonomie, natürlich bei weiterer namhafter Finanzierung. Dass 
Gilgen mit seinem Rücktritt als für die Universität zuständiger Regierungsrat wegfiel und an seiner Stelle 
Regierungsrat Buschor in die Erziehungsdirektion wechselte, war für das Projekt von Rektor Schmid dann aber 
äusserst wichtig. 

Das spürte auch der Senat. Schon wenige Monate nach Buschors Amtsbeginn konnte im Senat mit Blick auf 
eine Stellungnahme ein Entwurf für ein neues Universitätsgesetz diskutiert werden. An einem ausserordent-
lichen Senat am 2. Juli 1996 verknüpfte der Rektor sein Projekt «uni2000» mit dem Gesetzgebungsprojekt des 
Erziehungsdirektors Buschor, indem er zu Protokoll gab: «In Zürich ist das Reformprojekt weder aus der 
betriebswirtschaftlichen Theorie hervorgegangen noch vom Erziehungsdirektor, Prof. Buschor, initiiert worden, 
sondern vom Senat (auf seiner Sitzung vom 14.1.1994) beschlossen und von den Projekt- und Arbeitsgruppen 
bearbeitet worden.»99 Mit dem Universitätsgesetz von 1998 war Buschor gelungen, was etlichen Erziehungs-
direktoren vor ihm nicht vergönnt war: die Totalrevision der Rechtsgrundlage der Universität. Man rätselt bis 
heute darüber, was der tiefere Grund für diesen Umstand war. War es Buschors pragmatische Seite, sein 
Verständnis für die Universität (als ehemaliger Vizerektor der Universität St. Gallen), seine gute Vernetzung weit 
über seine Partei und die bürgerliche Ratsseite hinaus? Oder war es die proaktive Haltung der Universität und 
ihres Rektors, die Vorbereitung der Institution durch das Projekt «uni2000», das Ausbleiben von Graben-
kämpfen im Senat? 

95	 StAZH Z 929.75, S. 621–627 (24.6.1983).
96	 StAZH MM 24.104 KRP 1981/103/0002.
97	 Hans Heinrich Schmid, 1937–2014, 1976 Ordinarius für alttestamentliche Wissenschaft, vollamtlicher Rektor 1988–2000. 
98	  Vgl. Hans Heinrich Schmid. Universitätsreform und New Public Management. Rede des Rektors anlässlich der 163. Stiftungsfeier am      	

27. April 1996. Zürich 1996.
99	 Z 929.262, S. 239 (2. Juli 1996). 
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3.3	 Schluss: Wechselhafte Entwicklung im Zürcher Modell zwischen 		
	 Aufsicht und Selbstverwaltung 

Die Zusammenstellung einiger wichtiger Episoden aus der Geschichte des Zürcher Senats zeigt die Funktion 
und die Arbeitsweise des Gremiums in ihrer historischen Entwicklung. In der Frühzeit war der Senat das einzige 
Gremium der Hochschule, das sich aller Geschäfte annehmen konnte (und meistens auch annahm), und  
dies dauerhaft. Das Amt des Rektors war qua Amtsperiode auf zwei Jahre beschränkt, weshalb es nicht die 
gleiche Kontinuität aufwies wie der Senat. Das zeigte sich nur schon beim ersten grösseren Geschäft, bei  
der Erarbeitung der ersten Universitätsordnung. Es war zwar der Initiative des ersten Rektors zu verdanken, dass 
dieses Geschäft – es war kein Auftrag aus dem Erziehungsrat – angepackt wurde, es ist aber bezeichnend,  
dass Gründungsrektor Oken das Geschäft nicht abschliessen konnte. Es blieb indessen ein Senatsgeschäft, und 
unter Okens Nachfolger kam es auch durch Senatsbeschluss universitätsintern zum Abschluss. Weil der  
Senat aber kaum eigenständige Kompetenzen hatte bzw. die Universität in wichtigen Geschäften vom mächti-
gen Erziehungsrat abhängig war, gelang es ihm kaum, eigene organisatorische oder personelle Konzepte  
zu entwickeln bzw. sich gegen allfällige Beschlussnahmen des Erziehungsrats durchzusetzen. In der liberalen 
Phase, jedenfalls bis 1859, war der Erziehungsrat allerdings mit der durch ihn geschaffenen neuen Orga
nisation Hochschule so eng verbunden, dass dessen maximale Zuständigkeit nicht zum Schaden der jungen 
Hochschule geriet. Erst durch das Aufkommen der demokratischen Partei mit Exponenten, die der  
Hochschule nicht mehr so eng verbunden waren, entstand aus der Machtposition von Erziehungsdirektor und 
Erziehungsrat eine materielle Gefährdung universitärer Autonomie, eine Beeinträchtigung des akademischen 
Selbstverständnisses des Senats. Das Zürcher Governance-Modell mit dem mächtigen, aber stark 
«akademisch» geprägten Erziehungsrat funktionierte so nur in den ersten Jahren eindeutig zugunsten der 
Existenz und des Aufbaus der Hochschule.

Eine neue Phase der senatorischen Arbeitsweise trat ein, als mit der Gesetzesrevision durch Dubs der 
Senatsausschuss als neues Organ eingeführt wurde. Davor dürfte der Rektor, allenfalls in Verbindung mit dem 
Alt-Rektor, die Geschäfte sozusagen im Alleingang finalisiert und auf die Traktandenliste gebracht haben.  
Der Senatsausschuss war Stärkung und Schwächung des Senats gleichzeitig: Stärkung, weil der Ausschuss 
durch seine Kleinheit und Flexibilität fähig war, schnell im Namen des Senats zu handeln. Eine Schwächung 
des Plenums konnte allerdings dadurch entstehen, dass viele wichtige Entscheide im Senatsausschuss 
vorentschieden wurden, vielleicht vorentschieden werden mussten, und die Gefahr bestand, dass der Senat 
zum Abnickergremium hätte werden können. Dies trat aber grundsätzlich nicht ein. Eher gewinnt man den 
Eindruck, dass sich die unterschiedlichen Interessen der Fakultäten durch diese Neuerung mit mehr Gewicht 
einbringen konnten. Und natürlich gewannen die Dekane in ihrer Doppelfunktion zusätzliches Gewicht, 
auch in ihrer Fakultät. 

Die zweite wichtige Änderung der Dubs’schen Revision betraf die Wahl des Rektors. Hierzu hatte der wichtigste 
Zürcher Liberale der zweiten Generation die Einsicht, dass es die (kontrollierende) Dominanz des 
Erziehungsrats in diesem Geschäft nicht brauchte, dass der Genehmigungsvorbehalt der Oberbehörden als 
Kontrollfunktion genügte. Dem Selbstverständnis von Universität und Senat tat diese Einsicht gut. 
Es fehlen in der Folge diesbezüglich auch echte politische Auseinandersetzungen.

Eine nächste Phase der Senatsentwicklung läutete die Revision der Universitätsordnung von 1920 ein, als  
nicht nur die Privatdozenten – endlich – eine Vertretung erhielten, sondern auch die ausserordentlichen 
Professoren nicht nur vertreten wurden, sondern selbst zur Mitgliedschaft gelangten. Dieser Schritt vergrösserte 
das Plenum zwar massgeblich, eine grundsätzliche Änderung der Arbeitsweise wurde damit aber nicht 
ausgelöst. Der Senat nahm vor allem zu wichtigen gesetzlichen Änderungen Stellung, es gelang allerdings kaum 
mehr, eigene Initiativen zu entwickeln. Vor allem in den Reformjahren der Hochkonjunktur gab es jedoch  
immer wieder Vorstösse, aus der reaktiven Vorgehensweise zu entkommen und eigene Konzepte zu entwickeln 
und zu realisieren. Diese Option konnte jedoch nur dann verwirklicht werden, wenn der Senatsausschuss  
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aktiv wurde und den Aufwand, den eine solches Vorgehen bedingt, zu leisten bereit war. Mit der Universitäts
ordnung von 1920 fand der Senat auch seine wesentlichen rechtlichen Grundlagen für den Rest des 
Jahrhunderts. 

Für das universitäre Gelingen sind gute Berufungen zentral. Es ist deshalb etwas verwunderlich, dass das 
Zürcher Führungsmodell der Universität dem Senat diesbezüglich von Beginn weg keine Rolle zugedacht hat. 
In der ersten Phase, als der Erziehungsrat – jedenfalls seine Sektion Höhere Bildung – in seinem Selbst
verständnis wie ein Ausschuss der Universität funktionierte (und so der universitären Autonomie zugerechnet 
hätte werden können), ist dies noch begründbar. Und später, als die Universität und damit die Zahl der 
Berufungsverfahren wuchsen, wäre eine Beteiligung des Senats im Verfahren möglicherweise einer Über
forderung gleichgekommen. Aber in der Zwischenphase des ausgehenden 19. Jahrhunderts wäre das  
eine wirkliche Option der zusätzlichen Involvierung des Senats in ein wichtiges universitäres Geschäft gewesen. 
Dieser Pfad hätte im 20. Jahrhundert möglicherweise zu einer früheren Beteiligung des Rektorats in die 
Berufungsverfahren geführt. Die Konstellation vor 1998 war insofern dysfunktional, als beispielsweise der 
Erziehungsdirektor schon in der von ihm geführten Hochschulkommission mehr über die Berufungsgeschäfte 
wusste als der jeweilige Rektor, der dem Gremium nur mit beratender Stimme angehörte. Das geschah  
zulasten der universitären Autonomie, zumal der Erziehungsdirektor – als Präsident des Erziehungsrats und 
Mitglied des Regierungsrats – alle Berufungsgeschäfte in den Oberbehörden als Antragsteller und (Mit-) 
Verantwortlicher bis zum Ende begleitete (und kontrollierte).

Wie eine grosse Universität in heutigen Zeiten, gerade auch unter den Bedingungen moderner Kommunikations
technologie mit ihren zahlreichen Beteiligungsmöglichkeiten, ihre Selbstverantwortung und Autonomie im 
Rahmen ihrer internen Behörden am besten wahrnehmen kann, besonders wenn sie von einem öffentlichen 
demokratischen Gemeinwesen getragen wird, ist eine komplizierte und politisch heikle Frage. Ein Gremium  
wie der Senat, der die universitäre Autonomie wie kein zweites verkörpert, verdiente sicher eine kluge 
Organisation, die das Mitwirken der universitären Kräfte befördert. Welche Aufgaben der Selbstverwaltung im 
Senat am besten bearbeitet werden können, und ob der Vollsenat in dieser Beziehung die beste Organisa- 
tionsform ist, kann aus der Geschichte nicht abgelesen werden. Es sollte allerdings nichts unversucht gelassen 
werden, um die universitäre Autonomie durch eine diskursfähige interne Organisation zu stärken und  
zu legitimieren.
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4	 Der Senat seit 1999: Seine Stellung gegenüber  
	 Universitätsrat und Universitätsleitung 

Mit der Reform von Aufsicht und Leitung veränderten sich ab den 1990er Jahren an allen Universitäten der 
Schweiz die Gestalt und Rolle der Leitungsgremien. Die institutionelle Autonomie, so die reformpolitische 
Leitidee, setze eine Stärkung der Leitung voraus. In Zürich schaffte das Universitätsgesetz von 1998 eine neue 
Gremienstruktur: Die UL und EUL sind als Entscheidungsgremien angelegt, die in unterschiedlichen Zuständig-
keiten dem Universitätsrat als Aufsichtsgremium rechenschaftspflichtig sind. Der Senat wurde von diesen 
Neuerungen am stärksten tangiert: Einst ein wesentliches Beschluss- und Genehmigungsorgan der akademi-
schen Selbstverwaltung, verblieb ihm nach 1998 als formelle Kompetenz allein die Nominationswahl der 
Universitätsleitung. Es ist daher nicht überraschend, dass es seit 1998 neben einzelnen Sachgeschäften vor allem 
Wahlgeschäfte waren, die im Senat Anlass zu Kontroversen gaben. Das folgende Kapitel skizziert für beide 
Bereiche – Sach- und Wahlgeschäfte – Beispiele, um zentrale Problemlagen, die den Senat in den vergangenen 
zwei Jahrzehnten beeinflusst haben, zu veranschaulichen. Als Quellen wurden dazu unter anderem die  
nicht öffentlichen Protokolle der Senatssitzungen 1999 – 2024 herangezogen. Wortmeldungen von Einzel-
personen, auf die im vorliegenden Bericht Bezug genommen wird, wurden möglichst anonymisiert. 

Ein gutes Beispiel für ein Sachgeschäft, das – teilweise vehemente – Diskussionen auslöste, ist die Ablehnung 
des CRUS-Entscheides zur Harmonisierung der Semesterdaten im Jahr 2005. In der betreffenden Senatssitzung 
fand eine Aussprache zum Thema «neue Semesterdaten ab HS 2007» statt. Der damalige Rektor leitete die 
Aussprache mit der Feststellung ein, «dass der Entscheid nicht auf Ebene einer einzelnen Universität» fallen 
könne. Die Aussprache werde geführt, aber gleichzeitig müsse er schon einleitend darauf hinweisen, «dass  
der Senat dazu nichts entscheiden kann». Alle Rektoren hätten sich zu zwei Sitzungen der Rektorenkonferenz 
getroffen mit dem Ziel, gemeinsame Daten für die Semester an den Schweizer Universitäten festzulegen.  
Der Auftrag dazu erging von der Schweizerischen Universitätskonferenz (SUK), also dem gesamtschweizerischen 
Organ von Bund und Kantonen. Eine Harmonisierung der Semesterdaten sei seit Jahrzehnten verlangt  
worden, jedoch immer wieder gescheitert. Dies gelang erst mit der Einigung auf Ebene der Rektorenkonferenzen 
(CRUS, KFH, SKPH). «Ab dem Studienjahr 2007/2008 werden im gesamten Hochschulbereich die Lehrver-
anstaltungen zur selben Zeit beginnen. Diese Harmonisierung stellt einen entscheidenden Schritt in Richtung 
gemeinsamer Hochschullandschaft Schweiz und erfolgreicher Umsetzung der Bologna-Richtlinien dar»,  
hält die Medienmitteilung der CRUS vom 17. März 2005 fest.100 Im Senat kam es daraufhin mit acht zu verhältnis-
mässig vielen Wortmeldungen, in denen Kritik am Vorgehen und auch an der neuen Regelung selbst  
geäussert wurde. Ein Professor fasste die Voten dahingehend zusammen, dass der Senat «ein Mandat zur 
Ablehnung» erteilt habe.
 
Diese Episode zeigt beispielhaft das Dilemma des Senats zwischen einem überlieferten Selbstverständnis und 
seiner tatsächlichen Stellung: Wenn er sich in der Tradition als oberstes Organ der universitären Selbstver-
waltung versteht, steht dies einer Wirklichkeit gegenüber, in der aufgrund politischer Vorgaben und faktischer 
Koordinationserfordernisse ungleich kleinere Freiheitsgrade für «Autonomie» bestehen, als es aus einer 
Binnensicht der Professorenschaft möglicherweise erscheint. Anders gesagt: Die Episode zeigt exemplarisch, 
wie stark die inneruniversitäre Öffentlichkeit in hochschulpolitische Absprachen und Sachzwänge einge
bettet ist, die den Spielraum der Einzelhochschule einschränken.

100   Medienmitteilung der CRUS vom 17. März 2005, ( ).

https://www.swissuniversities.ch/fileadmin/swissuniversities/Dokumente/Kammern/Kammer_PH/MeMi/2005_Medienmitteilung_Harmonisierung_Kalender_de.pdf
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Mit Blick auf die Wahlgeschäfte, die häufig Anlass zu Kritik gaben, lassen sich zwei Problemlagen unterscheiden:  

1.	 Der Universitätsrat folgt bei Wahlgeschäften nicht dem Antrag des Senats (und begründet dies nicht bzw. 
nicht ausführlich genug, aus Sicht des Senats), 

2.	die Universitätsleitung und/oder der Universitätsrat legen dem Senat bei Wahlgeschäften einen  
Einervorschlag vor. 

Beide Szenarien sind weder formal inkorrekt noch rechtlich unzulässig. Sie haben jedoch im Senat wiederholt 
zu Kritik geführt und bei einigen Mitgliedern über die Jahre eine Unzufriedenheit über die Stellung des Senats 
entstehen lassen. 

Ein gutes Beispiel für die erste der oben genannten Problemlagen ist der Wahlvorschlag des Senats für die 
damalige Besetzung des Prorektorats Forschung mit Vertretung der Medizin und Naturwissenschaften 1999.  
Der Universitätsrat lehnte den Wahlvorschlag des Senats für die Besetzung des Prorektorats ab und gab das 
Wahlgeschäft zurück an den Senat. Dies sorgte für « einige Unruhe» wie es der damalige Rektor in einer 
anschliessend verfassten Stellungnahme der Universität gegenüber dem Universitätsrat formulierte. Dies, weil 
der Senat der Ansicht war, der Universitätsrat habe sein Nicht-Eintreten auf den Vorschlag des Senats nicht 
ausreichend begründet. In der darauffolgenden Senatssitzung im Januar 2000 wurde insbesondere kritisiert, 
dass der Senat – immerhin das Nominationsgremium – über den Entscheid des Universitätsrats «nicht offiziell 
informiert» und die Ablehnung des Kandidaten dem Senat gegenüber nicht einmal begründet worden sei.  
Man habe dies aus der Presse erfahren müssen. Zudem übte das Senatsmitglied Kritik an der Universitäts-
leitung. Sie habe den vom Senat nominierten Kandidaten nicht voll unterstützt. Die Episode zeigt exemplarisch, 
wie rasch sich die Universitätsleitung in einer unangenehmen Situation zwischen Senat und Universitätsrat 
wiederfinden kann. Der Grund dafür ist die formale Hierarchie zwischen dem Senat und dem Universitätsrat als 
Aufsichts- und Strategieorgan: Dem Senat kommt weder die Kompetenz für bindende Wahlbeschlüsse noch  
die Kompetenz für den formalen Erlass von Regularien (Universitätsordnung, Disziplinarordnung etc.) zu. Seine 
Zuständigkeit beschränkt sich auf Wahlvorschläge und Stellungnahmen. Die Kompetenzen, verbindliche 
Entscheide zu fällen, liegen bei der Universitätsleitung und in letzter Instanz beim Universitätsrat. So sehr sich 
die Universitätsleitung bei Spannungen dem Senat und der inneruniversitären Öffentlichkeit verpflichtet  
fühlt: In Streitfällen hat sich auch die Universitätsleitung den Entscheiden des Universitätsrats zu unterstellen.

Bei einzelnen Mitgliedern des Senats entstand auch aufgrund solcher Erfahrungen der Eindruck, der Universitäts-
rat schere sich nicht um die Meinung des Senats und dieser sei sowieso nur (noch) ein «Akklamationsorgan 
für vorgefasste Beschlüsse»101. In diesem Eindruck fühlten sich verschiedene Senatsmitglieder zunehmend 
bestätigt, als sich die Kontroverse um Einervorschläge (= Problemlage 2) in Wahlgeschäften ab 2013 zuspitzte. 

Im Jahr 2016 beispielsweise wurde eine generelle Kritik am Wahlverfahren geäussert: «Dem Senat sei erneut  
ein Einervorschlag zur Abstimmung vorgelegt worden, obwohl die Findungskommission angehalten sei, in  
der Regel einen Zweiervorschlag zu unterbreiten. (…) Darüber hinaus sei bereits in die Wege geleitet worden, 
dass der erwähnte Passus in der Universitätsordnung geändert werde».102 Das Thema Einervorschläge blieb 
auch in den folgenden Jahren im Senat umstritten. Dies zeigte sich ein weiteres Mal bei der Wahl einer Direktorin 
oder eines Direktors Universitäre Medizin in der Senatssitzung vom 9. April 2018. Die Findungskommission 
hatte dem Universitätsrat eine Zweierliste vorgelegt. Eine Person zog ihre Kandidatur zurück, worauf der 
Universitätsrat dem Senat eine Einerkandidatur unterbreitete. Der Widerspruch des Senats äusserte sich u.a. 
in einer Protestkandidatur. Ein Mitglied der Professorenschaft stellte sich als Gegenkandidat:in zur Ver-
fügung, «damit pro forma eine Auswahl besteht». Bei der Wahl erhielt die Protestkandidatur einige Stimmen, 
zudem gingen vereinzelte Stimmen an weitere Personen. Die grosse Mehrheit der Senatsmitglieder stimmte 
allerdings für die offizielle Kandidatur. Zu einer nächsten Problematisierung der Einerlisten kam es im Vorfeld 
des Findungsverfahrens für eine Rektorin oder einen Rektor für den Rest der Amtsdauer 2018–2022: Erneut 
machte ein stimmberechtigtes Mitglied des Senats von der Möglichkeit Gebrauch, dem Senat eine weitere 

101	   Protokoll der Senatssitzung vom 3. Juli 2001.
102   Aus dem Protokoll der Senatssitzung vom 8. Mai 2017, S. 4.
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Kandidatur zu unterbreiten. Die betreffende Person gab zu Protokoll, dass ihre Kandidatur «nicht besonders 
ernst gemeint sei», da sie die Qualifikation für das Amt nicht mitbringe. Die Aktion diene jedoch dazu, 
drängende «Fragen rund um den Senat» zu klären. Bei der vorliegenden Wahl würde es nämlich auch darum 
gehen, den Senatsmitgliedern die Möglichkeit einzuräumen, «gegen das Wahlverfahren an sich» stimmen 
zzu können. Dafür habe sie ihren Namen zur Verfügung gestellt.103 Dieses Vorgehen stiess im Senat teilweise auf 
Unterstützung. Eine Professorin hielt nochmals fest, dass einige Senatsmitglieder unzufrieden seien mit 
dem Prozess. Die Aktion sei Ausdruck dieser Unzufriedenheit. Es sei zu hoffen, dass es in Zukunft «keineEinerlis-
ten mehr gebe»104. Es erstaunt daher nicht, dass es in den Augen einiger Senatsmitglieder einer doppelten 
Kränkung gleichkam, wenn – sogar nach der überdeutlichen Annahme des Antrags in der ausserordentlichen 
Senatssitzung vom 18. Dezember 2017, wonach der Senat künftig keine Einerlisten mehr wünsche – die Uni-
versitätsordnung in der Folge in genau diesem Punkt aufgeweicht wird: Bis im Juli 2018 sah die UniO in § 54 
Abs. 4 vor, dass die Findungskommission dem Senat eine Liste «mit in der Regel mindestens zwei Kandidieren-
den» vorlegt (vgl. Tabelle 4). Diese Vorschrift wurde ab August 2018 dahingehend abgeändert, dass die Uni-
versitätsordnung nun auch ausdrücklich Nominationslisten mit einer einzigen Kandidatin oder einem einzigen 
Kandidaten zulässt.  

1.2.2010 bis 
1.8.2018

4 Die Findungskommission erarbeitet eine Nominationsliste mit in der Regel mindestens zwei Kandidieren-
den. Die Nominationsliste wird nach Genehmigung durch den Universitätsrat an den Senat weitergeleitet.

1.8.2018 bis
1.4.2020

4 Die Findungskommission erarbeitet eine Liste mit einer Kandidatin oder einem Kandidaten oder 
mehreren Kandidierenden. Diese Nominationsliste wird nach Genehmigung durch den Universitätsrat an 
den Senat weitergeleitet. Bei mehreren Kandidierenden können die Findungskommission und der 
Universitätsrat eine Rangierung vornehmen.

1.4.2020 bis
heute

4 Die Findungskommission erarbeitet eine Liste mit einer oder mehreren Kandidaturen.  
Bei mehreren Kandidierenden kann die Findungskommission eine Rangierung vornehmen.
4bis Die Nominationsliste unterliegt der Genehmigung durch den Universitätsrat.  
Der Universitätsrat kann einzelne Kandidatinnen oder Kandidaten streichen, die Rangierung der  
Kandidaturen ändern oder die Findungskommission auffordern, weitere Kandidaturen zu prüfen.

Tabelle 4: 	Anpassungen von § 54 Abs. 4 zur Nominationsliste, die der Universitätsrat dem Senat vorzulegen hat

Tatsächlich hat sich der relative Anteil der Einervorschläge bei Neu- und Ersatzwahlen ab 2013 nachweislich 
erhöht. Dies zeigt eine Auszählung auf Grundlage der Sitzungsprotokolle 1999–2022 (vgl. Abb. 3). Insofern trägt 
die Änderung der UniO ab 1. August 2018 einer Veränderung Rechnung, die sich schon länger angebahnt hat 
– sie «legalisiert» diese Praxis aber nicht nur, sondern hält auch keine Soll-Norm mehr fest, wonach Listen mit 
mehreren Kandidierenden zumindest anzustreben und zu bevorzugen wären. 

Kummulative Darstellung der Wahlvorschläge bei Neuwahlen

Abbildung 3: Zunahme der Einervorschläge bei Neuwahlen im Senat 1999–2022, Auszählung auf Grundlage der Senatsprotokolle
 

103   
103 & 104	 Protokoll der Senatssitzung vom 24. Juni 2020, S. 14.
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Noch ein Hinweis zur Grösse des Senats: Seit Inkrafttreten des neuen Universitätsgesetzes hat sich die Zahl der 
Mitglieder verdoppelt (vgl. Abb. 4): Im Januar 1999 gehörten dem Senat 421 stimmberechtige Mitglieder an, darin 
inbegriffen 7 Delegierte der Privatdozierenden, 7 Delegierte der Assistierenden sowie 14 Delegierte der Studieren-
den. Im Mai 2022 umfasste der Senat 847 stimmberechtigte Mitglieder105, also rund doppelt so viele. Anhand der 
Sitzungsprotokolle lässt sich zudem zeigen, dass die Teilnahme am Senat stark variiert (vgl. Abb. 5). Rechtlich 
betrachtet ist die Teilnahme zwar eine «Amtspflicht». Nichtsdestotrotz schwankt der Anteil der teilnehmenden 
Mitglieder zwischen ca. 55 % und 85 %. Dies lässt auch Schlüsse zur Aktivität des Senats zu. Die kontroverse und 
viel diskutierte Rektorenwahl 2013 sticht als Senatssitzung mit der bislang höchsten Teilnahmequote heraus. 
Überhaupt werden bei der Wahl eines neuen Rektors oder einer neuen Rektorin meist die höchsten Quoten 
erreicht. Die Online-Teilnahme bzw. die hybride Durchführung schien die Quote ebenfalls zu erhöhen; um hier 
eine statistisch gut abgestützte Aussage zu machen, ist die Zahlenreihe jedoch noch zu klein. 

 
Anzahl Mitglieder des Senats

 
Abbildung 4: Die Grösse des Senats 1999–2022, Zuwachs von rund 400 Mitgliedern im Jahr 1999  
	        auf über 850 Mitglieder im Jahr 2022  

Anteil der anwesenden Mitglieder des Senats

 

Abbildung 5: Teilnahmeaktivität im Senat 1999–2022

105	 Zahlen gemäss den Protokollen der jeweiligen Senatssitzungen.
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5	 Die Senatsorganisation an anderen Universitäten 	
	 der Schweiz und international106 

Das vorliegende Kapitel stellt die Ergebnisse der Recherchen der Subgruppe I der AG Senat zur Organisation 
von Senaten an anderen Universitäten zusammen (Leder, 2022; Subgruppe 1, 2022a, 2022b, 2022c, 2022d).  
Dies soll helfen, die Stellung, Zusammensetzung und Kompetenzen des Senats an der UZH sowohl mit Blick auf 
die schweizerischen als auch die internationalen Verhältnisse vergleichend einzuordnen. 

Das mit Abstand häufigste Modell des Senats in Deutschland, Frankreich und der Schweiz ist der Delegiertenrat, 
oft mit einem oder mehreren Ausschüssen. Senate als Vollversammlung gibt es heute in Frankreich und 
Deutschland an keiner Universität mehr. In der Schweiz hat – wie einleitend erwähnt – allein die Universität  
St. Gallen einen Vollsenat, der regelmässig mit Sachgeschäften der akademischen Selbstverwaltung beschäftigt 
ist, dabei allerdings von einem Senatsausschuss entlastet wird, der über eigene Entscheidungskompetenzen 
verfügt. An einigen Universitäten der Schweiz wird für die Wahl des Rektors oder der Rektorin eine Plenarversam- 
mlung einberufen. Dies ist namentlich an der EPFL, der Universität Freiburg (UniFR) sowie der Universität 
Luzern (UniLU) der Fall, hier unter der Bezeichnung «Wahlversammlung».   

5.1	 Die Senate an den kantonalen Universitäten und den  
	 Eidgenössischen Technischen Hochschulen  

Wie bereits dargelegt, bestehen in der Schweiz erhebliche Differenzen, was die die Stellung, die Zusammen-
setzung und die formalen Kompetenzen der akademischen Senate an den kantonalen Universitäten und  
den Eidgenössischen Technischen Hochschulen betrifft. Im Wissen um Ausnahmen und Sonderformen (siehe 
das Beispiel UniFR unten) können schematisch drei Organisationsformen unterschieden werden:   

1.	 Der Senat als ein Delegiertenrat der universitären Mitgliedsgruppen, der dem Rektorat gegenübergestellt ist 
und nicht vom Rektor oder von der Rektorin präsidiert wird. Dies ist an den Universitäten Genf, Lausanne  
und Neuenburg der Fall. Auch die Gremien der EPFL (nur konsultativ) gehören zu dieser Gruppe. Die UniFR  
ist insofern ein Spezialfall, als sich der Senat seit 1971 nicht nur aus sechs universitätsinternen, sondern  
auch aus sechs externen Mitgliedern zusammensetzt (Vertreter:innen der Behörden, aus der Politik und  
Gesellschaft). Dieser Senat, der eigentlich ein gemischter Universitätsrat ist, wird sogar von einer Staatsrätin 
präsidiert.   

2.	Die Senate mit dem Rektor, der Rektorin als Vorsitz. Dies ist – trotz unterschiedlicher Zusammensetzungen 
und Kompetenzen – das «Grundmodell» an den Universitäten der deutschsprachigen Schweiz sowie der 
Università della Svizzera Italiana (USI). An der Universität Basel und der Universität St. Gallen (HSG) werden 
die Geschäfte jeweils durch einen Senatsausschuss respektive den Regenzausschuss vorbereitet. An der  
HSG ist der Senatsausschuss zudem mit eigenen Beschluss- und Erlasskompetenzen ausgestattet, was ihm 
die Rolle einer erweiterten Schulleitung zuweist.  

3.	Es gibt den «regulären» Senat und eine Sonderform des Senats für die Wahl des Rektors oder der Rektorin. 
Darunter fallen die Einberufung der «Plenarversammlung» an der UniFR für den Wahlvorschlag eines 
Rektors, einer Rektorin oder analog die Gesamtprofessorenkonferenz der ETH Zürich. 

106	 Dieses Kapitel wurde auf Grundlage des Kurzberichts und der Materialien zusammengestellt, welche die Subgruppe I bis Mitte 	
	 September 2021 verfasst hat. Die Subgruppe I ist ein Ausschuss der AG Senat, bestehend aus Francis Cheneval (PhF),  
	 Robert Göx (WWF), Patrick Kircher (VSF) und Christoph Riedweg (PhF). 
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An acht von zehn kantonalen Universitäten ist der akademische Senat als Delegiertenrat verfasst (vgl. Tabelle  
in Anhang 9.1). Dies geht, zumal in der Westschweiz, auf die Reformen ab Mitte der 1960er Jahre zurück.  
Bei den kantonalen Universitäten haben allein die UZH und die HSG noch Vollsenate, wobei der Senatsaus-
schuss der HSG im Grund als erweiterte Schulleitung angelegt ist. Die Regenz der Universität Basel (mit einem 
ständigen Ausschuss) und die Senate der Universitäten Bern, Luzern und Svizzera Italiana haben ebenfalls  
weitreichende Wahl-, Erlass- und Beschlusskompetenzen. Sie sind als starke Organe der gesamtuniversitären 
Koordination und Leitung intendiert, die eng mit der Schulleitung zusammenwirken, ihre Entscheide  
jedoch unter Beteiligung der Fakultäten einerseits und der verschiedenen Mitgliedsgruppen andererseits 
treffen und legitimieren.  

Wahl von Rektor:in, Universitätsleitung und Schulleitung
Die Wahl des Rektors oder der Rektorin aus der Reihe der ordentlichen Professorenschaft – bei öffentlichen 
Hochschulen meist die Nomination zuhanden eines nicht allein aus Hochschulmitgliedern zusammengesetzten 
Bestätigungsorgans – ist in der Organisation der europäischen Universitäten eine traditionelle Senats-
kompetenz. In der Schweiz hatten die Senate bereits im 19. Jh. entweder ein eigenständiges Wahlrecht oder 
zumindest ein Vorschlagsrecht gegenüber dem Träger. An der Universität Zürich wurden die Rektoren ab  
1860 alle zwei Jahre durch den Senat gewählt, wobei diese Wahl vom Regierungsrat genehmigt werden musste 
(Details vgl. Kap. 3).

An den kantonalen Universitäten mit Ausnahme der USI sind heute alle Senate an der Wahl des Rektors oder 
der Rektorin beteiligt. Allerdings bestehen unterschiedliche Arrangements mit den Universitätsräten oder  
den Trägern, denen die Genehmigung respektive die formelle Wahl obliegt. Mehrheitlich sind die akademischen 
Senate auch an der Auswahl der Vize-Rektor:innen bzw. an der Wahl der Schulleitung als ganzer beteiligt.  
Dies ist namentlich an den Universitäten Lausanne, Basel, Bern, Zürich, Luzern und St. Gallen der Fall  
(vgl. Tabelle in Anhang 9.3).

Da die Nominationswahl auch für den Senat der UZH das wichtigste Geschäft ist, könnte man hier analog von 
einer «Wahlversammlung+» sprechen und das Gremium als «Wahlversammlung mit Recht zu Stellungnahme in 
Sachgeschäften» umschreiben. Die funktionale Bestimmung nach dem Universitätsgesetz von 1998 könnte 
etwas salopp als «Rektorwahl+» bzw. als «Rektornomination+» bezeichnet werden. Diese Betrachtung macht 
darauf aufmerksam, dass der Begriff «Senat» in Zürich missverstanden werden könnte: Weder entsprechen  
die Rechte und Obliegenheiten einem traditionellen Vollsenat mit Senatsausschuss als Organe der kollegialen 
Selbstverwaltung, wie es in der Schweiz allein die Universität St. Gallen kennt, noch ist der Senat an der UZH 
ein straffes Entscheidungsorgan, wie es etwa für die Universitäten Bern und Freiburg zutrifft. Stattdessen wird in 
Zürich unter der traditionellen Bezeichnung «Senat» eine Plenarversammlung mit zwei punktuellen Kompe-
tenzen verstanden: dies sind erstens die Nominationswahl von Mitgliedern der UL und zweitens die «Stellung-
nahme» auf eigene Initiative, jedoch ohne dass eine «Umsetzungspflicht» der UL oder des Universitätsrats 
verbunden wären.  

5.2	 Deutschland:  
	 Delegiertenräte in unterschiedlicher Ausgestaltung 

In Deutschland gibt es heute keine Vollsenate mehr. Sämtliche akademischen Senate sind als Delegiertenräte 
verfasst, d.h. als eine repräsentative Delegiertenversammlung der Universitätsgemeinschaft. Im Senat sind  
in aller Regel sämtliche Mitgliedsgruppen der Universität vertreten. Für die Zusammensetzung bestehen je nach 
Bundesland unterschiedliche gesetzliche Vorgaben. Meistens bilden die Hochschullehrer:innen eine Mehrheit 
(vgl. Tabelle in Anhang 9.4). 
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Der akademische Senat als verfassungsgebendes Organ stellt in Deutschland in der Regel die Partizipation  
der Hochschulmitglieder an universitären Entscheidungsprozessen sicher. Zum Teil ist der Senat unabhängig  
von der Universitätsleitung. Dem entspricht, dass der Senat teils von einem gewählten Mitglied der 
Professorenschaft geleitet wird und nicht vom Präsidium der Universitätsleitung. Ausserdem wählt der Senat 
die Mitglieder der Hochschulleitung entweder direkt, oder er ist massgeblich an der Erstellung der Wahl
vorschläge beteiligt. In einigen Fällen bilden die Senate ständige Ausschüsse für einzelne Querschnittsbereiche 
(Forschung, Lehre und Studium, Finanzhaushalt). Dabei bestehen zwischen den Bundesländern und den 
Universitäten erhebliche Unterschiede. Dies zeigt sich etwa, wenn der akademische Senat der Humboldt-Uni-
versität zu Berlin und jener der Ludwig-Maximilians-Universität München verglichen werden. 

Der Senat der HU Berlin: starke Beteiligung an der Selbstverwaltung  
(Humboldt-Universität zu Berlin, 2013)
An der HU Berlin setzt sich der Senat aus 25 Mitgliedern zusammen; davon stammen 13 aus der Professoren-
schaft. Geleitet wird der Senat vom Präsidenten oder der Präsidentin. Bei den Kompetenzen wird zwischen  
a) Vorschlägen, b) Beschlüssen und c) Stellungnahmen unterschieden.  So steht es dem Senat beispielsweise 
zu, Vorschläge «für die Einrichtung, Veränderung und Aufhebung von Fakultäten und Zentralinstituten»  
oder «für die Einrichtung und Aufhebung von Zentraleinrichtungen sowie für die Einrichtung oder Verlängerung 
der Integrativen Forschungsinstitute» zu machen. Zugleich beschliesst der Senat u.a. die Genehmigung des 
Budgets, entscheidet über den Erlass gesamtuniversitärer Regularien, bestimmt die Zulassungszahlen und legt 
die Aufhebung und Einrichtung von Studiengängen sowie die Einrichtung und Ausstattung von Sonder-
forschungsbereichen fest. Stellung nimmt er zur mittelfristigen Bau- und Investitionsplanung, zu den Studien- 
und Prüfungsordnungen der Fakultäten, zu Berufungslisten der Fakultäten sowie zu «Angelegenheiten von 
grundsätzlicher Bedeutung, die die Hochschule als Ganzes betreffen».

Zur Vorbereitung seiner Entscheidungen und zur Unterstützung des Präsidiums bildet der akademische Senat 
neun ständige Kommissionen und zwar für: 

	– Entwicklungsplanung,
	– Haushalt,
	– Forschung und wissenschaftlichen Nachwuchs,
	– Lehre und Studium,
	– Medien,
	– Standortentwicklung,
	– Frauenförderung,
	– barrierefreie Hochschule und 
	– familiengerechte Hochschule.

Zusätzlich zum 25-köpfigen Senat besteht an der HU Berlin das aus 61 Mitgliedern zusammengesetzte Konzil, 
dem wiederum auch alle Mitglieder des Senats angehören. Das Konzil hat mehrere Aufgaben. Neben dem Erlass 
der Universitätsverfassung sind darunter auch die Wahl des Präsidenten oder der Präsidentin und der 
Vizepräsident:innen. 

Die HU ist ein Beispiel für eine starke Senatsbeteiligung an Beschlüssen auf gesamtuniversitärer Ebene. Darauf 
weisen allein die neun ständigen Fachkommissionen hin, die dem Senat zugeordnet sind. Zumindest auf dem 
Papier wurde hier ein Modell der akademischen Selbstverwaltung gefunden, in dem massgebliche Entscheide 
von einem repräsentativen Gremium gefällt werden, in dem sämtliche Mitgliedsgruppen der Universität 
vertreten sind. 
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Der Senat der LMU München: Wahlgremium mit ausgewählten Beschlussrechten  
(Ludwig-Maximilians-Universität München, 2013)
In einem anderen Verhältnis zur Universitätsleitung steht der akademische Senat der Ludwig-Maximilians- 
Universität München. Darin nehmen die sechs Mitglieder des Präsidiums nur mit «beratender» Stimme teil.  
Dem Senat gehören 16 gewählte Mitglieder sowie die Frauenbeauftragte und ihre ständige Vertreterin an.  
Er ist das Wahlgremium der Universitätsleitung bzw. des Präsidiums; dem steht im Übrigen ganz ähnlich  
wie an der UZH eine Erweiterte Universitätsleitung gegenüber, in der auch die Dekan:innen sowie Gruppen
vertretungen Einsitz nehmen.

Zugleich hat der Senat einige Beschlusskompetenzen. Er beschliesst in Angelegenheiten von grundsätzlicher 
Bedeutung für die Forschung, die Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses und die Erfüllung des 
Gleichstellungsauftrags. Unter Beteiligung des Hochschulrats, nämlich auf dessen Antrag, entscheidet der 
Senat zudem über die Einrichtung, Änderung und Aufhebung von Studiengängen. Zudem nimmt der  
Senat Stellung zu Berufungsvorschlägen für die Besetzung von Professuren und beschliesst die von der 
Universität zu erlassenden Rechtsvorschriften.

Die LMU München ist ein Beispiel für einen Senat, der neben dem Wahlrecht auch ausgewählte Entscheidungs-
kompetenzen hat. Bemerkenswert ist, dass der Senat im Zusammenspiel mit dem Hochschulrat – der  
seinerseits zur Hälfte aus Mitgliedern des Senats besteht – nicht Anträge zuhanden des Hochschulrats einreicht, 
sondern der Rat dem Senat umgekehrt Entscheide zum akademischen Profil zur Beschlussfassung überträgt. 
Damit gibt es eine Reihe von Beschlüssen, für die der Senat allein und in letzter Instanz verantwortlich  
ist – und dies ohne formelles Durchgriffsrecht der Universitätsleitung. 

5.3 	Frankreich:  
	 Delegiertengremien und ihre Ausschüsse mit national definierten  
	 Zuständigkeiten (Code de l’éducation, 2025)
In Frankreich haben alle öffentlichen Universitäten eine gleichartige Governance-Struktur. Diese ist landes- 
weit im code de l‘éducation (Art. L712–1 à L712–10) vorgegeben. Spielraum gibt es allein in Bezug auf die Anzahl 
Mitglieder der Gremien (angepasst an die Grösse der Universität), nicht jedoch hinsichtlich der Delegations-
quoten. Jede Universität hat einen Vorsitz (président/présidente) und zwei funktional differenzierte 
Aufsichts- und Leitungsgremien, die beide dem Modell des Delegiertenrats folgen. Ein Vollversammlungs
modell gibt es nicht.

1) Conseil d’administration (Verwaltungsrat)
Der Verwaltungsrat wird von der/dem président/e der Universität geführt und setzt sich aus 24 – 36 Mitgliedern 
zusammen. Er wählt den président, die présidente der Universität und genehmigt den Hochschulvertrag,  
den Haushaltsplan und die Rechnungslegung. Er erlässt die Geschäftsordnung der Universität, billigt den 
Jahresbericht und entscheidet ausserdem z.B. über den Erwerb oder die Veräusserung von Grundstücken  
oder die Gründung von Stiftungen. 

In einer auf die Dozierenden und Forschenden der Universität reduzierten Form hat der conseil d’administration 
zudem ein Vetorecht bei der Ernennung von Dozierenden und Forschenden.

2) Conseil académique mit zwei Ausschüssen für Lehre und Forschung (Akademischer Rat)
Der Akademische Rat besteht aus den Mitgliedern der commission de la recherche und der commission de la 
formation et de la vie universitaire. Der Akademische Rat als Ganzes umfasst zwei Untergremien: eine 
Disziplinarkommission und ein Gremium, das für Berufungen (Ernennungen) des akademischen Personals  
und für deren Karrieren zuständig ist. Letzteres Gremium besteht aus den Delegierten der Dozierenden 
und Forschenden des conseil académique. Die Ernennung der Dozierenden und leitenden Forschenden 
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(Professor:innen und maitres de conférence) verläuft zunächst über einen nationalen, dann über einen uni-
versitätsinternen concours in der Kompetenz einer Berufungskommission und des entsprechenden Gremiums 
des conseil académique. Der nationale Conseil d’Etat kann ein irreguläres Berufungsverfahren kassieren.  
Die Professor:innen werden per Dekret vom Präsidenten der Republik ernannt.

Das Präsidium des Akademischen Rats kann die Universität in ihren Statuten selbst festlegen; es kann auch  
er Präsident oder die Präsidentin des Verwaltungsrats, i.e. der oder die Vorsitzende der Universität, dieses Amt 
innehaben.

Die commission de la formation et de la vie universitaire des Akademischen Rats wird zu den Ausbildungs-
programmen konsultiert. Sie legt die Vorschriften für die Prüfungen und die Bewertung fest und verteilt das 
vom Verwaltungsrat zugewiesene Lehrbudget. 

Der Forschungsausschuss des Akademischen Rats seinerseits verteilt die vom Verwaltungsrat zugewiesenen 
Mittel für die Forschung, dies innerhalb des vom Verwaltungsrat festgelegten strategischen Rahmens.  
Der Forschungsausschuss wird zu den Betriebsvorschriften der Laboratorien und den mit den Forschungsein-
richtungen geschlossenen Vereinbarungen befragt.

Der conseil académique wird in seiner Plenarsitzung konsultiert und kann Empfehlungen abgeben:
	– zu den Richtlinien für die Lehre, die Forschung sowie die Verbreitung der wissenschaftlichen, technischen 

und industriellen Kultur;
	– zur wissenschaftlichen und technischen Daten- und Dokumentationspolitik,
	– zu den Qualifikationen für freie oder beantragte Lehr- und Forschungsstellen;
	– zum Antrag auf Akkreditierung;
	– zum Hochschulvertrag.

Er wird hinsichtlich aller Massnahmen hinzugezogen, die darauf abzielen, die Ausübung der akademischen 
sowie der gewerkschaftlichen und politischen Freiheiten von Studierenden und Universitätsangehörigen mit 
einer Behinderung zu gewährleisten. Beschlüsse des Akademischen Rates, die finanzielle Auswirkungen haben, 
werden dem Verwaltungsrat zur Genehmigung vorgelegt.

Jede französische Universität kennt eine solche Verbindung von Verwaltungsrat und Akademischem Rat  
(mit seinen Ausschüssen zu Forschung und zu Lehre und universitärem Leben). 

5.4	 Weitere Beispiele aus dem europäischen Kontext 

Im Folgenden werden Senate von einigen weiteren Universitäten beschrieben. Damit soll die grosse Vielfalt an 
Ausgestaltungsformen erkennbar gemacht werden, insbesondere was demokratische Instrumente wie  
Konsultation, Mitbestimmung oder Vetos angeht. Die Beispiele aus dem europäischen Kontext zeigen in ihrer 
Breite denkbare Alternativen, welche für die Entwicklung sinnvoller Reformvorschläge für die UZH  
möglicherweise dienlich sein können. 

Universität Wien 
Delegiertenversammlung mit Wahlrecht und Zuständigkeiten der Selbstverwaltung im Bereich der Lehre 
(Universität Wien, 2025)
 
Dem Senat der Universität Wien gehören 18 Mitglieder an, davon 9 aus dem Kreis der Universitätsprofessor:in-
nen. Der Senat wird nicht vom Rektor bzw. der Rektorin geleitet, der bzw. die nicht stimmberechtigtes  
Mitglied des Senats ist. 
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Dem Senat, der über ein eigenes Büro verfügt, sind zwei Kommissionen zugewiesen: die Rechtsmittel-
kommission sowie die Curricularkommission, die Curricula für ordentliche und ausserordentliche  
Studiengänge beschliesst. Bei Berufungs- und Habilitationsverfahren setzt der Senat entsprechende  
Kommissionen ein. 

Der Senat hat weitrechende Entscheidungskompetenzen betreffend Lehre und Rekurswesen.  
Ihm kommen namentlich folgende Aufgaben zu (nicht abschliessend): 
-	 Erlassung der Curricula für ordentliche Studien und Lehrgänge;
-	 Erlassung und Änderung der Satzung auf Vorschlag des Rektorats;
-	 Abgabe von Gutachten in Beschwerdevorentscheidungsverfahren;
-	 Zustimmung zu dem vom Rektorat erstellten Entwurf des Entwicklungsplans innerhalb von  

zwei Monaten; stimmt der Senat nicht fristgerecht zu, ist der Entwicklungsplan dennoch an den  
Universitätsrat weiterzuleiten;

-	 Zustimmung zu dem vom Rektorat beschlossenen Entwurf des Organisationsplans innerhalb von  
zwei Monaten; stimmt der Senat nicht fristgerecht zu, ist der Organisationsplan dennoch an den  
Universitätsrat weiterzuleiten;

-	 Mitwirkung an Habilitationsverfahren;
-	 Mitwirkung an Berufungsverfahren;
-	 Erstellung eines Dreiervorschlags für die Wahl der Rektorin oder des Rektors an den Universitätsrat;
-	 Stellungnahme zu den Vorschlägen der Rektorin oder des Rektors bezüglich der Vizerektorinnen  

und Vizerektoren (Anzahl, Beschäftigungsgrad und Wahlvorschlag);
-	 Änderung der Grösse des Universitätsrats und Wahl von Mitgliedern des Universitätsrats;
-	 Mitwirkung bei der Abberufung von Mitgliedern des Universitätsrats, der Rektorin oder des  

Rektors sowie von Vizerektorinnen und Vizerektoren;
-	 Einteilung des Studienjahrs;
-	 Festlegung von akademischen Graden und Bezeichnungen für die Absolventinnen und  

Absolventen von Universitätslehrgängen.

Diese Konzeption ähnelt dem bereits oben skizzierten Senat der HU Berlin. In Wien wird der Senat zwar nicht 
vom Rektor/Präsidenten bzw. der Rektorin/Präsidentin geleitet, er hat jedoch – an der Linie des Rektorats 
vorbei – weitgehende Kompetenzen zur Selbstverwaltung im Bereich der Lehre. 

University of Copenhagen 
Der Senat als Beratungsgremium und das Board of Representatives als strategisches Sounding Board  
(University of Copenhagen, 2025)
 
Der Senat in Kopenhagen ist ein ausschliesslich beratendes Gremium ohne Wahl- und Entscheidungs-
kompetenzen. In dem Gremium kommen Vertreter:innen von Personal und Studierenden mit der Hochschul-
leitung zusammen, um Themen zu erörtern, die für die Kernaufgaben der Universität von Bedeutung sind,  
und um den Rektor oder die Rektorin zu beraten.

Der Senat kann die Entwicklung und die Herausforderungen der Universität als akademische Einrichtung 
diskutieren, ist aber ebenso ein offenes Forum, in dessen Rahmen Wünsche, Ideen und Kritik aus der gesamten 
Universität aufgenommen werden können. Darüber hinaus berät der Senat einmal im Jahr über den Haushalt, 
den Zielplan und den Entwicklungsvertrag der Universität. 

Die Senatssitzungen finden zwei- bis viermal im Jahr statt und sind für alle Hochschulangehörigen zugänglich.

Ein zusätzliches Beratungsgremium ist das Board of Representatives. Anders als der Name vermuten lässt, setzt 
es sich jedoch nicht aus Universitätsmitgliedern, sondern aus Vertreter:innen externer Anspruchsgruppen 
zusammen. Es trifft sich drei Mal jährlich mit dem Rektor oder der Rektorin und bespricht strategische Fragen. 
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Universiteit van Amsterdam 
Senat als Beratungs- und Vorschlagsorgan im Bereich der Lehre und Qualitätssicherung  
(Universiteit van Amsterdam, 2013)

Der Senat der Universiteit van Amsterdam setzt sich aus maximal 24 Mitgliedern zusammen, je zur Hälfte  
aus Universitätsangestellten und Studierenden. Er wird durch ein aus dem Inneren des Senats gewähltes 
Mitglied geleitet.

Der Senat berät das Präsidium der Universität sowohl auf Anfrage als auch auf eigene Initiative in den  
zentralen Fragen der Ausbildung, der wissenschaftlichen Praxis und der damit verbundenen Studierenden- und 
Personalpolitik. Die Beratungen betreffen vor allem strategische Fragen und die Qualitätspolitik.

In der Regel tagt der Senat sechs Mal pro Jahr, die Sitzungen sind nicht öffentlich. Unterstützt von einem 
Sekretär oder einer Sekretärin kann der Senat Ausschüsse bilden und nach Bedarf externe Sachverständige 
einladen. 

Zu den Aufgaben des Senats gehört es, sich einen universitätsweiten Überblick über die Qualität und Qualitäts-
sicherung zu verschaffen und die Universitätsleitung in dieser Hinsicht zu informieren und zu beraten.  
Es wird empfohlen, dass der Senat dies in einem jährlichen Qualitätsbericht tut, zu dem das Präsidium eine 
inhaltliche Antwort formuliert. Dieser Senatsbericht und die Berichte der internen Revision unterstützen  
die Universitätsleitung bei der Darstellung der Qualität und Qualitätssicherung gegenüber dem Aufsichtsrat.

University of Oxford
Congregation mit mehreren tausend Mitgliedern (University of Oxford, 2025)

Der Senat, in Oxford auch als Congregation bezeichnet, umfasst nominell sämtliche akademischen Angestellten 
der Universität einschliesslich der Mitglieder der Leitungsgremien. Ihm gehören über 5’000 Personen an.  
In der Praxis werden die Versammlungen jedoch ausschliesslich vor Ort in Sälen abgehalten, die nur für einen 
kleinen Teil der nominellen Mitgliederzahl Platz bieten, wobei die Plätze nach dem Prinzip «first come, first 
served» vergeben werden. Die Wahlgeschäfte werden über Wahlurnen und elektronisch abgehalten. 

In den letzten Jahren wurden jährlich meistens zwei Sitzungen durchgeführt. An der Sitzung vom 14. Juni 2022 
wurde z.B. die Wahl einer neuen Vizekanzlerin nach folgendem Vorgehen bestätigt: Die Kandidatin war  
von einer Findungskommission, die nicht Teil der Congregation ist, nominiert worden. Eine Nomination gilt als 
bestätigt, wenn an der Kongregation nicht 125 Personen dagegen stimmen.107 Dies war nicht der Fall, und  
die Kandidatin war somit bestätigt. 

Gemäss Statut kommen der Congregation folgende Aufgaben zu: 
-	 Genehmigung von Änderungen der Satzung und der Ordnungen der Universität;
-	 die Prüfung wichtiger politischer Fragen, die vom Rat oder von Mitgliedern der Kongregation vorgelegt 

werden;
-	 Wahl der Mitglieder des Council und anderer Universitätsorgane und Genehmigung der Ernennung des 

Vizekanzlers oder der Vizekanzlerin.

Der Council ist das aus 26 Mitgliedern, darunter 4 Externe, zusammengesetzte Leitungsgremium der Universität. 

Die Wahl des Council ist das wichtigste Geschäft der Congregation. Für die Organisation der Wahlen steht ein 
Election Office zur Verfügung. Die Wahlen finden teils noch über Wahlurnen, heute jedoch meist elektronisch 
(«electronic ballot») statt. 

107		 Vgl. die Ankündigung des Wahlgeschäfts in der Gazette No. 5350, Vol. 152,  https://gazette.web.ox.ac.uk/sites/default/files/	
	 gazette/documents/media/26_may_2022_-_no_5350_redacted.pdf

https://gazette.web.ox.ac.uk/sites/default/files/gazette/documents/media/26_may_2022_-_no_5350_redacted.pdf
https://gazette.web.ox.ac.uk/sites/default/files/gazette/documents/media/26_may_2022_-_no_5350_redacted.pdf
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University of Cambridge
Senat und Regent House als Wahl- und Genehmigungsinstanzen (University of Cambridge, 2024)

Der Senat besteht aus allen Mitgliedern der Universität, die einen M.A. oder einen höheren Abschluss 
(z.B. einen Doktortitel oder Bachelor of Divinity) haben, einschliesslich der Alumni, dem Kanzler oder der 
Kanzlerin und dem Vizekanzler oder der Vizekanzlerin sowie allen derzeitigen Mitgliedern des Regent 
House. Heute besteht die Hauptaufgabe des Senats darin, den Kanzler oder die Kanzlerin der Universität zu 
wählen. Die Wahlstimme kann sowohl vor Ort als auch online abgegeben werden. 

Als Regent House wird das Wahlgremium der Universitätsleitung (Council mit 19 gewählten Mitgliedern) 
bezeichnet. Es hat aktuell über 7’200 Mitglieder. Dem Regent House müssen spezifische Entscheide zur 
Genehmigung vorgelegt werden, z.B. Änderungen der Universitätsgesetze und grosse Bauprojekte. Das Regent 
House spielt eine massgebende Rolle im Entscheidungsprozess der Universität: Seine Mitglieder sind 
befugt, die Empfehlungen anzunehmen, abzulehnen oder die Änderung von Empfehlungen zu beantragen, 
die ihm vom Rat, dem Verwaltungsrat oder auch von seinen eigenen Mitgliedern vorgelegt werden. 
Die Mitglieder des Regent House haben ausserdem das aktive und passive Wahlrecht für den Council und den 
Prüfungsausschuss.

Universität Complutense Madrid 
Grosser Repräsentativsenat mit Wahlrecht und Erlass der Statuten (Universidad Complutense de Madrid, 2025)
In Spanien gibt es mehrere Universitäten, deren Senate besonders bezüglich Grösse ähnlich wie derjenige  
der Universität Madrid verfasst sind: Der repräsentative Senat der Universität Complutense Madrid umfasst 300 
Mitglieder, die die verschiedenen Mitgliedsgruppen vertreten. 53 % der 300 Mitglieder entfallen auf Tenured 
Faculty Members, 10 % auf remaining Academic and Research Staff, 25 % auf die Studierenden und 12 % auf das 
administrative und technische Personal.

Dem Senat steht ein 9-köpfiges Leitungsgremium vor, die Mesa del Claustro. Darin sind der bzw. die Rektor:in,  
4 vom Senat gewählte Mitglieder, der:die Generalsekretär:in und Beauftragte der übrigen Mitgliedsgruppen 
vertreten. Geleitet wird es vom Rektor bzw. von der Rektorin. 

Der Senat ist das Wahlgremium der Rektorin oder des Rektors. Darüber hinaus hat der Senat die Möglichkeit, 
eine Absetzung respektive eine ausserordentliche Rektorenwahl zu verlangen. Dafür sind 100 Stimmen aus dem 
Senat nötig. 

Zugleich erlässt der Senat die Statuten der Universität und nimmt über den Erlass oder die Genehmigung von 
Reglementen und Entscheiden eine Letztverantwortung für die strategische und programmatische Ausrichtung, 
für die Einrichtung/Aufhebung von Organisationseinheiten wie den Fakultäten sowie für das Budget, die 
Studienprogramme, die Evaluation und Infrastrukturentwicklung wahr. 

5.5	 Die Senate der LERU-Mitgliedsuniversitäten:  
	 Zusammensetzung und Kompetenzen 

Zur weiteren Einordnung und Verifizierung werden in der Tabelle in Anhang 9.5 skizzenhaft die Senate aller 
LERU-Mitglieder vorgestellt. Einige Fälle wurden bereits in vorangehenden Kapiteln eingehender beschrieben. 
Von den 23 Mitgliedsuniversitäten der LERU verfügen neben der UZH nur Universitäten in Grossbritannien  
und Irland über einen Vollsenat. In Deutschland und Frankreich gibt es keine universitären Vollsenate mehr  
(vgl. Kap. 5.2 und 5.3). In Grossbritannien und Irland wird teils eine spätmittelalterliche Tradition fort-
geschrieben, wonach, zumindest nominell, sämtliche «holder» eines M.A. berechtigte Senatsmitglieder sind. 
Das ist mit den kontinentaleuropäischen Traditionen der Senatsorganisation nur schwer vergleichbar,  
wenngleich insbesondere die Wahlen mit potenziell mehreren tausend Wahlberechtigten eine eindrückliche  
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Parallele zur UZH darstellen. Beim Repräsentationsmodell gibt es drei Grössenvarianten: kleine Gremien bis 15 
Mitglieder, mittelgrosse Gremien bis 80 Mitglieder und grosse Versammlungen bis 300 Mitglieder. Dabei sind 
jedoch Unterschiede vorhanden, was das Gewicht der Vertretung von Studierenden, akademischem Mittelbau 
und akademisch-technischem Personal betrifft. 

Bei den Kompetenzen existiert eine Vielzahl von Modellen (vgl. Tabelle in Anhang 9.5). Ein Senat kann eher als 
Beratungsorgan und Resonanzraum gegenüber der Universitätsleitung angelegt sein, als Aufsichtsorgan mit 
Genehmigungsrechten oder als Organ der Selbstverwaltung in Lehre und Forschung. Mehrheitlich kommt den 
Senaten an den LERU-Mitgliedsuniversitäten die Wahl des Rektors oder der Rektorin bzw. des Kanzlers oder der 
Kanzlerin zu. Teilweise ist die Rektor:innenwahl die Hauptfunktion des Senats, so beispielsweise in Cambridge.

 

6	 Der Senat aus Sicht seiner Mitglieder:  
	 Ergebnisse der zwei Befragungen 					   
	 (Zusammenfassung)

Für die AG Senat stand von der ersten Sitzung an fest, dass sie den Senat in ihre Arbeit einbeziehen wollte. An 
der Sitzung vom 24. November 2020 einigten sich die anwesenden Mitglieder der AG darauf, dass eine Be-
fragung vorbereitet werden solle, um sowohl ein Stimmungsbild als auch eine Beurteilung des Reformbedarfs 
und allenfalls Vorschläge für Reformvarianten zu erhalten. Die AG beschloss, dass eine Subgruppe108, im 
Folgenden Subgruppe II genannt, ein zweistufiges Erhebungsverfahren erarbeiten würde, welches standardi-
sierte Online-Befragungen der Senatsmitglieder sowie Gespräche und Interviews mit Fachpersonen beinhaltet. 
In der Sitzung der AG vom 21. März 2021 (online) gab der Rektor zudem bekannt, für die Durchführung  
der Befragungen ein Mandat an die Firma Sotomo zu vergeben. Dieses sollte unter Leitung und Aufsicht der 
Subgruppe II stehen. 

Die erste Befragung fand im Januar 2022 statt. Diese war inhaltlich und in der Erhebungsmethode explorativ 
angelegt und sollte möglichst offen Input aus dem Senat erfassen, ohne Anspruch auf eine repräsentative 
Erhebung. Unter der Leitung von Sarah Bütikofer legte Sotomo Ende Februar 2022 einen Kurzbericht zur ersten 
Befragung vor (Sotomo, 2022), der in der Folge in der Subgruppe II sowie an der Sitzung der AG Senat vom 21. 
März 2022 diskutiert wurde. Insgesamt brachte die erste Befragung, an der 43% der Senatsmitglieder teil-
nahmen, viele Voten zu Tage, aus denen eine gewisse Unzufriedenheit sprach mit der Stellung, dem Wirken und 
auch der Behandlung des Senats durch die übergeordneten Gremien zum Ausdruck (vgl. unten Kap. 6.1).  
Interessierten Mitgliedern des Senats wurde in der Folge die Möglichkeit geboten, sich am 16. April 2022 im 
Rahmen einer virtuellen Diskussionsrunde der AG Senat zur Rolle und Organisationsform des Senats zusätzlich 
offen zu äussern. Ergänzend führten Mitglieder der Subgruppe II Leitfadeninterviews mit früheren Rektor:innen 
und einem früheren Generalsekretär. 

Ausgehend von den Ergebnissen der ersten Befragung, der Diskussionsrunde und den Interviews erarbeitete  
die Subgruppe II der AG Senat einen Fragebogen für eine zweite Befragung bzw. die Hauptbefragung. 

108  	Mitglieder der Subgruppe II waren Katharina Maag Merki (PhF), Silja Häusermann (PhF), Frank Rühli (MeF) und – von Seiten der 	
	 Firma Sotomo – Sarah Bütikofer. 
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Der Fragebogen wurde an der Sitzung der AG vom 25. August 2022 besprochen und genehmigt. Am 28. Novem-
ber 2022 erhielten alle stimmberechtigten Mitglieder des Senats den Link zur Hauptbefragung. Eine Teilnahme 
war bis zum 2. Februar 2023 möglich. Diese zweite Befragung war stärker auf eine repräsentative Erhebung 
ausgelegt, inkl. eines einmaligen Erinnerungs-schreibens. Der Rücklauf lag insgesamt bei 51% (zwischen 41% 
und 60 % nach Fakultäten).

Zu beiden Befragungen liegen Berichte vor (Sotomo, 2022, 2023). Der Ergebnisbericht der Hauptbefragung 
steht auf der Website der  AG Senat zur Verfügung. Die Kapitel 6.1 und 6.2 stellen die wichtigsten Ergebnisse in 
zusammengefasster Form dar. 

6.1	 Erste Befragung zu Zufriedenheit, Unzufriedenheit  
	 und Reformbedarf

Die Online-Befragung startete am 5. Januar 2022 und endete am 7. Februar 2022. Zur Teilnahme eingeladen 
wurden 847 Personen, d.h. alle Angehörigen des Senats, die per Ende HS 2021 als stimmberechtigte Mitglieder 
verzeichnet waren. Davon haben 368 die Befragung vollständig ausgefüllt (43 %), 84 Personen haben die 
Befragung teilweise ausgefüllt (10%). Eine Erinnerung wurde nicht versandt. Bei der Rücklaufquote gab es 
Unterschiede zwischen den Fakultäten. Sie variierte zwischen 32 % in der MeF und 65 % in der ThF (heute TRF) 
respektive 59 % in der RWF, PhF und VSF (vgl. Abb. 2 im Kurzbericht von Sotomo, 2022). 

Das Ziel der ersten Befragung war nicht, ein repräsentatives Bild zu erhalten. Im Vordergrund stand, den 
Problemdruck zu erheben und Zielrichtungen für Reformvorschläge zu erkunden. Damit sollte sie helfen, eine 
möglichst gezielte zweite Hauptbefragung zu erarbeiten, in der bereits erste Reformvarianten zur Diskussion 
gestellt werden sollten.  

Dazu wurde in der ersten Befragung zunächst mit zwei offenen Fragen nach den Stärken und Schwächen des 
Senats gefragt. Die Teilnehmenden lobten den Senat u.a. als Organ der basisdemokratischen Mitbestimmung, 
Inklusion, Repräsentation und zur Präsentation von fakultätsübergreifender Information. 

Abbildung 6: Die Schwächen des Senats (Sotomo, 2022, S. 11)

Geschätzt wurde gemäss Befragung auch, dass die Senatssitzungen und der anschliessende des Apéro eine 
Möglichkeit des interfakultären Austauschs bieten und zur Schaffung eines Gemeinschaftsgefühls beitragen 
(Sotomo, 2022, S. 11ff.). Am häufigsten beklagt wurde, dass der Senat zu wenig Entscheidungsmacht besitze.  

zu wenig  
Entscheidungs- 

befugnisse

zu gross
ineffizient

Kaum Einfluss auf Entscheide

please speak English!

zu passiv

ich sehe keine Stärken

dient vor allem zur Profilierung einzelner Mitglieder

keine echte Repräsentation aller Universitätsangehörigen

schwerfällig

hat vor allem zeremoniellen Charakter

Rolle Senat unklar
schlechte Luft im Raum

UL behandelt Senat schlecht

reines Informationsgremium

kann Wahlfunktion nicht richtig wahrnehmen

https://www.generalsecretariat.uzh.ch/de/stab/projekte/ag-senat/projektstatus.html
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Er sei ein «reines Informationsgremium», das kaum Einfluss auf Entscheide der Universitätsleitung habe – und 
aufgrund der vielen Einerlisten könne er selbst die eigentlich dem Senat zugewiesene Wahlfunktion nicht 
angemessen wahrnehmen. Andere beurteilten den Senat als schwerfällig und ineffizient. Zuweilen würden 
Wortmeldungen primär der Profilierung einzelner Mitglieder dienen. Weiter wurde vermerkt, der Senat  
habe vor allem zeremoniellen Charakter (vgl. Abb. 6). 

Für einige dieser Aspekte liegen auch quantitative Ergebnisse vor: Eine Mehrheit der Befragten zeigte sich mit  
dem Senat in Bezug auf seine Aufgabe, wichtige Informationen direkt mitzuteilen, und hinsichtlich seiner  
gemeinschaftsstiftenden und zeremoniellen Funktionen zufrieden. Ebenfalls äusserte eine klare Mehrheit eine 
Präferenz für den Senat als Vollversammlung.  Allerdings war eine deutliche Mehrheit von fast drei Vierteln der 
Teilnehmenden nicht zufrieden mit den Einflussmöglichkeiten des Senats auf Entscheidungen von gesamtuni-
versitärer Bedeutung (vgl. Abb. 7). Zwischen den Fakultäten waren punkto Zufriedenheit bzw. Unzufriedenheit mit 
den genannten Funktionen des Senats nur geringfügige Unterschiede festzustellen (vgl. Sotomo, 2022, S. 13). 

Abbildung 7: Zufriedenheit mit dem Senat
«Wie zufrieden sind Sie mit dem Senat hinsichtlich...»

Quelle: Sotomo, 2022, S. 13

Die Mehrheit der Teilnehmenden der ersten Befragung109 war der Meinung, dass der Senat der Universität Zürich 
grundlegend reformiert werden sollte. In diese Richtung äusserten sich 60 % der Teilnehmenden (Sotomo,  
2022, S. 16). Noch deutlicher als andere sprachen sich bei der Beantwortung dieser Frage die Teilnehmenden der 
VSF und der ThF für eine Reform aus: Rund 80 % der Teilnehmenden dieser beiden Fakultäten wünschten sich 
eine Senatsreform (vgl. Abb. 8).

Abbildung 8: Reformbedarf nach Fakultät
«Ganz allgemein gefragt, sehen Sie grundlegenden Reformbedarf für den 
Senat der Universität Zürich?»

Quelle: Sotomo, 2022, S. 15

109	 Die Mehrheit der Teilnehmenden an der Befragung ist von der Mehrheit der Senatsmitglieder zu unterscheiden: Es kann nicht 	
	 ausgeschlossen werden, dass in der Gruppe derer, die den Fragebogen vollständig ausgefüllt haben (43 % der Senatsmitglieder), 	
	 die Gruppe der Unzufriedenen übervertreten war. 
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Für die Bewertung und Einordnung der Antworten ist es hilfreich, das unterschiedliche Antwortverhalten 
zwischen der Gruppe der «Zufriedenen» und jener der «Unzufriedenen» zu beleuchten. Wie die Auswertung von 
Sotomo zeigt (2022, S. 17f.), unterscheiden sich die beiden Gruppen hinsichtlich des Reformbedarfs stark: 
Während drei Viertel der  «Unzufriedenen» in allen drei abgefragten Hinsichten starken Reformbedarf sehen, also 
bei der gemeinschaftsstiftenden Funktion, bei der Informationsfunktion sowie beim Einfluss auf Entscheidungen 
von gesamtuniversitärer Bedeutung, zeigen sich bei der Gruppe der «Zufriedenen» grössere Unterschiede:  
Sie wünschen sich, wenn auch weniger stark, ebenfalls Verbesserungen bei der Informationsfunktion, nehmen 
den Reformbedarf in Bezug auf einen vermehrten Einfluss auf Entscheidungen jedoch weniger stark wahr. 
Diese Differenz macht deutlich, dass die Stärkung des Senats als Organ der Deliberation und Mitbestimmung 
nicht für alle gleichermassen prioritär ist. Es gibt unter den Antwortenden eine Gruppe, die mit Blick auf 
Reformbemühungen weniger den Einfluss des Senats als seine gemeinschaftsstiftende Funktion und die 
Informationsfunktion als wichtig erachtet (vgl. Abb. 9). 

Abbildung 9: Reformprioritäten in der Gruppe der «Zufriedenen» 
«Ist es Ihnen persönlich wichtig oder nicht wichtig, dass der Senat der Universität Zürich  
reformiert wird?»

Quelle: Sotomo, 2022, S. 17

Allerdings handelt es sich hierbei –unter denjenigen, welche den Fragebogen ausgefüllt haben – um eine Minder-
heit. Denn insgesamt ergibt die erste Umfrage hinsichtlich der Prioritäten für Reformbemühungen, dass gut  
60% der Befragten der Meinung ist, dass das «politische Gewicht» des Senats gestärkt werden sollte (vgl. Abb. 10).

Abbildung 10: Als wichtig erachtete Reformbereiche
«Bitte geben Sie an, in welchen Bereichen des Senats Sie Reformbedarf sehen?» 
(Mehrfachantwort möglich)

Quelle: Sotomo, 2022, S.19
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6.2	 Hauptbefragung zu Dringlichkeit und Eckwerten  
	 einer Senatsreform

Die Hauptbefragung startete am 28. November 2022. Zur Teilnahme eingeladen wurden alle stimmberechtigten 
Senatsmitglieder, das entspricht 853 Personen. Von den eingeladenen Personen haben 439 die Befragung 
vollständig ausgefüllt (51 %), 29 haben sie teilweise ausgefüllt (3 %). Eine Erinnerung wurde am 18. Januar 2023 
verschickt. Das Ausfüllen des Fragebogens war bis am 2. Februar 2023 möglich. Hinsichtlich des Rücklaufs  
zeigen sich auch bei der Hauptbefragung erhebliche Differenzen zwischen den Fakultäten. Am tiefsten war der 
Rücklauf mit 40 % und 41 % in der Rechtswissenschaftlichen bzw. der Medizinischen Fakultät; am höchsten  
mit 67 % und 60 % in der Vetsuisse- bzw. der Philosophischen Fakultät (Sotomo, 2023, S. 6). 

Der Senat als Ort der Diskussion und Mitbestimmung 
Gesamthaft sprachen sich von den Senatsmitgliedern, die an der Hauptbefragung teilgenommen haben, drei 
Viertel für Reformen aus (Sotomo, 2023, S. 15f.). Grossen Zuspruch fanden bei den Teilnehmenden denn auch  
die beiden in der Hauptbefragung vorgeschlagenen Ziele, zum einen mehr Möglichkeiten für Diskussionen von 
Sach- und Wahlgeschäften während der Senatssitzungen zu schaffen und zum anderen, Geschäfte von hoher 
gesamtuniversitärer Bedeutung nicht nur von der Universitätsleitung, der Erweiterten Universitätsleitung und 
dem Universitätsrat, sondern auch vom Senat mitentscheiden zu lassen (Sotomo, 2023, S. 19f.).

 
Abbildung 11: Ziel der Reformen
«Ist es Ihnen wichtig oder nicht wichtig, a) in den Senatssitzungen mehr Möglichkeiten für Diskussionen 
von Sach- und Wahlgeschäften zu schaffen» bzw. b) «dass Geschäfte von hoher gesamtuniversitärer 
Bedeutung nicht nur von der Universitätsleitung, Erweiterten Universitätsleitung und dem Universitätsrat 
beschlossen werden, sondern vom Senat mitentschieden werden?»

 
 

 
 
 
 
 
 
Quelle: Sotomo, 2023, S. 19

Drei Viertel der Teilnehmenden äusserten den Anspruch, dass in den Senatssitzungen mehr Möglichkeiten für 
Diskussionen von Sach- und Wahlgeschäften geschaffen werden sollen (vgl. Abb. 11 links). Und fast 90 % Prozent 
der Teilnehmenden waren der Ansicht, dass Geschäfte von hoher gesamtuniversitärer Bedeutung nicht nur  
von der UL, der EUL und dem Universitätsrat beschlossen, sondern vom Senat mitentschieden werden sollten  
(vgl. Abb. 11 rechts). 
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Beibehalten des Vollsenats, jedoch mit einem neuen Organ für die Sitzungsvorbereitung 
Auf die Frage, ob die stärkere Mitsprache und der Anspruch einer intensiveren Diskussion von Sachgeschäften 
durch eine Verkleinerung des Senats respektive den Wechsel hin zu einem Repräsentationsmodell erreicht 
werden sollten, zeigte die Umfrage unter den Senatsmitgliedern ein klares Ergebnis: 73 % der Teilnehmenden 
sprachen sich für das Beibehalten einer Plenarversammlung aus. Dem entspricht auch das Befragungsergebnis 
zur konkreten Frage, ob ein Wechsel zu einem Repräsentationsmodell angestrebt werden solle:  
 
27 % der Antworten entfallen auf «Ja» oder «Eher ja», wobei 10 % der Teilnehmenden unentschlossen waren  
(vgl. Abb. 12). Umgekehrt waren bei dieser Frage 66 %, also zwei Drittel, nicht der Meinung, dass der  
Senat zu einem Repräsentativorgan werden solle (Sotomo, 2023, S. 23). 

Abbildung 12: Zusammensetzung Senat
Plenarversammlung oder Repräsentativorgan: «Sollte der Akademische Senat der Universität Zürich 
Ihrer Meinung nach, neben dem Einschluss der Delegierten der Stände, eine Plenarversammlung der 
Professor:innen bleiben (unabhängig davon, ob ausschliesslich oder in Kombination zum Beispiel mit 
einem Ausschuss)?» oder «Sollte der Akademische Senat der Universität Zürich Ihrer Meinung nach 
ausschliesslich ein Repräsentativorgan sein (was für die Vertretung der Professorinnen eine Delegierten-
wahl voraussetzen würde)?»

 

Quelle: Sotomo, 2023, S. 24

Hohe Zustimmung erhielt neben der Beibehaltung des Plenarmodells der Vorschlag, ein neues Organ zu 
schaffen respektive die Einsetzung von Kommissionen zu ermöglichen, um damit eine Vorberatung ausge
wählter Geschäfte zu ermöglichen (vgl. Abb. 13). Dabei wird das Modell von fachlichen ad hoc-Kommissionen 
mit 85 % leicht stärker priorisiert als das Modell, ähnlich einem Ausschuss, ein ständiges «Organ» zur Vor-
bereitung von Sachgeschäften einzurichten (Sotomo, 2023, S. 24f.).
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Abbildung 13: Haltung zur Bildung neuer Organe
«Sollte der Akademische Senat der Universität Zürich die Möglichkeit haben, Kommissionen zur  
Bearbeitung von Sachgeschäften zu bilden?» bzw. «Sollte der Akademische Senat der Universität Zürich 
zusätzlich zum Plenum noch über ein neu zu bildendes Organ verfügen,, welches Senatsgeschäfte 
inhaltlich vorberaten würde, verfügen? Dieses wäre fakultätsübergreifend repräsentativ zusammen-
gesetzt. Ihm gehörten sowohl Professor:innen wie auch Standesdeligierte an.» und Bereitschaft  
zur Einsitznahme in neu gebildetem Organ des Senats.

Gut die Hälfte der Befragten sprach sich dafür aus, dass der Senat vom Rektor oder von der Rektorin der 
Universität geleitet werden soll. Es zeigen sich dabei allerdings grössere Unterschiede zwischen den Fakultäten 
(Sotomo, 2023, S. 26f.). Die Nomination der Kandidierenden für das Amt der Rektorin oder des Rektors  
sowie der akademischen Mitglieder der Universitätsleitung erachtete eine Mehrheit der Befragten als eindeutige 
Zuständigkeit des Senats.

Die Nomination der Kandidierenden für das Amt der Rektorin oder des Rektors sowie der akademischen 
Mitglieder der Universitätsleitung erachtete eine Mehrheit der Befragten als eindeutige Zuständigkeit  
des Senats.
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Stärkerer Dialog mit der Universitätsleitung, u.a. über Konsultationen und ein «Postulatsrecht«  
des Senats gegenüber der UL 
Die von einer grossen Mehrheit der Teilnehmenden gewünschte Stärkung der Mitsprache des Senats bei 
Geschäften von gesamtuniversitärer Bedeutung zeigte sich folgerichtig auch bei den Fragen, die konkretere 
Vorschläge zur Diskussion stellen. Eine sehr grosse Mehrheit von über 90 % Prozent der Teilnehmenden bejahte 
die Frage, ob die Universitätsleitung den Senat über Konsultationen stärker in die Entscheidungsfindung 
einbeziehen solle (vgl. Donut links in Abbildung 14). Fast so viele Befragte äusserten zudem den Wunsch, dass 
der Senat im Rahmen einer Reform mit einem Auftragsrecht ausgestattet werden solle, auf dessen Grundlage  
er die Universitätsleitung mit der Ausarbeitung von Sachvorlagen oder Abklärungen beauftragen kann  
(Sotomo, 2023, S. 28f., Donut mitte in Abbildung 14).

Im Kontext der beiden Vorschläge wurde auch die Frage gestellt, ob im Senat «organisierte Debatten» durch-
geführt werden sollten. Diese Frage erfuhr mit einem Ja-Anteil von 86 % ebenfalls eine hohe Zustimmung 
(Donut rechts in Abbildung 14).  

 
Abbildung 14: Arbeitsweise Senat 
Optionen: «Sollte die Universitätsleitung den Senat bei Geschäften von hoher gesamtuniversitärer 
Bedeutung (vorgängig) konsultieren, um das Meinungsbild bei den Senatsangehörigen zu eruieren?», 
«Sollten im Senat bei wichtigen Geschäften organisierte Debatten stattfinden?» und «Sollte der 
Senat das Recht haben, die Universitätsleitung mit der Ausarbeitung von konkreten Sachvorlagen zu 
beauftragen?»
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7	 Reformvorschläge zur Stärkung des Senats und  
	 Erarbeitung eines Organisationsreglements 

Die Hauptbefragung hat gezeigt, dass sich ein beachtlicher Teil der Senatsmitglieder eine Stärkung des Senats 
wünscht. Von den 51 %, die an der Hauptbefragung teilgenommen haben, erachten 76 % Reformen des Senats 
als wichtig oder eher wichtig (48 % wichtig und 28 % eher wichtig). 75 % wünschen sich mehr Möglichkeiten  
für die Diskussion von Sach- und Wahlgeschäften (40 % wichtig und 35 % eher wichtig). Und 88 % sprechen sich 
für eine stärkere Stellung des Senats bei Entscheiden von hoher gesamtuniversitärer Bedeutung aus  
(62 % wichtig und 26 % eher wichtig). 

Die Ergebnisse der beiden Befragungen zeigen in eine klare Richtung: Mehrheitlich schreiben die Senatsmit
glieder dem Senat eine hohe Bedeutung für die Autonomie und Selbstverwaltung der Universität zu.  
Von vielen wird der Senat als ein bedeutsames Organ aufgefasst, sowohl was den Informationsfluss, das 
Gemeinschaftsgefühl wie auch die Mitbestimmung angeht. Vor diesem Hintergrund erfuhren alle Fragen  
eine hohe bis sehr hohe Zustimmung, die eine Stärkung der Mitsprache und eine Stärkung des Austauschs mit  
der Universitätsleitung betreffen. Dazu gehören auch die folgenden, in der Befragung zur Disposition gestel
lten, Vorschläge:  

	– im Senat soll noch stärker über wichtige gesamtuniversitäre Angelegenheiten informiert werden, wofür sich 
in der Hauptbefragung 93 % der Teilnehmenden aussprachen (72 % ja und 21 % eher ja).

	– Der Senat soll, z.B. über Konsultationen, stärker in die Meinungsbildung von UL und EUL einbezogen werden, 
was in der Hauptbefragung 92 % der Teilnehmenden bejahten (72 % ja und 21 % eher ja).

	– Der Senat soll mit dem Recht ausgestattet werden, die UL oder EUL mit der Ausarbeitung einer konkreten 
Sachvorlage beauftragen zu können, was 89 % der Teilnehmenden bejahten (57 % ja und 32 % eher ja). 

In der Hauptbefragung ging es darum, ein möglichst breites Meinungsbild zu erheben. Um einen Eindruck  
über die Vorstellungen der Mitglieder zu erhalten, wurden mithilfe entsprechender Fragen unterschiedliche 
Richtungen regulatorischer Anpassungen zur Disposition gestellt – dies jedoch ohne bereits auf die praktische 
und politische Realisierbarkeit dieser Vorschläge Rücksicht zu nehmen. An ihrer Sitzung vom 13. April 2023  
hat die AG Senat die Ergebnisse der Befragung intensiv diskutiert und sich mit Blick auf Umsetzungsvorschläge 
auf eine Priorisierung geeinigt: Es sollten insbesondere Reformvorschläge ausgearbeitet werden, die auch  
eine erwartbare Chance haben, von den übergeordneten und gesetzgebenden Gremien gutgeheissen zu 
werden. Für Vorschläge, welche die Leitideen und Grundprinzipien der etablierten Leitungsgremien in Frage 
stellen, wäre dies kaum der Fall. Die zu entwickelnden Reformvorschläge sollten sich deshalb im Grundsatz  
an den bestehenden Strukturen der Governance orientieren. In Zusammenhang mit der Abhängigkeit von 
übergeordneten Gremien hat die AG Senat zudem entschieden, dass man eine «Politisierung» der Universität 
und ihrer Leitung auf Ebene des Kantonsrats vermeiden möchte und sich deshalb auf Vorschläge konzentrieren 
möchte, die maximal regulatorische Anpassungen auf Ebene UniO und damit eine Genehmigung des Uni-
versitätsrats erfordern. 

Wie kann den zentralen Ergebnissen der Hauptbefragung Rechnung getragen und der Senat damit gestärkt 
werden? In der Diskussion dieser Frage hat die AG im April 2023 auch einen wichtigen Vorentscheid zur  
Schaffung eines neuen Organs getroffen. Denn in der Hauptbefragung war deutlich der Anspruch vieler Senats-
mitglieder zu Tage getreten, dass der Senat auch in seiner Gestalt als Vollsenat ausgewählte Sachgeschäfte 
diskutiert. Um diese Geschäfte vorzubereiten, sollte die Einrichtung eines vorbereitenden Organs vorge
schlagen werden. Ein Organ, das jedoch den Aufwand der Beteiligten wie auch die Ressourcen für  
Administration und Organisation möglichst klein hält. In diesem Sinne hat sich die AG entschieden, die 
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Einrichtung einer «Geschäftsleitung» vorzuschlagen, in der neben der Rektorin oder dem Rektor weitere 
Mitglieder des Senats sowie, mit beratender Stimme, die Generalsekretärin oder der Generalsekretär Einsitz 
nehmen. Zugleich sollte der Senat mit neuen Rechten ausgestattet werden, insbesondere was seine  
Stellung gegenüber der Universitätsleitung angeht. 

Um die Umsetzung möglichst konkret vorzubereiten und hinsichtlich der rechtlichen und «gesetzgeberischen» 
Anforderungen diskutieren zu können, wurde die Subgruppe III110 beauftragt, ein Organisationsreglement (OrgR) 
für den Senat zu entwerfen und zu prüfen, welche gesetzlichen Implikationen die ausgearbeiteten Reform
vorschläge haben. Ein Organisationsreglement des Senats gab es bis zu diesem Zeitpunkt nicht. Der Senat und  
die Universitätsleitung hätten jedoch die Kompetenz gehabt, ein solches zu erlassen. Allerdings erforderte  
die Umsetzung der oben bezeichneten Massnahmen partielle Anpassungen der Universitätsordnung. Das heisst, 
der Senat und die Universitätsleitung konnten die rechtlichen Anpassungen nicht allein in eigener Kompetenz 
entscheiden. Anpassungen der UniO sind jeweils durch den Universitätsrat zu genehmigen. 

Organisationsreglement mit Vorschlägen für neue Rechte und eine Geschäftsleitung des Senats
Die Subgruppe III legte der AG Senat für ihre Sitzung vom 22. September 2023 einen Entwurf eines 
Organisationsreglements sowie eine Synopse zur Teilrevision der Universitätsordnung vor (vgl. Anhang 9.6 und 
9.7 für die aktuellen Texte). Bei der Erarbeitung dieser Dokumente hat sich die Subgruppe III von Andreas Meier 
begleiten lassen, der die Fachführung Rechtsetzung in der Abteilung Recht und Datenschutz (RuD) der  
UZH innehat. 

Das übergeordnete Ziel der vorgeschlagenen Anpassungen ist eine Stärkung des Senats, ohne jedoch die 
Governance der Universität, also die Grundstruktur der Entscheidungsgremien und Entscheidungswege zu 
ändern. Im Fokus steht eine «Revitalisierung» des Senats, insbesondere des Dialogs zwischen dem Senat  
und der Universitätsleitung. Die Reformvorschläge, die im Rahmen des OrgR umgesetzt wurden, setzen 
folgende Schwerpunkte:  

1.	 Einsetzung einer Geschäftsleitung. Der Senat wird weiterhin von der Rektorin oder dem Rektor geleitet. 
Nunmehr steht der Rektorin oder dem Rektor eine Geschäftsleitung zur Seite (vgl. § 2 des OrgR im An-
hang 9.6). Der Geschäftsleitung gehören ex officio der Vertreter oder die Vertreterin der Professorenschaft im 
Universitätsrat sowie deren oder dessen Stellvertretung an. Der Senat kann bis zu zwei stimmberechtigte 
Mitglieder des Senats (ursprüngliche Variante: bis zu zwei weitere Professoren oder Professorinnen) in die 
Geschäftsleitung entsenden. Die Generalsekretärin oder der Generalsekretär gehörtder Geschäftsleitung mit 
beratender Stimme an.  
 
Die Aufgabe der Geschäftsleitung besteht darin, die Geschäfte und Senatssitzungen vorzubereiten. Sie hat 
insbesondere das Recht, zusätzlich zu den Geschäften, die bei der Geschäftsleitung angemeldet werden, in 
eigener Kompetenz Geschäfte zur Behandlung zu traktandieren.  

2.	Die Mitglieder des Senats sollen in der Möglichkeit gestärkt werden, Traktanden und Geschäfte einzubringen. 
Bislang gab die UniO einer Gruppe von «mindestens vierzig stimmberechtigten Mitgliedern» das Recht,  
eine ausserordentliche Senatssitzung einberufen zu können (§ 51 Abs. 2 UniO, 125 in Kraft bis 01.01.2025111).  
Das OrgR sieht nunmehr ergänzend vor, dass eine Gruppe von stimmberechtigten Mitgliedern (deren  
Anzahl mindestens 5% der Anzahl Professorinnen und Professoren entspricht) dem Senat beantragen kann, 
dass er zu einer Frage von gesamtuniversitärer Bedeutung Stellung nimmt oder einen anderweitigen 
Beschluss fasst, für den er zuständig ist (vgl. § 4 des OrgR im Anhang 9.6). Dafür stellen die stimmberechtigten 
Senatsmitglieder respektive stellt die Gruppe von stimmberechtigten Senatsmitgliedern bei der Geschäfts-
leitung ein Begehren um Traktandierung des entsprechenden Geschäfts. 

110	 	 Die Subgruppe III der AG Senat besteht aus: Bernhard Schmid (MNF),  Christoph Uehlinger (TRF) und Thomas Gächter (RWF).  
111	  	 Link auf 125 (in Kraft bis 01.01.2025) der Universitätsordnung der Universität Zürich (UniO):   

	 https://www.zh.ch/de/politik-staat/gesetze-beschluesse/gesetzessammlung/zhlex-ls/erlass-415_111-1998_12_04-1999_01_01-125..html
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3.	Gegenüber der Universitätsleitung soll dem Senat ein «Postulatsrecht» eingeräumt werden, durch das der 
Senat der UL oder der EUL den Auftrag geben kann, Massnahmen zu prüfen und ihm über das Ergebnis der 
Prüfung Bericht zu erstatten (vgl. § 4 des OrgR im Anhang 9.6). 

Ebenfalls im OrgR enthalten sind Verfahrensregeln zur Durchführung der Senatssitzungen. Zu den wichtigsten 
Punkten gehören die Sitzungsleitung durch die Rektorin oder den Rektor, die hybride Durchführung und das 
Festhalten an zweisprachigen Sitzungen bei weiterhin in Deutsch verfasstem Sitzungsprotokoll. Darin enthalten 
ist zudem eine verbindliche Auskunftserteilung der UL oder der EUL über bestimmte Aspekte ihrer Tätigkeit, die 
von stimmberechtigten Mitgliedern des Senats, deren Anzahl mindestens 5% der Anzahl der Professorinnen 
und Professoren entspricht, verlangt wird.

An der Senatssitzung vom 27. November 2023 stellte Prof. Dr. Thomas Gächter (RWF) den Senatsmitgliedern die 
Vorschläge der AG vor. Der Rektor präsentierte daraufhin eine Schätzung des zusätzlichen Ressourcenauf-
wandes, insbesondere mit Blick auf die Einrichtung und den jährlichen Aufwand der Geschäftsleitung. Unter 
der Annahme von zwei Senatssitzungen pro Jahr, die jeweils eine Sitzung der Geschäftsleitung für die Vor-
bereitung verlangen; und dass weiter vier bottom-up Geschäfte bearbeitet werden, die allenfalls zwei Sitzungen 
auslösen, geht die Schätzung davon aus, dass ein Mehraufwand bei der Arbeitslast und den Betriebskosten 
vorliegt. Die Geschäftsleitung wird dabei vom Generalsekretariat unterstützt werden, das die Senatssitzungen 
organisiert, die Kommunikation übernimmt, aber auch Umfragen und Recherchen durchführt. 

Der Senat nahm die Reformvorschläge an seiner Sitzung vom 27. November 2023 wohlwollend zur Kenntnis. 
Wortmeldungen oder eine Diskussion der vorgeschlagenen Änderungen gab es nicht.  

Die notwendige Anpassung der Universitätsordnung zur finalen Ausarbeitung des Organisationsreglements hat 
der Universitätsrat am 25. März 2024 gutgeheissen. Zuvor wurde die Revision der Universitätsordnung durch die 
EUL am 12. März 2024 genehmigt. Die neuen Weichenstellungen, die dem Senat zusätzliche Rechte einräumen, 
wurden somit im Frühling 2024 beschlossen. 

An der Senatssitzung von 10. Juni 2024 wurde das Organisationsreglement dem Senat zur Diskussion vorgelegt. 
Prof. Dr. Thomas Gächter (RWF) stellte den Senatsmitgliedern die wichtigsten Punkte des Entwurfs des 
Organisationsreglements der AG Senat vom 17. Mai 2024 vor, die konsistent mit den am 27. November 2023 
kommunizierten Reformvorschlägen sind (siehe oben Reformvorschläge 1–3). Anträge und Kommentare zum 
präsentierten Entwurf des Organisationsreglements konnten bis Ende Juni 2024 bei der Generalsekretärin 
eingereicht werden. 

An der Senatssitzung vom 25. November 2024 wurde das finalisierte Organisationsreglement schliesslich dem 
Senat zur Abstimmung unterbreitet. Thomas Gächter führte durch die Abstimmung, die elektronisch mit dem 
Abstimmungs- und Wahltool TEDME durchgeführt wurde. Die Abstimmungsvorschläge beinhalteten die 
Ergebnisse der AG Senat sowie die eingegangenen Anträge seitens der Stände. Das Organisationsreglement 
kann zu einem späteren Zeitpunkt jederzeit vom Senat angepasst werden.

Die erste Abstimmung betraf § 2 Abs. 3 (vgl. OrgR im Anhang 9.6). Es ging darum, ob bis zu zwei weitere 
Professorinnen oder Professoren (Variante 1, Vorschlag AG Senat) oder bis zu zwei weitere stimmberechtigte 
Mitglieder des Senats (Variante 2a, Vorschlag VAUZ, V-ATP, VSUZH) auf Antrag der Geschäftsleitung in die 
Geschäftsleitung entsendet werden können. Die Variante 2b (Gegenvorschlag AG Senat) sah demgegenüber vor, 
den Absatz 3 zu streichen. Zunächst wurden die Varianten 2a und 2b gegenübergestellt. Dabei obsiegte die 
Variante 2a. Es folgte die Abstimmung Variante 2a gegen Variante 1. Die Variante 2a erhielt mehr Stimmen. 
Somit wird die Möglichkeit bestehen, dass der Senat auf Antrag der Geschäftsleitung beschliessen kann, bis zu 
zwei weitere stimmberechtigte Mitglieder in die Geschäftsleitung zu entsenden. Deren Wahl obliegt dem Senat.
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Die zweite Abstimmung bezog sich auf die Frist zur Einreichung von Geschäften von stimmberechtigten 
Mitgliedern des Senats (siehe § 8 Abs 2. des OrgR im Anhang 9.6). Die Variante 1 (AG Senat) sah vor, dass die 
Geschäfte spätestens im zweiten auf die Einreichung folgenden Semester traktandiert werden sollen.  
Die Variante 2 (V-ATP) beinhaltete demgegenüber, dass Geschäfte, die mindestens drei Monate vor einer 
Sitzung eingebracht wurden, an der entsprechenden Sitzung traktandiert werden sollen. Variante 2  
obsiegte der Variante 1. Demnach werden Geschäfte, bei der die Frist von mindestens drei Monaten vor  
einer Sitzung eingehalten wird, an der direkt folgenden Sitzung zu traktandieren sein.

Mit diesen zwei Anpassungen gegenüber der letzten Fassung wurde das bereinigte Organisationsreglement  
von einer deutlichen Mehrheit des Senats angenommen. Der nächste Schritt war die Publikation des 
Organisationsreglements und die Begründung mit Rechtsmittelbelehrung im Amtsblatt des Kantons Zürich im 
Januar 2025. Das Organisationsreglement tritt am 1. April 2025 in Kraft. Die Anpassungen der Universitäts-
ordnung mit den entsprechenden Grundlagen sind seit dem 1. Januar 2025 wirksam. 

8	 Meilensteine der Umsetzung

Die erarbeiteten Massnahmen, welche in einem Organisationsreglement festgehalten wurden, sollen mit dem 
Erlass des Reglements rasch umgesetzt werden (vgl. Kapitel 7, Reformvorschläge zur Stärkung des Senats  
und Erarbeitung eines Organisationsreglements). Um dies möglich zu machen, wurden vorbereitend die 
folgenden Schritte vollzogen (vgl. Tabelle 5):

Januar 2024 Präsentation der Reformvorschläge durch eine Delegation der AG Senat an der Sitzung des  
Universitätsrats vom 19.01.2024

März 2024 Genehmigung der Revision der Universitätsordnung durch die EUL an deren Sitzung vom 12.03.2024

März 2024 Genehmigung der Revision der Universitätsordnung durch den Universitätsrat am 25.03.2024 

Juni 2024 Präsentation des Organisationsreglements (OrgR) und des weiteren Vorgehens im Senat vom 10.06.2024

Bis Ende Juli 2024 Möglichkeit zur schriftlichen Stellungnahme zum OrgR durch die Mitglieder des Senats

November 2024 Diskussion und Verabschiedung des OrgR durch den Senat am 25.11.2024

Januar 2025 Die angepasste Universitätsordnung tritt am 01.01.2025 als Grundlage für das Organisationsreglement 
des Senats (OrgR Senat) in Kraft.

April 2025 Inkrafttreten des Organisationsreglements am 01.04.2025. Neu verfügt der Senat über eine  
Geschäftsleitung, der die Rektorin oder der Rektor vorsteht. Neben der Rektorin oder des Rektors 
gehört ihr die Vertretung und die Stellvertretung der Professorenschaft im Universitätsrat an. 
Auf Antrag können bis zu zwei weitere stimmberechtigte Mitglieder des Senats in die Geschäftsleitung 
entsendet werden. Der Senat wählt die betreffenden Personen. Die Generalsekretärin oder der  
Generalsekretär gehören ihr mit beratender Stimme an (§ 2 OrgR Senat).

Tabelle 5: Meilensteine im Hinblick auf das Inkrafttreten des Organisationsreglements
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9.1	 Die Senate der kantonalen Universitäten: Form und 				  
	 Zusammensetzung

Stand: Januar 2025; Quelle: Online zugängliche Rechtsgrundlagen der jeweiligen Universitäten.  
Detailvergleiche sind dem Literaturverzeichnis zu entnehmen.

Legende:  
VV+= Vollversammlung aller Professoren:innen plus Vertretungen weiterer Mitgliedsgruppen.  
*) An der Universität Freiburg setzt sich der Senat (der Stellung nach eher ein Universitätsrat) aus 6 Mitgliedern der Universität  
und 6 Vertreter:innen der Behörden, Politik und Gesellschaft zusammen.

Universität Bezeichnung Grundform 

Stimm-
berechtige 
Mitglieder Zusammensetzung

Vorsitz  
Rektor:in

ständiger  
Ausschuss 

Universität 
Genf (UniGE)

Assemblée de 
l‘université

Delegiertenrat 45

	– 20 Professor:inne
	– 10 Mittelbau
	– 10 Studierende
	– 5 admin. & tech. Personal

nein nein

Universität 
Lausanne
(UniL)

Conseil de 
l‘université

Delegiertenrat 44

	–  18 Professor:innen
	– 8 Mittelbau
	– 12 Studierende 
	– 6 admin. & tech. Personal

nein nein

Universität 
Neuenburg
(UniNE)

Assemblée de 
l‘université

Delegiertenrat 24

	– 12 Professor:innen  
(3 pro Fakultät inkl. Dekan:in

	– 4 Mittelbau (1 pro Fakultät)
	– 4 Studierende (1 pro Fakultät)
	– 4 admin., tech. und  
bibliothekar. Personal

nein nein

Universität 
Freiburg 
(UniFR)

Senat*
Gemischter 

Hochschulrat
12

	– 6 Universitätsmitglieder
	– 6 externe Mitglieder;  
3 von Staatsrat und 3 vom  
Grossen Rat gewählt

nein nein

Plenarver-
sammlung

VV+ VV

	– alle Mitglieder der  
Professorenschaft

	– pro Fakultät: 2 Mittelbau,  
2 Studierende,  
1 admin. & tech. Personal

	– 5 zentrale Verwaltung

ja nein

Universität 
Basel
(UniBas)

Regenz Delegiertenrat 79

	– Mitglieder des Rektorats
	– alle 7 Dekan:innen
	– 30 Professor:innen
	– 1 Assistenzprof. oder Titularprof.  
oder PD pro Fakultät

	– 1 Assistent:in pro Fakultät
	– 2 Studierende pro Fakultät
	– 8 wiss., tech., admin. Personal

ja ja

Universität 
Bern
(UniBE)

Senat Delegiertenrat 24

	– Rektor:in
	– sämtliche Dekan:innen
	– 1 weitere:r Delegierte:r pro  
grosse Fakultät

	– 1 interfakultäre:r Vertreter:in
	– 4 Studierende
	– 2 Delegierte der Dozent:innen
	– 2 Delegierte der Assistent:innen

ja nein

Universität 
Zürich (UZH) Senat VV+ VV+

	– Mitglieder der Universitätsleitung
	– Professorenschaft 
Anzahl Delegierte jedes Standes,  
die 3% der Anzahl der  
Professor:innen entspricht

ja nein
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Universität Bezeichnung Grundform 

Stimm-
berechtige 
Mitglieder Zusammensetzung

Vorsitz  
Rektor:in

ständiger  
Ausschuss 

Universität 
Luzern  
(UniLU)

Senat Delegiertenrat 24

	– Rektor:in
	– Prorektor:innen
	– Dekan:innen aller Fakultäten
	– Universitätsmanager:in
	– 3 Delegierte der Professor:innen
	– 3 Delegierte der wissen. 
Mitarbeitenden

	– 3 Delegierte der Studierenden
	– 3 Delegierte des admin.-tech. 
Personals

ja nein

Università 
della Svizzera 
italiana
(USI)

Senato Delegiertenrat 35

	– Rektor:in
	– alle Prorektor:innen
	– alle Dekan:innen
	– 10 Professor:innen
	– 5 Assistent:innen
	– 5 Studierende
	– 5 admin.-tech. Personal

ja nein

Universität  
St. Gallen 
(HSG)

Senat  
VV+ VV+

	– ordentliche und assoziierte Prof. 
	– Delegierte der Fortgeschrittenen
	– Forschenden und Lehrenden
	– Delegierte der Studierenden und 
Doktorierenden

	– Delegierte des akadem.-wiss. und 
admin.-tech. Personals

ja ja

Senatsaus-
schuss

Ausschuss 32

	– 19 Delegierte der ordentl. u. assoz. 
Prof.

	– 6 Delegierte der Fortgeschrittenen 
Forschenden und Lehrenden

	– 6 Delegierte der Studierenden und 
Doktorierenden

	– 1 Delegierte:r akadem.-wiss. u. 
admin.-tech. Personal

ja  ja
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9.2	 EPFL und ETH-Z: akademische Organe der Mitbestimmung und  
	 Mitwirkung auf Hochschulebene 

Stand: Januar 2025; Quelle: Online zugängliche Rechtsgrundlagen der jeweiligen Universitäten.  
Detailvergleiche sind dem Literaturverzeichnis zu entnehmen.

Universität Bezeichnung Grundform 

Stimm-
berechtige  
Mitglieder Zusammensetzung

Vorsitz  
Rektor:in

ständiger  
Ausschuss 

EPFL

Assemblée 
d’Ecole (AE)

Delegiertenrat  
(nur 
konsultativ)

16

	– 4 aus dem Lehrkörper
	– 4 Mittelbau (corps 
intermédiaire)

	– 4 admin.-techn. Personal
	– 4 Studierende

nein nein

Conférence du 
Corps 
Enseignant 
(CCE)

Delegiertenrat  
(konsultativ 
in Lehrfragen)

20

	– Professor:innen
	– MER (maître d’enseigne-
ment et de recherche)

	– CC (chargé-e de cours) 

nein nein

ETH-Z

Gesamt-
konferenz

VV VV

	– ordentliche und ausser-
ordentliche Prof

	– Assistenz- und Titularprof.
	– Privatdozent:innen und 
Lehrbeauftragte

ja nein

Gesamt-
professoren-
konferenz

VV VV
	– ordentliche und ausser-
ordentliche Prof.

	– Assistenz- und Titularprof. 
ja nein

Konferenz des 
Lehrkörpers
(KdL)

Delegiertenrat  
(konsultativ)

23

	– 6 Professor:innen inkl. PD
	– Rektor:in
	– 1 Vertreter:in pro 
Departement

ja ja
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9.3	 Die Rolle der Senate bei der Wahl von Rektor:in und Schulleitung  
	 («von West nach 0st»)

Quelle: Online zugängliche Rechtsgrundlagen der jeweiligen Universitäten. Detailvergleiche sind dem  
Literaturverzeichnis zu entnehmen.

Universität Bezeichnung Grundform Wahlkompetenzen

UniGE Assemblée de 
l‘université

Delegiertenrat
	– Wahlvorschlag Rektor:in z.H. Träger
	– Vorschlag zur Amtsverlängerung Rektor:in

UniL Conseil de 
l‘université

Delegiertenrat

	– Wahlvorschlag Rektor:in z.H. Träger
	– «ratification en bloc les membres académique de la Direction  
designées par le recteur»

	– Wahl der Disziplinarkommission

UniNE Assemblée de 
l‘université

Delegiertenrat
	– Wahlvorschlag Rektor:in, jedoch zusammen mit dem Hochschulrat  
(externe Mitglieder)

UniFR
Senat*

Gemischter 
Hochschulrat

	– Wahl Rektor:in auf Antrag der Plenarversammlung
	– Wahl Vizerektor:innen auf Antrag des Rektors

Plenarver-
sammlung

VV+ 	– Wahlvorschlag/-antrag für Rektor:in z.H. des Senats

UniBas Regenz Delegiertenrat

	– Wahl Rektor:in, mit Genehmigung durch Universitätsrat
	– Wahl Vizerektor:innen
	– Wahl der gesamtuniversitären Kommissionen
	– Wahl der Vertretung im Universitätsrat

UniBE Senat Delegiertenrat
	– Wahlvorschlag für die Universitätsleitung (zusammen mit der  
Bildungs- und Kulturdirektion) z.H. Regierungsrat

	– Wahl der ständigen Kommissionen

UZH Senat VV+
	– Wahlantrag Rektor:in + Schulleitung z.H. Universitätsrat
	– wählt ein Mitglied des Universitätsrats

UniLU
Senat Delegiertenrat 	– Wahl der gesamtuniversitären Kommissionen

Wahlver-
sammlung

VV+ 	– Wahlantrag Rektor:in und Mitglieder des Rektorats z.H. Universitätsrat

USI Senato Delegiertenrat 	– Wahl von 2 Mitgliedern des Universitätsrats (nicht an Wahl der SL beteiligt)

HSG Senat VV+
	– Wahlantrag Rektor:in und Prorektor:innen z.H. Universitätsrat
	– Wahlantrag Verwaltungsdirektor:in z.H. Universitätsrat
	– Wahlanträge Professor:innen und Dozierende z.H. Universitätsrat
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9.4	 Senate in Deutschland gemäss den Hochschulgesetzen der Länder
 

Tabelle 1 Landeshochschulrechtliche Vorgaben für die Zusammensetzung 

der Senate 

Fortsetzung der Tabelle sowie Fußnoten siehe folgende Seite. 
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noch Tabelle 1 Landeshochschulrechtliche Vorgaben für die Zusammensetzung 

der Senate 

Quelle: Auswertung der Landeshochschulgesetze (Stand Mai 2018). 
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9.5	 Die Senate der LERU-Mitglieder 

Zur vergleichenden Einordnung der UZH: Grau hinterlegt sind die Vollsenate, die es innerhalb der LERU in 
Grossbritannien und in Zürich gibt. Detailvergleiche der Definitionen sind dem Literaturverzeichnis zu 
entnehmen.

Universität Form Definition des Senats

Universiteit van 
Amsterdam

Repräsentation, mit 
Dekan:innen + 2 pro 
Fakultät

Der Senat ist ein beratendes Gremium im Sinne von Artikel 15 des Universitätsregle-
ments der Universität Amsterdam (Universiteit van Amsterdam, 2013).

Universitat de 
Barcelona

Repräsentation (max. 
300 Mitglieder)

Der Hochschulsenat ist das höchste Vertretungsorgan der Hochschulgemeinschaft. 
Ihm obliegt die Ausarbeitung, Änderung und gegebenenfalls Weiterentwicklung der 
Satzung, die Kontrolle der Führung der Ämter und Organe der Universität, die 
Genehmigung der Grundzüge der Universität sowie die Neuwahl des Rektors.
Der Senat der Universität wird zunächst gebildet aus dem/der Rektor:in, der/die ihm 
vorsitzt, dem/der Generalsekretär:in, dem/der Direktor:in, den Rektor:innen, den 
Dekan:innen und den Direktor:innen der Hochschulen, einer Vertretung des 
wissenschaftlichen Personals, einer Vertretung der Studierenden und einer 
Vertretung des Verwaltungs- und Dienstleistungspersonals (Universitat de Barce-
lona, 2010).

University of 
Cambridge

Vollsenat mit allen 
Universitätsangehöri-
gen am MA, aber nur 
Wahlgeschäfte

«The Senate comprises all alumni of the University who have a Cambridge Master’s 
degree or Doctorate (e.g. MA, MPhil, LLM, PhD, EdD) or Bachelor of Divinity degree, 
and the Chancellor, the Vice-Chancellor, and all current members of the Regent 
House.«
«Today, the Senate’s principal responsibility is to elect the Chancellor of the 
University […].« (University of Cambridge, 2013)

University of 
Copenhagen Repräsentation

«The Senate is an advisory body where staff and student representatives appointed 
by the academic councils meet with the management to discuss topics and themes 
which are of significance to the University’s core services and to advise the Rector.« 
(University of Copenhagen, 2025)

Trinity College 
Dublin

Vollsenat, theoretisch 
inkl. aller Abgänger

«The University Senate presides over official business which the University enacts 
and is a forum for senior members of the Trinity community. One of their notable 
responsibilities is approving the formal conferral of all degrees awarded to graduates 
of the University.«
«The University Senate consists of the Chancellor, the Provost and the Senior Master 
Non-Regent together with Doctors and Masters of the University in several categories 
[…].« (Trinity College Dublin, 2018)

The University of 
Edinburgh

Repräsentation mit 
max. 300 Mitgliedern

«The core function of the Senate is to regulate and superintend the teaching and 
discipline of the University and to promote research. The Senate is chaired by the 
Principal & Vice-Chancellor.« (The University of Edinburgh, 2024)

Albert-Ludwigs-
Universität 
Freiburg

Repräsentation mit 
22+5+5+3+5 = 40 
Mitgliedern

«Der Senat beschließt alle Satzungen der Universität, insb. die Grundordnung, 
Studien- und Prüfungs-, Zulassungs-, Verwaltungs- und Benutzungsordnungen. Er 
entscheidet über die Einrichtung und Aufhebung von Studiengängen und Hochschul-
einrichtungen, wie z.B. Instituten und Zentren. Struktur- und Entwicklungspläne und 
Berufungsvorschläge bedürfen seiner Zustimmung. Der Senat wählt die nebenamt-
lichen Rektoratsmitglieder und gemeinsam mit dem Universitätsrat die hauptamt-
lichen Rektoratsmitglieder.« (Albert-Ludwigs-Universität Freiburg, 2025)

Université de 
Genève

Repräsentation mit 
10+20+10+5 = 45 
Mitgliedern

«L’assemblée de l’université est l’autorité représentative de la communauté 
universitaire, habilitée à se déterminer dans les cas prévus par le présent article sur 
les grandes orientations de la politique universitaire et le fonctionnement de 
l’université.» (Universität Genf, 2008)

Universität 
Heidelberg

Repräsentation mit 41 
stimmberechtigten 
Mitgliedern

«Der Senat spielt eine wesentliche Rolle in der strategischen Ausrichtung der 
Universität in Forschung, Studium und Lehre. Er muss der Struktur- und Ent-
wicklungsplanung zustimmen und entscheidet über Studiengänge, Fachgruppen, 
gemeinsame Einrichtungen und Kommissionen. Außerdem ist der Senat zuständig 
für die Zustimmung zu den Berufungsvorschlägen der Berufungskommission [..].» 
(Universität Heidelberg, 2025)
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Universität Form Definition des Senats

University of 
Helsinki

Repräsentation mit  
50 Mitgliedern

«The University Collegium shall attend to duties assigned to it by the Universities 
Act, select the chancellor and convene at least twice a year to discuss matters of 
significance for the entire University.»  (University of Helsinki, 2015, S. 6)

Universiteit 
Leiden

Repräsentation mit  
16 Mitgliedern

«As the University’s co-participation body, it is the role of the University Council to 
keep a critical eye on and advise the Executive Board and in some cases to 
participate in decisions regarding important matters.» (Universiteit Leiden, 2025)

KU Leuven Repräsentation mit 
max. 60 Mitgliedern

Der Senat hat eine doppelte Aufgabe:
	– als aktiver Resonanzboden für die Universitätsverwaltung und als beratendes 
Gremium zu fungieren, das repräsentativ für die verschiedenen Bereiche der 
Gesellschaft ist;

	– als engagierte Verbindungsperson und Fürsprecherin der Universität gegenüber 
dem gesellschaftlichen Umfeld, in dem die Universität tätig ist, auftreten.

	– (KU Leuven, 2024) 

Imperial College 
London

Repräsentation mit 
zurzeit 36 
Mitgliedern

«The Senate is the principal body responsible to the Council for the academic work of 
the University and shall take such measures as shall appear to it to be best calculated 
to promote the educational work of the University and for the regulation, quality 
assurance and superintendence of the education and discipline of the Students and 
the handling of complaints.» (Imperial College London, 2023)

University 
College London

Vollsenat mit allen 
Professor:innen  + 
gewählte Vertretung  
des akademischen 
und des nicht 
akademischen 
Personals und 
Studierende

«The Academic Board advises the Council on all academic matters and questions 
affecting the educational policy of UCL.» (University College London, 2025a)
«The following powers and duties of the Academic Board are laid down by Statute 
(Statute 7):

	– To consider and advise the Council upon all academic matters and questions 
affecting the educational policy of the College, the organisation of teaching, 
examining, research, and courses of instruction. […]

	– To consider and advise the Council upon conditions and tenure of appointment  
of Members of the Academic Staff. […]

	– To elect and nominate as and when necessary Members to the Council in accor-
dance with Statute 3(1).

To recommend the award of degrees of the University.» University College London, 
2025b)

Lund University

Electoral College mit 
max. 48 Mitgliedern; 
und University board 
mit 15 Mitgliedern

«The Electoral College fulfils the requirements of Chapter 2, Section 8 of the Higher 
Education Ordinance to consult teaching staff, other employees and students in the 
process of appointing a vice-chancellor and deputy vice-chancellor. […] The 
representatives of teaching staff with research and artistic expertise and of other staff 
on the Electoral College appoint teaching staff representatives to the University Board 
through elections, and are responsible for any by-elections.» (Lund University, 2024)

Università degli 
Studi di Milano

Repräsentativ mit  
36 Mitgliedern

«The Academic Senate has functions of proposal, supervision and verification in the 
field of teaching, research and student services as required by Art. 26 of the University 
Statute.
Among the tasks of the senate is the approval of the General Regulations and the 
regulations concerning teaching and research in the Code of Ethics.
The Senate expresses its opinion on the projected budgets, approves or proposes the 
activation or suppression of courses, offices, departments, faculties and schools.»  
(Università degli Studi di Milano, 2023)

Ludwig-
Maximilians-Uni-
versität München

Repräsentativ mit  
20 Mitgliedern

«Die Senatorinnen und Senatoren beschließen unter anderem in Angelegenheiten 
von grundsätzlicher Bedeutung für die Forschung und die Förderung des wissen-
schaftlichen Nachwuchses und für die Erfüllung des Gleichstellungsauftrags sowie 
unter Beteiligung des Hochschulrats über die Einrichtung, Änderung und Aufhebung 
von Studiengängen. Ferner geben sie Stellungnahmen zu Berufungsvorschlägen für 
die Besetzung von Professuren ab und beschließen die von der Universität zu 
erlassenden Rechtsvorschriften, soweit nichts anderes bestimmt ist.» (Ludwig-
Maximilians-Universität München, 2021)
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Universität Form Definition des Senats

University of 
Oxford

Congregation  
mit über  
5‘000 Mitgliedern

«Congregation is the sovereign body of the University and acts as its ‘parliament’.  
It has just over 5,000 members, including academic staff; heads and other members  
of governing bodies of colleges; and senior research, computing, library and  
administrative staff.
Congregation has responsibility for: 

	– Approving changes to the University’s statutes and regulations;
	– Considering major policy issues submitted by Council or members of Congregation;
	– Electing members to Council and other University bodies, and approving the 
appointment of the Vice-Chancellor.» (University of Oxford, 2025)

Sorbonne 
Université

Repräsentation mit 
rund 60 Mitgliedern

«The Academic Council, in plenary session, is an advisory body. Its remit covers the 
orientation of research and education policies, the institutional contract, the 
definition of teaching and research positions, as well as issues related to student life. 
The Academic Council sets up the Disciplinary Section from among its members.» 
(Sorbonne Université, 2025)

Université 
Paris-Saclay

Repräsentation mit  
80 Mitgliedern

«The Academic Council, sitting in plenary session, is the university’s advisory board. 
The general policies pertaining to the academic life of the university are debated.  
Its specific powers are defined in its statutes.» (Université Paris-Saclay, 2020) 

Université de 
Strasbourg

Repräsentation mit 
max. 80 Mitgliedern

«Le conseil académique en formation plénière est consulté ou peut émettre des vœux 
sur les orientations des politiques de formation, de recherche, de diffusion de la 
culture scientifique, technique et industrielle et de documentation scientifique et 
technique, sur la qualification à donner aux emplois d’enseignant-chercheur et de 
chercheur vacants ou demandés, sur la demande d’accréditation mentionnée à 
l’article L. 613-1 et sur le contrat d’établissement.» (Université de Strasbourg, 2025)

Utrecht 
University 

Repräsentation mit 
1+12+12 Mitgliedern

«The University Council promotes the interests of all employees and students with 
the Executive Board of Utrecht University. […] The University Council consults with 
the Executive Board regarding University-wide policy on teaching, research, finances 
and human resources. The Council provides the Board with solicited and unsolicited 
advice, and has the right of consent in certain matters.» (Utrecht University, 2025)

Universität 
Zürich 

Vollsenat +  
Vertretungen aller 
Stände

«Der Senat setzt sich aus der gesamten Professorenschaft sowie den Delegierten  
der Stände zusammen. Er stellt zuhanden des Universitätsrats Antrag auf Wahl des 
Rektors oder der Rektorin sowie der Prorektorinnen und Prorektoren. Der Senat 
kann überdies zu weiteren Fragen von gesamtuniversitärer Bedeutung Stellung 
nehmen.» (Universität Zürich, 2025)
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OrgR Senat 415.111.4

1. 4. 25 - 128

Organisationsreglement des Senats 
der Universität Zürich (OrgR Senat)
(vom 25. November 2024)1, 2

Der Senat,

gestützt auf § 52 b der Universitätsordnung der Universität Zürich vom
4. Dezember 1998 (UniO)3,

beschliesst:

A. Gegenstand

§ 1.    Dieses Reglement legt im Rahmen des übergeordneten Rechts
die Organisation des Senats und seine Verfahren fest.

B. Zusammensetzung der Geschäftsleitung

§ 2.    1 Der Senat verfügt über eine Geschäftsleitung. Die Rektorin
oder der Rektor steht dieser vor (§ 49 a Abs. 1 und 2 UniO).

2 Neben der Rektorin oder dem Rektor gehören der Geschäfts-
leitung an:
a. die Vertreterin oder der Vertreter der Professorenschaft im Uni-

versitätsrat nach § 47 Abs. 1 Ziff. 2 UniO,
b. die Stellvertreterin oder der Stellvertreter der Vertretung nach

lit. a.
3 Der Senat kann auf Antrag der Geschäftsleitung bis zu zwei wei-

tere stimmberechtigte Mitglieder des Senats in die Geschäftsleitung
entsenden. Er wählt die betreffenden Personen.

4 Die Generalsekretärin oder der Generalsekretär gehört der Ge-
schäftsleitung mit beratender Stimme an (§ 49 a Abs. 3 UniO).

C. Vorbereitung der Geschäfte

Einbringen von 
Geschäften

§ 3.    1 Die Universitätsleitung kann bei der Geschäftsleitung Ge-
schäfte zur Behandlung im Senat anmelden.

2 Die Geschäftsleitung kann in eigener Kompetenz Geschäfte zur
Behandlung im Senat einbringen.



2

415.111.4 OrgR Senat

Einbringen 
durch stimm- 
berechtigte 
Mitglieder 
des Senats

§ 4.    1 Stimmberechtigte Mitglieder des Senats, deren Anzahl min-
destens 5% der Anzahl der Professorinnen und Professoren entspricht,
können dem Senat gemeinsam beantragen, dass er
a. zu einer Frage von gesamtuniversitärer Bedeutung Stellung nimmt

(§ 50 Abs. 1 UniO),
b. die Universitätsleitung oder die Erweiterte Universitätsleitung be-

auftragt, in ihrem Zuständigkeitsbereich bestimmte Massnahmen zu
prüfen und ihm über das Ergebnis der Prüfung Bericht zu erstatten
(Postulat; § 50 Abs. 2 UniO),

c. anderweitig einen Beschluss fasst, für den er zuständig ist.
2 Sie stellen der Geschäftsleitung ein Begehren um Traktandierung

des entsprechenden Geschäfts.
3 Das Einholen von Auskünften im Sinne von § 50 Abs. 4 UniO

richtet sich nach § 19.

b. Verfahren § 5.    1 Das Begehren um Traktandierung eines Geschäfts ist der
Geschäftsleitung schriftlich einzureichen und muss den Antrag und des-
sen Begründung enthalten. Die Unterschriften sämtlicher stimmberech-
tigten Mitglieder, die das Begehren stellen, sind in geeigneter Form bei-
zubringen.

2 Im Begehren sind ein stimmberechtigtes Mitglied, das der Ge-
schäftsleitung als Ansprechperson dient und den Antrag im Senat ver-
tritt (Initiantin oder Initiant), sowie dessen Stellvertretung zu bezeich-
nen.

3 Die Initiantin oder der Initiant kann das Geschäft jederzeit zurück-
ziehen.

Vorbereitung § 6.    1 Die Geschäftsleitung bereitet die Geschäfte zuhanden des 
Senats vor.

2 Sie kann zur Vorbereitung einzelner Geschäfte Arbeitsgruppen ein-
setzen, die sich aus Mitgliedern des Senats zusammensetzen.

3 Die Geschäftsleitung und die Arbeitsgruppen können Expertinnen
und Experten beiziehen, die nicht Mitglieder des Senats sein müssen.

Wahlgeschäfte § 7.    Die Bestimmungen dieses Kapitels gelten nicht für Wahl-
geschäfte.

D. Traktandierung und Ankündigung der Geschäfte

Traktandierung § 8.    1 Die Geschäftsleitung traktandiert die Geschäfte entsprechend
ihrer Planung (§ 51 a Abs. 1 UniO).

a. Allgemeines
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2 Geschäfte, die von stimmberechtigten Mitgliedern mindestens drei
Monate vor einer Sitzung eingebracht wurden, traktandiert sie an der
betreffenden Sitzung.

3 Wahlgeschäfte traktandiert sie gemäss Anordnung des Univer-
sitätsrates oder der Universitätsleitung.

4 Vorbehalten bleibt die direkte Traktandierung eines Geschäfts
durch die Universitätsleitung gestützt auf § 51 a Abs. 3 UniO.

Mitteilung der 
Traktanden

§ 9.    Die Traktandenliste wird den Mitgliedern des Senats mindes-
tens 15 Arbeitstage vor der Sitzung auf elektronischem Weg oder per
Post zugestellt.

Gegen- und  
Änderungs- 
anträge

§ 10.    1 Das Recht, zu einem traktandierten Geschäft Gegen- und
Änderungsanträge sowie Anträge auf Rückweisung (vgl. § 11) zu stel-
len, haben:
a. die stimmberechtigten Mitglieder des Senats und die Mitglieder mit

beratender Stimme (Mitglieder des Senats),
b. die Geschäftsleitung, sofern das Geschäft von stimmberechtigten

Mitgliedern eingebracht wurde.
2 Sofern den Mitgliedern des Senats mit der Traktandenliste bereits

ein begründeter Antrag zu einem Geschäft zugestellt wird, kann die
Sitzungsleitung anordnen, dass Gegen- und Änderungsanträge sowie
Anträge auf Rückweisung bereits vor der Sitzung anzumelden sind.

3 Die Anordnung nach Abs. 2 wird den Mitgliedern des Senats ge-
gebenenfalls mit der Traktandenliste mitgeteilt. Für die Einreichung 
der Anträge wird ihnen eine Frist von mindestens zehn Arbeitstagen
ab Versand der Traktandenliste gesetzt.

4 In den übrigen Fällen können die Mitglieder des Senats Gegen- 
und Änderungsanträge noch während der Behandlung des Geschäfts an
der Sitzung stellen.

Rückweisung 
durch den Senat

§ 11.    1 Der Senat kann vorläufig darauf verzichten, zu einem Ge-
schäft einen materiellen Beschluss zu fassen. Er weist das Geschäft in
diesem Fall zur weiteren Vorbereitung an die Geschäftsleitung zurück.
Er kann die Geschäftsleitung verpflichten, hierzu eine Arbeitsgruppe
nach § 6 Abs. 2 einzusetzen.

2 Die Geschäftsleitung traktandiert das Geschäft nach Erfüllung des
Auftrags erneut.

Diskussions- 
und Informa-
tionstraktanden

§ 12.    1 Dem Senat können Geschäfte auch zur Diskussion oder
zur Information unterbreitet werden.

2 §§ 10 und 11 sind in diesem Fall nicht anwendbar.

Wahlgeschäfte§ 13.    §§ 10 und 11 gelten nicht für Wahlgeschäfte.
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E. Durchführung der Sitzungen und Beschlussfassung

Sitzungsleitung § 14.    Die Rektorin oder der Rektor leitet die Sitzungen des Senats
(§ 52 Abs. 3 UniO).

Form der 
Durchführung

§ 15.    1 Die Mitglieder des Senats können vor Ort an den Sitzungen
teilnehmen oder sich online zuschalten (hybride Durchführung). Bei 
Vorliegen besonderer Umstände kann die Senatssitzung ausnahmsweise
vollständig online durchgeführt werden.

2 Das Äusserungsrecht und die Stimmabgabe werden auch im Fall
der Online-Teilnahme gewährleistet. Die online teilnehmenden stimm-
berechtigten Mitglieder gelten im Sinne von § 52 Abs. 1 UniO als an-
wesend.

3 Können online teilnehmende Mitglieder ihre Rechte nach Abs. 2
aufgrund technischer Pannen nicht ausüben, wird die Gültigkeit der
Beschlüsse des Senats davon nicht berührt.

4 Stellt die Sitzungsleitung während einer Sitzung fest, dass ein er-
heblicher Teil der online teilnehmenden Mitglieder von einer Panne 
betroffen ist, vertagt sie nach Möglichkeit die noch offenen Geschäfte.

Sitzungssprache § 16.    1 Die Mitglieder des Senats sind gehalten, sich entweder auf 
Deutsch oder auf Englisch zu äussern. Erfolgt gleichzeitig eine Präsen-
tation, ist dafür nach Möglichkeit die jeweils andere Sprache zu ver-
wenden.

2 Die Beschlüsse des Senats werden in deutscher Sprache protokol-
liert.

3 Die Berichte der Universitätsleitung und der Erweiterten Uni-
versitätsleitung im Sinne von § 50 Abs. 2 UniO erfolgen in deutscher
Sprache. Zu Informationszwecken wird eine englischsprachige Zusam-
menfassung erstellt.

Äusserungs-
recht der  
Mitglieder  
des Senats

§ 17.    1 Den Mitgliedern des Senats ist an der Sitzung die Möglich-
keit zu geben, sich zu äussern.

2 Die Redezeit kann angemessen beschränkt werden.

Beschluss- 
fassung

§ 18.    1 Die Beschlussfassung richtet sich nach § 52 Abs. 1–3 UniO.
2 Eine Abstimmung erfolgt auch, wenn zu einem Geschäft kein Ge-

genantrag vorliegt.
3 Die Sitzungsleitung kann zudem über eine Rückweisung abstim-

men lassen, ohne dass ein entsprechender Antrag vorliegt.
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F. Auskünfte

Begehren§ 19.    1 Stimmberechtigte Mitglieder des Senats, deren Anzahl min-
destens 5% der Anzahl der Professorinnen und Professoren entspricht,
können von der Universitätsleitung oder der Erweiterten Universitäts-
leitung gemeinsam Auskünfte über bestimmte Aspekte ihrer Tätigkeit
verlangen (§ 50 Abs. 4 UniO).

2 Das Begehren ist der Geschäftsleitung schriftlich einzureichen.
Die Unterschriften sämtlicher Personen, die das Begehren stellen, sind
in geeigneter Form beizubringen.

3 Die Geschäftsleitung leitet das Begehren direkt an die Universi-
tätsleitung bzw. die Erweiterte Universitätsleitung weiter.

Erteilung§ 20.    1 Die Auskunft kann schriftlich zuhanden des Senats oder
mündlich an einer Sitzung des Senats erteilt werden.

2 Sie erfolgt nach Möglichkeit in der Sprache der Anfrage.

1 OS 80, 55; Begründung siehe ABl 2025-01-17.
2 Inkrafttreten: 1. April 2025.
3 LS 415.111.

http://www.zhlex.zh.ch/Erlass.html?Open&Ordnr=415.111
https://amtsblatt.zh.ch/#!/search/publications/detail/9521c7e3-cded-41b6-b860-f4f97c90ac9a
http://www.zhlex.zh.ch/Erlass.html?Open&Ordnr=415.111.4%2C80%2C55
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Universitätsordnung  
der Universität Zürich (UniO)27

(vom 4. Dezember 1998)1, 2

1. Teil: Aufgaben der Universität

Forschung§ 1.    1 In der Forschung hat die Universität die Aufgabe, wissen-
schaftliche Erkenntnis zu vermehren und zu vertiefen.

2 Die Universität ermöglicht und fördert die Tätigkeit ihrer Ange-
hörigen in der Grundlagenforschung und in der angewandten For-
schung.

3 Selbstständige Forschung bildet Voraussetzung und Grundlage
für die Lehre.

Lehre§ 2.    1 In der Lehre hat die Universität die Aufgabe, die Studieren-
den wissenschaftlich zu bilden, die Grundlagen zur Ausübung von aka-
demischen Berufen zu vermitteln und die Berufstätigen wissenschaft-
lich weiterzubilden.

2 Wissenschaftliche Bildung vermittelt grundlegende Kenntnisse und
verleiht die Fähigkeit, Probleme zu erfassen und zu lösen, Erkennt-
nisse methodisch kontrolliert zu gewinnen, kritisch zu beurteilen, ver-
antwortungsbewusst anzuwenden und weiterzuvermitteln.

3 Die Universität ermöglicht sowohl fachbezogene als auch inter-
disziplinäre Bildung und Weiterbildung.

4 Die universitäre Bildung ist offen für Personen, welche die dafür 
erforderlichen Qualifikationen nachweisen. Besondere Veranstaltun-
gen können auch für eine breitere Öffentlichkeit angeboten werden.

5 Die Universität sorgt für die Förderung der Begabten und ins-
besondere des akademischen Nachwuchses.

Dienst-
leistungen

§ 3.    1 Die Universität erbringt im Zusammenhang mit Forschung 
und Lehre wissenschaftliche Dienstleistungen zugunsten Dritter.

2 Dienstleistungen dürfen Forschung und Lehre nicht behindern. 
Sie sind in diese sinnvoll zu integrieren.

3 Dienstleistungen sind in der Regel mindestens kostendeckend in 
Rechnung zu stellen.

Freiheit  
von Forschung 
und Lehre

§ 4.    An der Universität gilt akademische Forschungs-, Lehr- und 
Lernfreiheit. Sie ist sowohl gegenüber der Trägerschaft und den Orga-
nen der Universität als auch gegenüber Dritten gewährleistet.
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Ethische  
Verantwortung

§ 5.    1 Die Wahrnehmung der ethischen Verantwortung in For-
schung, Lehre und Dienstleistung obliegt in erster Linie den wissen-
schaftlich tätigen Personen.23

2 Soweit ethische Problemstellungen die persönliche Verantwor-
tung übersteigen, werden von den Fachgremien der betreffenden Wis-
senschaftsbereiche Richtlinien zur Wahrung der ethischen Verantwor-
tung erarbeitet.

Qualitäts-
sicherung

§ 6.    1 Qualitätssicherung dient dazu, auf allen Stufen der Univer-
sität die Qualität der wissenschaftlichen Arbeit in Forschung, Lehre 
und Dienstleistung sowie die Erfüllung der Leitungs- und Verwaltungs-
aufgaben und der Öffentlichkeitsarbeit zu erheben, zu sichern und zu 
verbessern.

2 Die Qualitätssicherung orientiert sich an bereichsspezifischen 
und an international anerkannten Massstäben.

Kommunikation § 7.    1 Die Universität pflegt die Kommunikation nach innen und 
aussen. 

2 Die Universitätsleitung legt ein Kommunikationskonzept fest.

2. Teil: Angehörige der Universität

1. Abschnitt: Universitätspersonal23

A. Professorenschaft27

Ordentliche  
und ausser-
ordentliche  
Professorinnen 
und Professoren

§ 8.18    1 Ordentliche und ausserordentliche Professorinnen und 
Professoren sind verantwortlich für Forschung, Lehre und Dienstleis-
tungen in ihrem Fachgebiet.

2 Sie sind in der Regel auf einen Lehrstuhl ernannt und unbefristet 
an der Universität angestellt. 

3 Sie können auch ad personam ernannt werden. In diesem Fall sind 
sie in der Regel befristet an der Universität angestellt. Im Übrigen haben
sie die gleiche Stellung wie die Lehrstuhlinhaberinnen und -inhaber.

4 Von Dritten bezahlte Professorinnen und Professoren haben die-
selbe Stellung wie jene, die vom Staat entlöhnt werden.

5 Voraussetzung für die Professur sind ausgewiesene Forschungs- 
und Lehrleistungen. Diese können durch eine Habilitation ausgewie-
sen werden.21
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6 Ordentliche und ausserordentliche Professorinnen und Professo-
ren sind berechtigt, während der Dauer ihrer Anstellung und nach der 
Emeritierung den Professorentitel zu führen. Die Erweiterte Univer-
sitätsleitung kann die Weiterführung des Professorentitels auf Antrag 
der Fakultät auch Professorinnen und Professoren gestatten, welche 
die Universität aus anderen Gründen verlassen.

7 Ein Titel, dessen Weiterführung bei Rücktritt gewährt worden ist, 
kann von der Erweiterten Universitätsleitung auf Antrag der Fakultät 
entzogen werden, wenn die Inhaberin oder der Inhaber die Interessen 
der Universität ernsthaft verletzt.

Assistenz-
professorinnen 
und -professoren

§ 9.    1 Assistenzprofessorinnen und -professoren sind Wissenschaft-
lerinnen und Wissenschaftler, die auf eine Assistenzprofessur ernannt 
und befristet an der Universität angestellt sind.23

1bis Die Ernennung kann mit dem Anspruch auf Prüfung einer unbe-
fristeten Anstellung (Tenure Track) verbunden werden.26

2 Von Dritten bezahlte Assistenzprofessorinnen und -professoren 
haben dieselbe Stellung wie jene, die vom Staat entlöhnt werden.

3 Voraussetzung für die Assistenzprofessur ist in der Regel die Habi-
litation oder eine gleichwertige wissenschaftliche Qualifikation.23

4 Zur Assistenzprofessorin oder zum Assistenzprofessor kann in
der Regel nur ernannt werden, wer im Zeitpunkt der Ernennung das 
45. Altersjahr noch nicht überschritten hat.

5 Assistenzprofessorinnen und -professoren sind berechtigt, wäh-
rend der Dauer ihrer Anstellung den Professorentitel zu führen. 

Berufungs-
verfahren

§ 10.27    1 Die Fakultät erstellt im Rahmen der Entwicklungs- und
Finanzplanung eine Lehrstuhlplanung. Diese enthält die Begründung 
für die Ausrichtung der zu besetzenden Lehrstühle.

2 Der Universitätsrat genehmigt auf Antrag der Erweiterten Uni-
versitätsleitung die Lehrstuhlplanung. Er kann in besonderen Fällen 
einen separaten Bericht einfordern.

3 Die Besetzung von Lehrstühlen ist in der Regel öffentlich auszu-
schreiben. In das Berufungsverfahren können auch Personen einbezo-
gen werden, die sich nicht beworben haben.

3bis In begründeten Fällen kann die Universitätsleitung auf Antrag
der Fakultät ein Direktberufungsverfahren ohne Evaluation mehrerer 
Kandidatinnen und Kandidaten bewilligen.

4 Auf Antrag des Fakultätsvorstands setzt die Universitätsleitung
eine Berufungskommission ein, der mindestens zwei externe Expertin-
nen oder Experten angehören. An der Theologischen und Religions-
wissenschaftlichen Fakultät kann die Fakultätsversammlung die Auf-
gaben der Berufungskommission wahrnehmen.38
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5 Die Berufungskommission erarbeitet einen Einer- bis Dreiervor-
schlag und stellt einen begründeten Antrag an die Universitätsleitung. 
Für die Auswahl der Kandidatinnen und Kandidaten sind deren wis-
senschaftliche Leistungen in Forschung und Lehre sowie deren soziale 
Kompetenzen und Führungsqualitäten massgebend. Für klinisch tätige 
Professorinnen und Professoren sind zusätzlich ausgewiesene klinische
Kompetenzen erforderlich. Den Anliegen der Gleichstellung ist Rech-
nung zu tragen.

6 Die Fakultät kann zum Antrag der Berufungskommission die Stel-
lungnahme des Fakultätsausschusses vorsehen.

7 Die Universitätsleitung überprüft den Antrag und leitet die Beru-
fungsverhandlungen ein. Will die Universitätsleitung dem Antrag nicht
Folge leisten, so unterbreitet sie dies vorgängig dem Universitätsrat zur
Konsultation.20

7bis Die Universitätsleitung führt die Berufungsverhandlungen ge-
meinsam mit der Dekanin oder dem Dekan der zuständigen Fakultät. 
Zusagen zulasten der Ressourcen der Fakultät bedürfen der Zustim-
mung der Dekanin oder des Dekans.

8 Die Universitätsleitung stellt dem Universitätsrat Antrag auf Er-
nennung der oder des Vorgeschlagenen.

9 In den Berufungsverfahren für Professuren ad personam und Assis-
tenzprofessuren ohne Tenure Track finden Abs. 1–8 eine entsprechend 
den Besonderheiten dieser Professurenkategorien angepasste Anwen-
dung.

Förderungs-
professorinnen 
und -professoren

§ 10 a.23    1 Förderungsprofessorinnen und -professoren sind Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftler, die gestützt auf ein von der Univer-
sitätsleitung anerkanntes Förderungsprogramm von Forschungsförde-
rungsinstitutionen, insbesondere des Schweizerischen Nationalfonds, 
an der Universität angestellt sind. 

2 Die Universitätsleitung entscheidet über die Anstellung von För-
derungsprofessorinnen und -professoren auf gemeinsamen Antrag des 
gastgebenden Instituts und der Fakultät.27

3 Förderungsprofessorinnen und -professoren sind berechtigt, wäh-
rend der Dauer ihrer Anstellung den Professorentitel zu führen.

4 Sie haben die gleichen Rechte und Pflichten wie Assistenzprofes-
sorinnen und -professoren.

5 Die Fakultät entscheidet über die Befugnis zur Abnahme von
Prüfungen. 
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B. Mittelbau22

Angehörige des 
Mittelbaus

§ 10 b.22    1 Voraussetzung für eine Anstellung im Mittelbau bildet 
eine der Aufgabe angemessene wissenschaftliche Qualifikation.

2 Bei der Auswahl ist der Förderung des akademischen Nachwuch-
ses unter Berücksichtigung der Gleichstellung der Geschlechter Rech-
nung zu tragen.27

3 Die Aufgaben von Mittelbauangehörigen werden in einem indivi-
duellen Pflichtenheft festgehalten.

Qualifikations-
stellen

§ 10 c.27    1 Die Stellen von Oberassistierenden, von Postdoktorieren-
den, von Assistierenden sowie von Doktorierenden dienen der wissen-
schaftlichen Qualifikation in Forschung und Lehre (Qualifikationsstel-
len). Sie umfassen die Mitarbeit in Forschung, Lehre und Dienstleistung 
sowie bei administrativen Aufgaben. Postdoktorierende, Doktorierende
und Assistierende widmen sich in diesem Rahmen hauptsächlich der For-
schung und Lehre.

2 Die Stellen von Oberassistierenden und Postdoktorierenden dienen
der wissenschaftlichen Qualifikation mit dem Ziel der Berufbarkeit auf
eine Professur oder eine äquivalente wissenschaftliche Position. Die Stel-
len von Assistierenden und Doktorierenden dienen der wissenschaft-
lichen Qualifikation mit dem Ziel der Promotion.

3 Die Anstellung ist zeitlich beschränkt.

Stellen  
in Forschung 
und Lehre

§ 10 d.27    1 Die Stellen von wissenschaftlichen Abteilungsleiterin-
nen und -leitern sowie von wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern dienen hauptsächlich der Erfüllung von Aufgaben in For-
schung, Lehre und Dienstleistung.

2 Wissenschaftlichen Abteilungsleiterinnen und -leitern soll die
selbstständige Betreuung eines Aufgabenbereichs übertragen werden.

3 Die Anstellung ist in der Regel unbefristet.
4 Befristete Anstellungen können insbesondere für die Durchfüh-

rung zeitlich begrenzter Projekte vorgenommen werden.

C. Administratives und technisches Personal22

Aufgaben und 
Rechtsstellung

§ 10 e.    1 Das administrative und technische Personal setzt sich aus 
den Personen zusammen, die an der Universität angestellt und in der 
Regel nicht in Forschung und Lehre tätig sind.27

2 Das administrative und technische Personal stellt den Betrieb in 
den zentralen Diensten sowie in den Fakultäten sicher und unterstützt 
damit Forschung und Lehre. 
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3 Die Anstellung ist in der Regel unbefristet. Die Anstellungsbedin-
gungen richten sich nach der Personalverordnung der Universität8.

4 Den Angehörigen des administrativen und technischen Personals 
wird im Rahmen ihrer Anstellung die Möglichkeit zur Weiterbildung 
gegeben. 

2. Abschnitt: Übrige Dozentinnen und Dozenten23

A. Privatdozentinnen und Privatdozenten23

Habilitation § 11.27    1 Wissenschaftlich ausgewiesene Personen erhalten mit der
Habilitation eine Lehrbefugnis (Venia Legendi) und werden zu Privat-
dozentinnen oder -dozenten ernannt.

2 Die Venia Legendi wird auf Dauer erteilt.
3 Voraussetzungen, Verfahren und Wirkungen der Habilitation sowie

der Entzug der Venia Legendi richten sich nach der Rahmenverordnung
über die Habilitation an der Universität Zürich10.

Lehrtätigkeit  
im Rahmen  
von Studien-
programmen

§ 12.27    Die Privatdozentinnen und -dozenten werden bei der Pla-
nung und Zuteilung von Lehrveranstaltungen im Rahmen von Studien-
programmen angemessen berücksichtigt. Sofern sie Lehrveranstaltun-
gen durchführen, sind sie im Rahmen der Regelungen der Fakultät 
befugt, Prüfungen abzunehmen.

Lehrtätigkeit 
ausserhalb von 
Studien-
programmen27

§ 12 a.22    1 Privatdozentinnen und -dozenten können in dem Fach-
gebiet, für das ihnen die Venia Legendi erteilt worden ist, Lehrveran-
staltungen ausserhalb von Studienprogrammen durchführen.

2 Lehrveranstaltungen ausserhalb von Studienprogrammen wer-
den nicht entschädigt.

§ 13.24

B. Titularprofessorinnen und Titularprofessoren22

Ernennung § 14.23    1 Wissenschaftlich ausgewiesene Personen können auf An-
trag der Fakultät durch die Erweiterte Universitätsleitung zur Titular-
professorin oder zum Titularprofessor ernannt werden.

2 Sie erhalten damit das Recht, den Titel einer Professorin oder
eines Professors zu führen.
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3 Voraussetzungen, Verfahren und Wirkungen der Ernennung zur
Titularprofessorin oder zum Titularprofessor sowie Verlängerung und 
Entzug der Titularprofessur richten sich nach der Rahmenverordnung 
über die Titularprofessur an der Universität Zürich11.26

§§ 14 a–14 c.28

§§ 15 und 16.24

C. Weitere Dozentinnen und Dozenten23

Externe  
Lehrpersonen

§ 17.27    1 Externe Lehrpersonen sind Dozentinnen und Dozenten, 
denen hauptsächlich Lehraufgaben übertragen werden und deren Tätig-
keit nicht im Rahmen einer anderweitigen Beschäftigung an der Uni-
versität erfolgt.

2 Sie werden in der Regel mit einem Arbeitsvertrag nach Obligatio-
nenrecht16 angestellt, wenn nichts anderes vereinbart wird.

3 Das Reglement über die Lehranstellungen von externen Lehrper-
sonen an der Universität Zürich9 regelt die Einzelheiten.

Klinische 
Dozentinnen 
und Dozenten

§ 17 a.    1 Qualifizierten Dozentinnen und Dozenten der Medizi-
nischen Fakultät kann nach mindestens fünfjähriger Lehrtätigkeit und 
Überprüfung ihrer didaktischen Fähigkeiten sowie ihrer Publikations-
tätigkeit auf Antrag der Fakultät durch die Erweiterte Universitätslei-
tung der Titel einer klinischen Dozentin oder eines klinischen Dozen-
ten verliehen werden. Das Recht, diesen Titel zu führen, erlischt mit dem
Rücktritt von der Lehrtätigkeit oder durch Entzug durch die Erweiterte
Universitätsleitung.27

2 Die Medizinische Fakultät regelt das weitere Verfahren und legt 
den Erlass der Erweiterten Universitätsleitung zur Genehmigung vor.

Gastprofesso-
rinnen und  
-professoren

§ 18.27    Die Fakultäten können Gastprofessuren bewilligen.

§§ 19–21.24

3. Abschnitt: Studierende

Rechtsstellung 
der  
Studierenden

§ 22.23    Die rechtliche Stellung der Studierenden richtet sich nach 
der Verordnung über die Zulassung zum Studium an der Universität 
Zürich (VZS)12.
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VSUZH § 23.27    1 Der Verband der Studierenden der Universität Zürich
(VSUZH) vertritt den Stand der Studierenden gegenüber den Univer-
sitätsorganen und der Öffentlichkeit und informiert sie über studenti-
sche und hochschulpolitische Angelegenheiten.

2 Der VSUZH-Rat besteht aus mindestens 70 Mitgliedern. Er wird 
durch die Standesangehörigen im Proporzwahlverfahren gewählt.

3 Jede Fakultät muss nach Möglichkeit durch mindestens drei Dele-
gierte vertreten sein.

4 Der VSUZH-Rat regelt die Wahl der studentischen Vertreterin-
nen und Vertreter in die gesamtuniversitären Organe und weitere Gre-
mien, in denen sie ein Einsitzrecht haben. 

5 Der VSUZH-Rat erlässt Statuten14. Diese unterliegen der Geneh-
migung durch den Universitätsrat.

4. Abschnitt: Alumnae und Alumni26

Zugehörigkeit § 23 a.26    1 Alumnae und Alumni sind die Absolventinnen und Ab-
solventen sowie die ehemaligen Angestellten der Universität Zürich.

2 Die Universität gewährt ihnen bestimmte Rechte, insbesondere den
Zugang zu Informationen der Universität und zu besonderen Anlässen.

Organisationen 
der Alumnae 
und Alumni

§ 23 b.26    1 Die Universität kann die Organisationen der Alumnae 
und Alumni bei der Erfüllung ihrer Aufgaben unterstützen.

2 Die Rechte und Pflichten dieser Organisationen werden in einer
Vereinbarung geregelt.

5.27 Abschnitt: Gemeinsame Bestimmungen

Rechtsstellung 
des Universitäts-
personals

§ 24.    1 Anstellung sowie Rechte und Pflichten des Universitäts-
personals richten sich nach den für das Staatspersonal geltenden Bestim-
mungen sowie der Personalverordnung der Universität.

2 Die Personalverordnung kann, soweit es die universitären Ver-
hältnisse erfordern, von den für das Staatspersonal geltenden Bestim-
mungen abweichen.

Gleichstellung 
der  
Geschlechter

§ 25.    1 Die Universität, die Fakultäten und Institute fördern durch
geeignete Massnahmen die tatsächliche Gleichstellung der Geschlechter.
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2 Sie streben eine ausgewogene Vertretung der Geschlechter in allen
Funktionen und in allen Gremien an. Insbesondere in Habilitations- 
und Berufungskommissionen soll in der Regel eine Professorin Einsitz 
nehmen.27

3 Beim Erlass und bei der Anwendung von Regelungen, insbeson-
dere bezüglich Habilitation, Berufungs- und Beförderungskommissio-
nen, ist der Gleichstellung der Geschlechter Rechnung zu tragen.23

4 Die Universitätsleitung ernennt eine Gleichstellungsbeauftragte 
oder einen Gleichstellungsbeauftragten. Sie oder er berät und unter-
stützt die Angehörigen und Organe der Universität sowie der Fakul-
täten und Institute in Gleichstellungsfragen.

Gleichstellung 
der Menschen 
mit Behinderun-
gen

§ 25 a.22    1 Die Universität, die Fakultäten und Institute fördern
durch geeignete Massnahmen die tatsächliche Gleichstellung der Men-
schen mit Behinderungen. 

2 Die Universitätsleitung setzt eine Fachstelle Studium und Behin-
derung ein. Diese berät die Universitätsangehörigen und Organe der 
Universität.35

Mitbestimmung§ 26.27    1 Die Delegierten der Stände wirken im Universitätsrat 
sowie in den Organen und weiteren Gremien der Universität, der Fakul-
täten und der Institute nach Massgabe der entsprechenden Bestimmun-
gen mit.

2 Die Mitbestimmungsrechte können nur im Rahmen eines einzi-
gen Standes ausgeübt werden.

3 Die Organisationsreglemente der Fakultäten können vorsehen, dass
die Delegierten der Stände bei der Verleihung und dem Entzug von
akademischen Titeln und Graden nur dann stimmberechtigt sind, wenn
sie den entsprechenden Titel oder Grad führen.40

4 Delegierte des Standes des administrativen und technischen Per-
sonals haben kein Einsitz- und Stimmrecht in Berufungs- und Beförde-
rungskommissionen.

Standes-
zugehörigkeit

§ 26 a.26    1 Studierende im Bachelor-, Master- oder Lehrdiplomstu-
dium gehören dem Stand der Studierenden an, auch wenn sie an der Uni-
versität angestellt sind.

2 Für alle anderen Standesangehörigen wird der Stand bei der An-
stellung bestimmt.
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3 Wenn die Zugehörigkeit zu mehr als einem Stand möglich ist, gel-
ten folgende Grundsätze:
1. Der Stand des wissenschaftlichen Nachwuchses geht dem Stand der

fortgeschrittenen Forschenden und Lehrenden sowie dem Stand des
administrativen und technischen Personals vor.

2. Der Stand der fortgeschrittenen Forschenden und Lehrenden geht 
dem Stand des administrativen und technischen Personals vor.

3. Oberärztinnen und Oberärzte gehören dem Stand der fortgeschrit-
tenen Forschenden und Lehrenden an.
4 Die Universitätsleitung regelt die Einzelheiten.

Standeswechsel § 26 b.26    1 Standesangehörige, die mehreren Ständen angehören
können, haben das Recht, einen Standeswechsel zu beantragen.

2 In begründeten Fällen können auch Standesangehörige mit eindeu-
tiger Standeszugehörigkeit einen Standeswechsel beantragen. In diesen
Fällen ist die Zustimmung des Generalsekretariats erforderlich.

Wahl der  
Delegierten  
der Stände

§ 26 c.26    Die Wahl der Delegierten mit Ausnahme jener des Stan-
des der Studierenden richtet sich nach dem Reglement für die Wahl der
Delegierten der Stände in die Organe und weitere Gremien der Uni-
versität Zürich (Wahlreglement)4.

Standes-
organisationen

§ 26 d.26    1 Die Angehörigen der Stände des wissenschaftlichen 
Nachwuchses, der fortgeschrittenen Forschenden und Lehrenden sowie
des administrativen und technischen Personals können sich in einer 
Standesorganisation als Vereinigung gemäss § 27 zusammenschliessen.

2 Die Universität kann die Standesorganisationen bei der Erfüllung 
ihrer Aufgaben unterstützen und Leistungsvereinbarungen mit ihnen 
abschliessen.

Vereinswesen § 27.27    1 Für die Gründung, Organisation und Auflösung von Ver-
einen im universitären Bereich gelten die Bestimmungen des Schwei-
zerischen Zivilgesetzbuches.

2 Die Universitätsleitung kann Vereine, die im universitären Bereich
tätig sind, als «Verein an der Universität Zürich» anerkennen, wenn die
Aktivmitgliedschaft nur von Angehörigen der Universität Zürich und 
gegebenenfalls einer Hochschule der Zürcher Fachhochschule sowie 
der Eidgenössischen Technischen Hochschule Zürich erworben werden
kann und die Organe durch die Aktivmitglieder bestellt werden.

3 Anerkannte Vereine haben die Statuten und deren Änderungen 
sowie das Verzeichnis der Vorstandsmitglieder bei der Universitäts-
leitung zu hinterlegen.
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4 Die anerkannten Vereine haben folgende Rechte:
1.23 Sie werden mit ihrer Kontaktadresse auf der Webseite der Uni-

versität aufgeführt,
2. sie können den Zusatz «Verein an der Universität Zürich» ver-

wenden,
3. sie werden, sofern sie es ausdrücklich wünschen, von den Univer-

sitätsorganen angemessen informiert,
4. sie haben Vorrang bei der Benutzung von Räumen der Universität.

5 Die Universitätsleitung kann den Vereinigungen von Angehörigen
der Universität zur Pflege wissenschaftlicher und gemeinnütziger Be-
strebungen, der Kultur und des Sports finanzielle Beiträge bewilligen 
oder Räume zur Benutzung zur Verfügung stellen.

Benutzung  
von wissen-
schaftlichen  
Einrichtungen

§ 28.23    Die Einrichtungen der Universität stehen den Angehöri-
gen der Universität nach Massgabe der Benutzungsregelungen offen. 

Soziale  
und kulturelle  
Einrichtungen

§ 29.    1 Die Universität unterhält eine Psychologische Beratungs-
stelle für Studierende.

2 Die Universität erleichtert durch Einrichtungen zur Kinder-
betreuung Studierenden sowie dem Universitätspersonal die Erfül-
lung von Betreuungspflichten.

3 Die Universität kann für ihre Angehörigen weitere soziale und 
kulturelle Einrichtungen führen oder entsprechende Institutionen finan-
ziell unterstützen.

4 Diese Einrichtungen können auch gemeinsam mit anderen Hoch-
schulen geführt werden.

5 Die Universität kann Wohnangebote für Studierende fördern.34

Akademischer 
Sportverband

§ 30.    1 Die Universität ist Mitglied des Akademischen Sport-
verbandes Zürich (ASVZ). Sie unterstützt die Aktivitäten des ASVZ.

2 Die Angehörigen der Universität sind berechtigt, das Angebot 
des ASVZ gegen Entrichtung einer Gebühr zu nutzen. 

3 Der Beitrag der Studierenden wird mit der Semestergebühr erho-
ben.

3. Teil: Forschung

Allgemeine  
Mittel für die 
Forschung

§ 31.    1 Die Institute erhalten mit ihren Betriebsmitteln eine Grund-
finanzierung für die Forschung.

2 Deren Höhe wird periodisch überprüft.
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Universitäre 
Forschungs-
förderung

§ 32.35    1 Die Universität führt ein Finanzgefäss für die universitäre
Forschungsförderung (UFO), aus dem ausgewählte Forschungsprojekte 
finanziert werden.

2 Der Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses ist Rechnung
zu tragen.

3 Die Mittel können sowohl für die Grundlagenforschung als auch 
für die anwendungsorientierte Forschung eingesetzt werden. 

4 Die Verteilung der Mittel aus dem UFO erfolgt auf der Grundlage
der Qualität des bisher erzielten sowie des zu erwartenden Outputs der
Beitragsempfängerinnen und -empfänger.

5 Die Beurteilung der Gesuche erfolgt in einem Konkurrenzverfah-
ren, allenfalls unter Beizug externer Expertisen.

Externe  
Forschungs-
mittel

§ 33.    1 Die Universität unterstützt die Förderung von Forschungs-
vorhaben ihrer Angehörigen durch externe Institutionen.

2 Die Beanspruchung externer Förderungsprogramme setzt voraus, 
dass deren Vergaberichtlinien mit den an der Universität Zürich gel-
tenden Grundsätzen vereinbar sind.

3 Die Benutzung der Infrastruktur der Universität erfolgt ohne 
Rechtsanspruch nach Massgabe der Möglichkeiten.

Publikation § 34.    1 Die Angehörigen der Universität haben die Erkenntnisse 
und Ergebnisse ihrer Forschung in angemessener Form zu publizieren.

2 In Veröffentlichungen müssen alle Personen, die wissenschaftlich 
mitgearbeitet haben, nach Massgabe des Urheberrechts aufgeführt 
werden.

3 Die Angehörigen der Universität sind verpflichtet, von jedem
selbstständigen wissenschaftlichen Werk, das sie während ihrer Tätigkeit
an der Universität veröffentlichen, der Zentralbibliothek und der Uni-
versitätsbibliothek je ein Exemplar abzugeben.40

4 Die Fakultäten bestimmen die Anzahl und die Form von Pflicht-
exemplaren, die von Dissertationen und Habilitationsschriften abzu-
geben sind.

4. Teil: Lehre

1. Abschnitt: Studium27

Studien-
gestaltung

§ 35.27    1 Aufbau und Gestaltung des Studiums werden in den Rah-
menverordnungen für das Studium und in den Studienordnungen gere-
gelt.
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2 Die Universität und die Fakultäten beraten die Studierenden in
Fragen der Studiengestaltung.35

3 Bei Einführung einer Studienzeitbeschränkung erlässt der Uni-
versitätsrat besondere Regelungen für Teilzeitstudierende.

Bachelor-
studium

§ 36.27    1 Das Bachelorstudium vermittelt grundlegende fachliche
Kenntnisse sowie die Fähigkeit zu methodisch-wissenschaftlichem Den-
ken. Es bildet die Voraussetzung für das Masterstudium.

2 Der Umfang des Bachelorstudiums beträgt 180 ECTS Credits.
3 Die Fakultät verleiht bei erfolgreicher Absolvierung des Bache-

lorstudiums den Bachelorgrad.

Masterstudium§ 36 a.27    1 Das Masterstudium vermittelt vertiefte fachliche Kennt-
nisse und die Fähigkeit zum selbstständigen wissenschaftlichen Arbei-
ten sowie professionelle Kompetenz.

2 Der Umfang des Masterstudiums beträgt je nach massgebender
Rahmenverordnung für das Studium 90, 120 oder 180 ECTS Credits.

3 Die Fakultät verleiht bei erfolgreicher Absolvierung des Master-
studiums den Mastergrad.

Studium an  
der Vetsuisse-
Fakultät

§ 36 b.34    Das Bachelor- und das Masterstudium an der Vetsuisse-
Fakultät richtet sich nach dem «Reglement über das Studium in den 
Bachelor- und Masterstudiengängen an der Vetsuisse-Fakultät der Uni-
versitäten Bern und Zürich» des Vetsuisse-Rates*.

Lehrdiplom  
für Maturitäts-
schulen

§ 37.27    Der Studiengang Lehrdiplom für Maturitätsschulen vermit-
telt eine pädagogisch-didaktische Ausbildung für eine Lehrtätigkeit an 
Maturitätsschulen als Zusatz zu einem universitären fachwissenschaft-
lichen Masterabschluss oder einem äquivalenten Abschluss. 

Doktorats-
studium

§ 38.    1 Das Doktoratsstudium dient der wissenschaftlichen Ver-
tiefung und der eigenen Forschung durch die Ausarbeitung einer Dis-
sertation.23

2 Die Dissertation ist zu veröffentlichen oder öffentlich zugänglich 
zu machen.

Besondere  
Programme

§ 39.24, 34    1 Die Universität kann besondere Programme anbieten. 
Diese führen nicht zu einem universitären Abschluss.

2 Die Erweiterte Universitätsleitung erlässt die entsprechenden Pro-
grammordnungen und regelt darin insbesondere, ob ECTS Credits oder 
Zertifikate erlangt werden können.

*vetsuisse.ch/dokumente

www.vetsuisse.ch/dokumente
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§§ 40 und 41.24

2. Abschnitt: Lehrangebot27

Ziele § 42.27    1 In den Lehrveranstaltungen werden wissenschaftliche
Kenntnisse und Kompetenzen vermittelt und vertieft. Die Studierenden
werden mit wissenschaftlichen Arbeitsweisen vertraut gemacht.

2 Das Lehrangebot soll den Studierenden ermöglichen, die für den 
Bachelor- und Masterabschluss erforderlichen ECTS Credits innert der 
Regelstudienzeit zu erlangen.

Module § 43.27    1 Die Fakultäten gliedern das Lehrangebot in Module und 
legen deren Anforderungen fest.

2 Im Rahmen eines Moduls werden eine oder mehrere Studienleis-
tungen erbracht.

Vorlesungs-
verzeichnis

§ 44.27    Das Lehrangebot eines Semesters wird im Vorlesungsver-
zeichnis angekündigt, das vor Ende des vorangehenden Semesters von 
der Universität in geeigneter Form herausgegeben wird.

Semester § 45.    1 Die Semesterdauer ist in Koordination mit den anderen 
schweizerischen Hochschulen festzusetzen.

2 Blockkurse und Exkursionen können auch in der vorlesungs-
freien Zeit durchgeführt werden.

3. Abschnitt: Weiterbildung und lebenslanges Lernen22

Ziele § 45 a.35    Weiterbildung ist die Fortsetzung oder Wiederaufnahme
organisierten Lernens. Sie dient dazu, Kenntnisse in einem Fachbereich
zu vertiefen, eine Zusatzqualifikation in einem anderen Fachbereich zu
erwerben oder sich eine den Fachbereich übergreifende Erweiterung 
des ursprünglichen Abschlusses anzueignen.

Weiterbildungs-
programme

§ 45 b.35    Die Universität bietet Weiterbildungsprogramme in Form 
von Weiterbildungsstudiengängen sowie Weiter- und Fortbildungskur-
sen an.
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Didaktische 
Weiterbildung

§ 45 c.35    Die Universität bietet hochschuldidaktische Weiterbil-
dungsangebote für die in der Lehre tätigen Angehörigen der Universi-
tät an.

Weiterbildung 
für Lehr-
personen  
der Maturitäts-
schulen

§ 45 d.27, 37    Die Universität bietet Weiterbildungsmöglichkeiten 
für Lehrpersonen der Maturitätsschulen an.

Weitere  
Angebote des 
lebenslangen 
Lernens

§ 45 e.34    Die Universität kann weitere Angebote des lebenslangen 
Lernens anbieten.

4. Abschnitt: Qualitätssicherung34

Qualitäts-
management 
Studium und 
Lehre

§ 45 f.34    1 Die Universität sorgt für die Qualitätssicherung und -ent-
wicklung von Lehre und Studium.

2 Sie stellt die dafür erforderliche Datengrundlage zentral zur Ver-
fügung.

3 Die Fakultäten treffen geeignete Massnahmen zur Qualitätssiche-
rung und -entwicklung in Lehre und Studium.

5. Teil: Gliederung und Organisation der Universität

1. Abschnitt: Gliederung der Universität

Fakultäten§ 46.27    Die Universität gliedert sich in folgende Fakultäten:
1.38 Theologische und Religionswissenschaftliche Fakultät,
2. Rechtswissenschaftliche Fakultät,
3. Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät,
4. Medizinische Fakultät,
5. Vetsuisse-Fakultät,
6. Philosophische Fakultät,
7. Mathematisch-naturwissenschaftliche Fakultät.
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2. Abschnitt: Organisation und Aufgaben der gesamtuniversitären  
Organe und Gremien

A. Universitätsrat27

Vertretung  
der Universität

§ 47.27    1 An den Sitzungen des Universitätsrates nehmen mit bera-
tender Stimme teil:
1. die Mitglieder der Universitätsleitung,
2. eine Vertreterin oder ein Vertreter der Professorinnen und Professo-

ren, die oder der durch die im Senat versammelte Professorenschaft
gewählt wird,

3. je eine Delegierte oder ein Delegierter der Stände.
2 Der Universitätsrat kann einzelne Geschäfte aus wichtigen Grün-

den, insbesondere aus solchen des Persönlichkeitsschutzes, ohne die 
Delegierten der Professorenschaft und der Stände behandeln.

3 Die Amtsdauer der oder des Delegierten der Professorenschaft be-
trägt vier, jene der Delegierten der Stände zwei Jahre. Wiederwahl ist 
höchstens zweimal möglich.

Organisation § 48.    Der Universitätsrat erlässt ein Organisationsreglement3.

B. Senat27

Zusammen-
setzung

§ 49.27    1 Der Senat setzt sich aus der Professorenschaft und den Mit-
gliedern der Universitätsleitung zusammen.

2 Dazu kommt eine Anzahl von Delegierten jedes Standes, die 3% 
der Anzahl der Professorinnen und Professoren entspricht. Die Dele-
gierten verteilen sich angemessen auf die Fakultäten.

3 Die emeritierten Professorinnen und Professoren sowie die Gene-
ralsekretärin oder der Generalsekretär nehmen mit beratender Stimme 
an den Sitzungen des Senats teil.

4 Die Geschäftsleitung des Senats kann weitere Personen mit bera-
tender Stimme zu den Sitzungen einladen.44

Geschäfts-
leitung

§ 49 a.43    1 Der Senat verfügt über eine Geschäftsleitung. Dieser ob-
liegt insbesondere die Planung der Sitzungen und die Vorbereitung der
Geschäfte.

2 Die Rektorin oder der Rektor steht der Geschäftsleitung vor. Das
Organisationsreglement bezeichnet die weiteren stimmberechtigten Mit-
glieder des Senats, die dieser angehören.

3 Die Generalsekretärin oder der Generalsekretär gehört der Ge-
schäftsleitung mit beratender Stimme an.
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Aufgaben und 
Informations-
rechte

§ 50.44    1 Der Senat kann zu Fragen von gesamtuniversitärer Bedeu-
tung Stellung nehmen.

2 Er kann die Universitätsleitung oder die Erweiterte Universitäts-
leitung beauftragen, in ihrem Zuständigkeitsbereich bestimmte Mass-
nahmen zu prüfen und ihm über das Ergebnis der Prüfung Bericht zu
erstatten.

3 Ihm steht ein Antragsrecht im Zusammenhang mit der Wahl der 
Universitätsleitung gemäss § 54 Abs. 5 zu.

4 Die Universitätsleitung und die Erweiterte Universitätsleitung
geben dem Senat über bestimmte Aspekte ihrer Tätigkeit Auskunft,
wenn eine Anzahl stimmberechtigter Mitglieder, die mindestens 5% der
Anzahl der Professorinnen und Professoren entspricht, dies verlangt.

Einberufung§ 51.44    1 Die ordentlichen Sitzungen des Senats finden in der Regel
einmal pro Semester statt.

2 Im Übrigen versammelt sich der Senat auf Anordnung der Ge-
schäftsleitung oder in ausserordentlichen Fällen auf Anordnung der
Universitätsleitung.

3 Die Teilnahme an den Senatssitzungen ist Amtspflicht.

Traktandierung 
von Geschäften

§ 51 a.43    1 Die Geschäftsleitung traktandiert die Geschäfte entspre-
chend ihrer Planung.

2 Sie traktandiert Geschäfte ausserdem:
a. auf Begehren einer Anzahl stimmberechtigter Mitglieder, die min-

destens 5% der Anzahl der Professorinnen und Professoren ent-
spricht,

b. im Fall von Wahlgeschäften auf Anordnung des Universitätsrates 
oder der Universitätsleitung.
3 In ausserordentlichen Fällen kann die Universitätsleitung ein Ge-

schäft direkt traktandieren.

Verhandlung 
und Beschluss-
fassung

§ 52.    1 Der Senat ist beschlussfähig, wenn die Hälfte der stimm-
berechtigten Mitglieder anwesend ist.

2 Mit Ausnahme von Wahlgeschäften können ordnungsgemäss ange-
kündigte Geschäfte von einer geringeren Zahl von Senatsmitgliedern 
behandelt werden, wenn sie von mindestens vier Fünfteln der anwesen-
den Stimmberechtigten als dringlich anerkannt werden. 

3 Die Rektorin oder der Rektor leitet die Senatssitzung. Bei Stim-
mengleichheit gibt sie oder er den Stichentscheid. 

4 Der Senat kann bestimmte Geschäfte der Schweigepflicht unter-
stellen.

5 Über die Verhandlungen des Senats führt das Generalsekretariat 
Protokoll.23
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Form der  
Sitzungen

§ 52 a.44    Das Organisationsreglement kann die Durchführung von
Sitzungen des Senats in elektronischer oder teilweise elektronischer
Form vorsehen.

Organisations-
reglement

§ 52 b.43    Der Senat erlässt ein Organisationsreglement.

C. Universitätsleitung27

Zusammen-
setzung

§ 53.27    1 Die Universitätsleitung setzt sich zusammen aus:
1. der Rektorin oder dem Rektor,
2. den Prorektorinnen und Prorektoren,
3. der Direktorin oder dem Direktor Universitäre Medizin,
4. den Verwaltungsdirektorinnen und -direktoren.

1bis Die Universitätsleitung wählt aus dem Kreis der Prorektorinnen
und Prorektoren eine Vize-Rektorin oder einen Vize-Rektor.

1ter Die Zusammensetzung der Universitätsleitung trägt den unter-
schiedlichen Wissenschaftskulturen angemessen Rechnung.

2 Die Generalsekretärin oder der Generalsekretär führt das Ak-
tuariat und nimmt mit beratender Stimme an den Sitzungen der Uni-
versitätsleitung teil.

3 Gewählte Nachfolgerinnen und Nachfolger von Mitgliedern der 
Universitätsleitung nehmen mit beratender Stimme an den Sitzungen 
teil.

Wahl der  
Rektorin oder 
des Rektors,  
der Prorektorin-
nen und Prorek-
toren sowie der 
Direktorin oder 
des Direktors 
Universitäre 
Medizin

§ 54.27    1 Der Universitätsrat leitet das Verfahren zur Wahl der
Rektorin oder des Rektors, der Prorektorinnen und Prorektoren sowie 
der Direktorin oder des Direktors Universitäre Medizin. Er setzt die 
Findungskommission ein.

2 Der Universitätsrat legt die Anzahl der Mitglieder der Findungs-
kommission fest und wählt höchstens die Hälfte ihrer Mitglieder.

2bis Der Findungskommission gehören mindestens ein Mitglied des 
Universitätsrates und mindestens eine externe Persönlichkeit an. Sie
werden vom Universitätsrat gewählt.

2ter Die übrigen Mitglieder der Findungskommission werden von
der Erweiterten Universitätsleitung gewählt. In die Findungskommis-
sion für die Direktorin oder den Direktor Universitäre Medizin ist eine 
Vertretung der Vertragsspitäler des Netzwerks Universitäre Medizin 
Zürich (UMZH) zu wählen.

2quater Die Findungskommission wird von einem Mitglied des Univer-
sitätsrates präsidiert.
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3 Der Universitätsrat kann auf die Einsetzung einer Findungskom-
mission verzichten, wenn sich die bisherige Amtsinhaberin oder der 
bisherige Amtsinhaber für eine Wiederwahl zur Verfügung stellt. Er 
holt dazu die Stellungnahme der Erweiterten Universitätsleitung ein. 
Bei der Wiederwahl der Direktorin oder des Direktors Universitäre 
Medizin ist zusätzlich eine Stellungnahme der Vertragsspitäler UMZH 
einzuholen.

4 Die Findungskommission erarbeitet eine Liste mit einer oder meh-
reren Kandidaturen. Bei mehreren Kandidierenden kann die Findungs-
kommission eine Rangierung vornehmen.

4bis Die Nominationsliste unterliegt der Genehmigung durch den Uni-
versitätsrat. Der Universitätsrat kann einzelne Kandidatinnen oder Kan-
didaten streichen, die Rangierung der Kandidaturen ändern oder die 
Findungskommission auffordern, weitere Kandidaturen zu prüfen.

5 Der Senat stellt auf der Grundlage der Nominationsliste und der 
persönlichen Vorstellung der Kandidierenden bei Fakultäten und Stän-
den zuhanden des Universitätsrates Antrag auf Wahl. Er kann den Uni-
versitätsrat auffordern, weitere Kandidaturen zu prüfen.

6 Die Amtsdauer der Rektorin oder des Rektors, der Prorektorinnen
und Prorektoren sowie der Direktorin oder des Direktors Universitäre 
Medizin beträgt vier Jahre. Wiederwahl ist zulässig.

7 Im Fall des Rücktritts oder der Entlassung vor Ablauf der Amts-
zeit und im Fall der dauernden Verhinderung eines Mitglieds der Uni-
versitätsleitung an der Amtsführung erfolgt für den Rest der Amts-
dauer eine Ersatzwahl. 

8 Erfolgt der Rücktritt oder die Entlassung der Rektorin oder des 
Rektors im Verlaufe des letzten Jahres der Amtsdauer, kann der Uni-
versitätsrat die bereits gewählte Nachfolgerin oder den bereits gewähl-
ten Nachfolger oder eine Prorektorin oder einen Prorektor mit der 
interimistischen Geschäftsführung betrauen. 

Ernennung der 
Verwaltungs-
direktorinnen 
und -direktoren27

§ 54 a.    1 Der Universitätsrat leitet das Verfahren zur Ernennung 
der Verwaltungsdirektorinnen und -direktoren. Er setzt die Findungs-
kommission gemäss § 54 Abs. 2–2quater ein.27

2 Die Findungskommission erarbeitet eine Nominationsliste mit
einer oder mehreren Kandidaturen.

3 Es findet eine Anhörung der Kandidatinnen und Kandidaten durch
die Erweiterte Universitätsleitung statt.

4 Die Universitätsleitung ernennt auf der Grundlage der Nomina-
tionsliste und der Anhörung die Verwaltungsdirektorinnen und -direk-
toren.27
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5 Die Ernennung unterliegt der Genehmigung durch den Universi-
tätsrat.

Freistellung § 55.27    Während ihrer Amtsdauer werden die Prorektorinnen und
Prorektoren sowie die Direktorin oder der Direktor Universitäre Medi-
zin in angemessenem Rahmen von den Verpflichtungen in Forschung, 
Lehre und Dienstleistung freigestellt.

Aufgaben § 56.27    1 Der Universitätsleitung obliegt die Vorbereitung und An-
tragstellung an den Universitätsrat insbesondere in folgenden Berei-
chen:
1. Festsetzung des Budgets der Universität, konsolidiert aus den Bud-

gets der Fakultäten, der Universitätsleitung und der Universitäts-
verwaltung,

2. Erlass der Rahmeninstitutsordnung,
3. Schaffung, Umwandlung und Aufhebung von Instituten und weite-

ren Organisationseinheiten der Fakultäten,
4. Schaffung, Umwandlung und Aufhebung von Lehrstühlen,
5. Ernennung, Beförderung und Entlassung von Professorinnen und 

Professoren,
6. Festlegung der Studiengebühren im Einvernehmen mit der Erwei-

terten Universitätsleitung.
2 Der Universitätsleitung obliegt die Vorbereitung und Antragstel-

lung betreffend Entwicklungs- und Finanzplan zuhanden der Erwei-
terten Universitätsleitung.

3 Der Universitätsleitung obliegen in abschliessender Kompetenz
insbesondere folgende Aufgaben:
1. Koordination von Forschung, Lehre und Dienstleistungen,
2. Beschlussfassung über die Organisation, soweit die Universitäts-

gesetzgebung keine anderen Zuständigkeiten vorsieht,
3. Aufsicht über die Fakultäten,
4. Aufsicht über die Universitätsverwaltung,
4bis. Zuweisung von Finanzen, Räumen und sonstigen Infrastrukturein-

richtungen an die Fakultäten und weiteren Organisationseinheiten,
5. Zuweisung von Ressourcen aus gesamtuniversitären Pools,
6. Durchführung der Berufungsverhandlungen gemeinsam mit der 

Dekanin oder dem Dekan der zuständigen Fakultät,
6bis. Ernennung und Entlassung von Assistenzprofessorinnen und -pro-

fessoren ohne Tenure Track sowie Verlängerung dieser Assistenz-
professuren, 

7. Genehmigung der Umbenennung von Instituten,
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7bis. Erlass der Institutsordnungen,
8. Verabschiedung des Vorlesungsverzeichnisses,
9. Durchführung von Verhandlungen im Namen der Gesamtuniver-

sität,
10. Genehmigung von Verträgen von Angehörigen und unterstellten 

Organen der Universität mit Dritten,
11. Berichterstattung an den Universitätsrat.

4 Die Universitätsleitung ist für alle universitären Angelegenheiten 
zuständig, die keinem anderen Organ übertragen sind.

Organisation§ 57.    1 Die Universitätsleitung erlässt ein Organisationsreglement3.
Dieses regelt insbesondere die Führungs- und Bereichsverantwortung 
ihrer Mitglieder sowie die Aufgaben und die Organisation der Stäbe und
Abteilungen auf gesamtuniversitärer Ebene.27

2 Sie kann Kommissionen einsetzen.

D. Erweiterte Universitätsleitung27

Zusammen-
setzung

§ 58.27    1 Die Erweiterte Universitätsleitung setzt sich zusammen 
aus der Universitätsleitung, aus den Dekaninnen und Dekanen der 
Fakultäten sowie aus je zwei Delegierten der Stände. 

2 Die Präsidentin oder der Präsident der Gleichstellungskommission
sowie die Generalsekretärin oder der Generalsekretär nehmen an den 
Sitzungen der Erweiterten Universitätsleitung mit beratender Stimme 
teil.

3 Die Erweiterte Universitätsleitung kann weitere Personen als stän-
dige Gäste mit beratender Stimme zu ihren Sitzungen einladen.

Aufgaben§ 59.27    1 Der Erweiterten Universitätsleitung obliegt die Vorberei-
tung und Antragstellung an den Universitätsrat insbesondere in folgen-
den Bereichen:
1. Verabschiedung des Entwicklungs- und Finanzplans, mit Ausnahme 

des Jahresbudgets, 
1bis. Genehmigung des Leitbilds der Universität, 
2. Erlass der Universitätsordnung,
3. Erlass der Rahmenverordnungen über die Habilitation10 und über

die Titularprofessur11, der Rahmeninstitutsverordnung, der Rah-
menverordnung über die Weiterbildung sowie weiterer Verordnun-
gen im gesamtuniversitären Bereich,

4. Erlass der Rahmenverordnungen für das Studium und der Promo-
tionsverordnungen der Fakultäten.
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2 Der Erweiterten Universitätsleitung obliegen in abschliessender
Kompetenz insbesondere die folgenden Aufgaben:35

1. . . .28

2. Erlass des Reglements für die Wahl der Delegierten der Stände des
wissenschaftlichen Nachwuchses, der fortgeschrittenen Forschen-
den und Lehrenden sowie des administrativen und technischen Per-
sonals in die Organe und weitere Gremien der Universität Zürich,

3. Genehmigung der Organisationsreglemente der Fakultäten,
4. Genehmigung der Studienordnungen und der Habilitationsordnun-

gen sowie der Verordnungen über die Titularprofessur11 und über 
die Weiterbildungsstudiengänge der Fakultäten,

5.23 Erteilung und Entzug der Venia Legendi sowie Verleihung, Ver-
längerung und Entzug der Titularprofessur und weiterer vom Uni-
versitätsrat bezeichneter akademischer Titel,

6. Bewilligung zur Weiterführung sowie Entzug des Professoren-
titels bei vorzeitigem Rücktritt.

7.41

Organisation § 60.    Die Erweiterte Universitätsleitung erlässt ein Organisations-
reglement.

Sitzungen § 61.    1 Die Erweiterte Universitätsleitung wird von der Rektorin 
oder vom Rektor nach Bedarf oder auf Verlangen von drei Mitgliedern 
einberufen.

2 Sie ist ausser in dringenden Fällen nur beschlussfähig, wenn min-
destens die Hälfte der stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist.23

3 Die Mitglieder sind zur Stimmabgabe verpflichtet. Bei Stimmen-
gleichheit gibt die Rektorin oder der Rektor den Stichentscheid.

4 Die Erweiterte Universitätsleitung kann bestimmte Geschäfte
der Schweigepflicht unterstellen.

Durchführungs-
vorbehalt

§ 61 a.31    Für die Durchführung der Sitzungen der Erweiterten Uni-
versitätsleitung auf schriftlichem Weg oder in elektronischer Form gilt
§ 82 b.

E. Universitätsanwältin oder Universitätsanwalt27

Aufgaben § 62.27    Die Aufgaben der Universitätsanwältin oder des Universi-
tätsanwalts richten sich nach der Disziplinarverordnung13.
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F. Kommissionen23

Ständige 
Kommissionen40 

§ 62 a.27    1 Die Universitätsleitung und die Erweiterte Universitäts-
leitung verfügen je über ständige Kommissionen. Die Kommissionen 
sind gegenüber dem jeweiligen Gremium rechenschaftspflichtig. Das 
Generalsekretariat publiziert die ständigen Kommissionen der Uni-
versitätsleitung und der Erweiterten Universitätsleitung. 

2 In den Kommissionen sind im Grundsatz alle Fakultäten und
Stände vertreten. 

3 Vertreterinnen und Vertreter der Stände sind gegenüber ihrem
Stand rechenschaftspflichtig. Vertreterinnen und Vertreter der Fakultä-
ten sind gegenüber ihrer Dekanin oder ihrem Dekan berichterstattungs-
pflichtig.

4 . . .41

§ 63.41

b. Einsetzung§ 65.40    1 Die Universitätsleitung und die Erweiterte Universitäts-
leitung setzen die ständigen Kommissionen ein. Sie können diesen Auf-
gaben delegieren.

2 Sie erlassen für die einzelnen Kommissionen jeweils eine Geschäfts-
ordnung.

3 Die Erweiterte Universitätsleitung setzt eine Gleichstellungskom-
mission ein. Diese unterstützt die Universitäts-, Fakultäts- und Instituts-
organe in ihren Bestrebungen zur Verwirklichung der Gleichstellung.

§§ 65 a–69.41

Personal-
kommission

§ 70.27    Wahl, Zusammensetzung und Aufgaben der Personalkom-
mission werden in der Personalverordnung der Universität Zürich8 gere-
gelt.

Disziplinar-
kommission

§ 71.24, 39    Wahl, Zusammensetzung und Aufgaben der Disziplinar-
kommission werden in der Disziplinarverordnung13 geregelt.

G. Universitätsverwaltung27

§ 72.24

Allgemeines40§ 73.    1 Die Universitätsverwaltung erbringt im Auftrag der Uni-
versitätsleitung zentrale Dienstleistungen für die Gesamtuniversität 
sowie für die Fakultäten und Institute.

a. Allgemeines
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2 Sie stellt den Führungsinstanzen der Universität die Informatio-
nen, Instrumente und Dienstleistungen, die für die Führung und Ent-
wicklung der Universität erforderlich sind, stufengerecht zur Verfügung.

3 Sie stellt das Instrumentarium für die Bewirtschaftung der Ressour-
cen zur Verfügung. Zu den wichtigsten Bereichen gehören das Rech-
nungswesen, das Personalwesen, die Informatik, die Entwicklungs- und
Finanzplanung sowie die Planung, Erstellung und Bewirtschaftung der 
räumlichen Infrastruktur.27

Universitäts-
bibliothek

§ 73 a.39    1 Die Universitätsbibliothek gewährleistet gemeinsam mit
der Zentralbibliothek Zürich die bibliothekarische Versorgung der Uni-
versität.

2 Sie kann sich Bibliotheksverbünden anschliessen und in diesem
Rahmen Daten, die sich auf ihre Benutzerinnen und Benutzer beziehen,
anderen Bibliotheken bekannt geben oder gemeinsam mit anderen
Bibliotheken in einer zentralen Benutzerdatenbank des Bibliotheks-
verbunds bearbeiten.

3 Die Universitätsleitung regelt die Einzelheiten in einem Benut-
zungsreglement.

H. Evaluationsstelle39

Evaluations-
stelle

§ 73 b.27, 42    1 Die Evaluationsstelle unterstützt die Universitätsorgane
bei der Sicherung der Qualität der Aufgabenerfüllung durch regelmäs-
sige Evaluationen von Forschung, Lehre und Dienstleistungen, der Nach-
wuchsförderung sowie der Leitungs- und Verwaltungstätigkeit. Die
Evaluationsresultate sind bei der Entscheidungsfindung zu berücksich-
tigen.

2 Die Leitung der Evaluationsstelle obliegt einer oder mehreren wis-
senschaftlich qualifizierten Personen.

3 Zusammensetzung und Aufgaben der Evaluationsstelle richten sich
nach dem Evaluationsreglement der Universität Zürich6.

3. Abschnitt: Organisation und Aufgaben der Fakultäten und Institute

A. Fakultäten

Fakultäts-
versammlung

§ 74.27    1 Die Fakultätsversammlung setzt sich aus der Professoren-
schaft zusammen.
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2 Dazu kommt eine Anzahl von Delegierten jedes Standes, die 5% 
der Anzahl der Professorinnen und Professoren entspricht, mindes-
tens aber je zwei Delegierte.

3 Bei Abstimmungen in der Fakultätsversammlung über Prüfungs-
leistungen steht den Privatdozentinnen und -dozenten sowie den Titu-
larprofessorinnen und -professoren das Stimmrecht zu.

Dekanin  
oder Dekan

§ 75.27    1 Die Dekanin oder der Dekan wird durch die Fakultäts-
versammlung auf eine Amtsdauer von vier Jahren gewählt. Wiederwahl
ist zulässig.

2 Der Dekanin oder dem Dekan obliegen die Leitung der Fakultät 
und die Aufsicht über die Institute. Sie oder er verfügt über ein ent-
sprechendes Weisungsrecht.

3 Ihr oder ihm obliegen insbesondere:
1. Vertretung der Interessen der Fakultät in der Erweiterten Univer-

sitätsleitung sowie gegenüber der Universitätsleitung,
2. Mitwirkung bei Berufungsverhandlungen,
3. Verantwortung für das Budget der Fakultät,
4. Zuteilung der fakultären Räume und der sonstigen fakultären Infra-

struktur,
5. Führungsverantwortung gegenüber Professorinnen und Professoren

im Rahmen der universitären Vorgaben, 
6. Entwicklung und Umsetzung der fakultären Strategie.
7. Leitung der Fakultätsversammlung sowie des allfälligen Fakultäts-

ausschusses und des Fakultätsvorstands.
4 Für die Medizinische Fakultät übernimmt die Direktorin oder der 

Direktor Universitäre Medizin die Aufgaben gemäss Abs. 2 und 3. Vor-
behalten bleiben die Sonderregelungen gemäss §§ 80 b–80 f.

5 Die Universitätsleitung regelt die Führungsverantwortung der De-
kaninnen und Dekane gegenüber den Professorinnen und Professoren.
Sie bestimmt namentlich deren Zuständigkeit und Aufgaben auf Stufe 
Professur im Rahmen der fakultären Strategie- und Qualitätsentwick-
lung. Diese Regelung unterliegt der Genehmigung durch den Univer-
sitätsrat.

Vorbereitung 
der Wahl der 
Dekanin oder 
des Dekans

§ 75 a.26    1 Für die Vorbereitung der Wahl setzt die Fakultät eine 
Findungskommission ein. Diese besteht aus mindestens zwei Vertre-
terinnen oder Vertretern der Professorenschaft, die von der Fakultäts-
versammlung gewählt werden, mindestens einer Vertretung der Stände
sowie einem Mitglied der Universitätsleitung. Den Vorsitz führt das 
Mitglied der Universitätsleitung.
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2 Bei einer Wiederwahl kann die Fakultät im Einvernehmen mit der
Universitätsleitung auf die Einsetzung einer Findungskommission ver-
zichten.

Weitere  
Fakultätsorgane

§ 76.    1 Die Fakultäten können einen Fakultätsvorstand und einen 
Fakultätsausschuss einrichten und ihnen einzelne Befugnisse über-
tragen.

1bis Mindestens ein Mitglied des Fakultätsvorstands ist zuständig für
die Belange von Lehre und Studium. Die Fakultäten können Programm-
direktionen einrichten.34

2 Im Fakultätsausschuss ist die Vertretung der Stände zu gewähr-
leisten.

3 Die Organisationsreglemente der Fakultäten regeln die Einzelhei-
ten.27

Freistellung  
und weitere 
Rahmen-
bedingungen

§ 77.27    1 Während ihrer Amtsdauer werden die Dekanin oder der 
Dekan und allenfalls Angehörige von weiteren Fakultätsorganen in an-
gemessenem Rahmen von Verpflichtungen in Forschung, Lehre und
Dienstleistung freigestellt.

2 Die Universitätsleitung regelt in Absprache mit der Dekanin oder 
dem Dekan die jeweiligen Rahmenbedingungen zur Aufrechterhaltung
ihres bzw. seines Forschungs- und Lehrbetriebs an der Universität.

Organisations-
reglement

§ 79.    1 Die Fakultäten erlassen ein Organisationsreglement, das 
der Genehmigung durch die Erweiterte Universitätsleitung unterliegt.

2 Das Organisationsreglement3 bestimmt, welche Aufgaben den Or-
ganen und weiteren Gremien der Fakultät obliegen.27

3 Im Organisationsreglement sind die Geschäfte zu bezeichnen,
welche der Schweigepflicht unterstehen.

Aufgaben § 80.27    1 Die Fakultäten sind für Forschung, Lehre und Dienstleis-
tungen zuständig. Sie sorgen insbesondere für die erforderliche Koor-
dination.

2 Sie sind zuständig für die Lehrstuhlplanung, für die Berufungs- 
und Habilitationsverfahren sowie für die Nachwuchsförderung.

3 Sie verleihen den Doktortitel aufgrund eines entsprechenden Leis-
tungsnachweises oder ehrenhalber sowie den Bachelor- und den Mas-
tergrad. Sie können nach Massgabe der entsprechenden Bestimmun-
gen weitere Titel verleihen, besondere Prüfungsausweise ausstellen und
die von ihnen verliehenen Titel und Grade entziehen bzw. aberkennen.
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4 Den Fakultäten obliegt die Vorbereitung und Antragstellung zu-
handen der Universitätsleitung insbesondere in folgenden Bereichen:
1. Fakultätsbudget, konsolidiert aus den Budgets der Institute und 

weiterer Organisationseinheiten,
2. Entwicklungs- und Finanzplanung der Fakultät,
3. Schaffung, Umwandlung und Aufhebung von Lehrstühlen,
4. Schaffung, Umwandlung und Aufhebung von Instituten und wei-

teren Organisationseinheiten,
4bis. Erlass der Institutsordnungen,
5.20 Einsetzung der Berufungs- und Beförderungskommissionen.

5 Den Fakultäten obliegt die Vorbereitung und Antragstellung zu-
handen der Erweiterten Universitätsleitung insbesondere in folgenden 
Bereichen:
1. Erlass der Rahmenverordnungen für das Studium und der Promo-

tionsverordnungen,
2. Genehmigung der Studienordnungen und Habilitationsordnung 

sowie der Verordnungen über die Titularprofessur und über Wei-
terbildungsstudiengänge,

3. Erteilung, Änderung und Entzug der Venia Legendi,
4. Ernennung zur Titularprofessorin oder zum Titularprofessor und 

zur klinischen Dozentin oder zum klinischen Dozenten sowie Ver-
längerung und Entzug der Titularprofessur, 

5. Genehmigung des Organisationsreglements der Fakultät.
6 Den Fakultäten obliegt unter Vorbehalt der Genehmigung durch 

die Universitätsleitung die Umbenennung von Instituten.
7 Den Fakultäten obliegen in abschliessender Kompetenz

1. die Bewilligung von Gastprofessuren,
2. die Anstellung von externen Lehrpersonen,
3. die Verteilung der Ressourcen auf die Institute und weitere Orga-

nisationseinheiten.
8 Den Fakultäten obliegen überdies

1. die Auswahl und die Führung des Personals für ihren Bereich,
2. die Zuweisung von Ressourcen aus den Fakultäts-Pools an die 

Institute und weiteren Organisationseinheiten,
2bis. die kontinuierliche Weiterentwicklung und Qualitätssicherung ih-

rer Studienprogramme unter Mitwirkung der jeweiligen Programm-
direktion,

3. die Vorbereitung des Vorlesungsverzeichnisses für ihren Bereich,
4. die Information nach innen und aussen über die Arbeit und Ent-

wicklung in der Fakultät.
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Berufungs- und 
Beförderungs-
kommissionen

§ 80 a.19    Die Berufungs- und Beförderungskommissionen der 
Fakultäten stellen zuhanden der Universitätsleitung Antrag auf Beru-
fung und Beförderung von Professorinnen und Professoren. 

B. Sonderregelungen für die Medizinische Fakultät25

Grundsatz § 80 b.25    Für die Medizinische Fakultät gelten die §§ 74–80 a, vor-
behältlich abweichender Regelungen in der Verordnung über die For-
schung und Lehre der Universität im Gesundheitsbereich vom 16. Ap-
ril 20037 sowie in den nachfolgenden Bestimmungen.

Direktorium § 80 c.33    1 Die Leitung der Medizinischen Fakultät obliegt dem 
Direktorium. Dieses verfügt über ein Weisungsrecht. 

2 Das Direktorium setzt sich zusammen aus der Direktorin oder
dem Direktor Universitäre Medizin, der Dekanin oder dem Dekan
und der stellvertretenden Dekanin oder dem stellvertretenden Dekan 
der Medizinischen Fakultät.

3 Die Direktorin oder der Direktor Universitäre Medizin steht dem 
Direktorium vor. Das Direktorium entscheidet im Konsens. Kann keine
Einigkeit erzielt werden, entscheidet die Direktorin oder der Direktor 
Universitäre Medizin.

4 Das Direktorium ist insbesondere zuständig für die
1. Umsetzung der Dachstrategie Universitäre Medizin,
2. Entwicklung und Umsetzung der fakultären Strategie,
3. Vorbereitung der Entwicklungs- und Finanzplanung zuhanden des 

Fakultätsvorstands, 
4. Festsetzung des Budgets der Fakultät sowie Zuweisung der Res-

sourcen an die Institute und weiteren Organisationseinheiten der 
Fakultät.

Direktorin  
oder Direktor 
Universitäre 
Medizin

§ 80 d.25    1 Der Direktorin oder dem Direktor Universitäre Medi-
zin obliegt die Koordination und operative Leitung des Netzwerks 
Universitäre Medizin Zürich nach Massgabe der Verordnung über die 
Forschung und Lehre der Universität im Gesundheitsbereich7.

2 Sie oder er ist ferner insbesondere zuständig für die33

1. Vertretung der Medizinischen Fakultät sowie der die Medizinische 
Fakultät betreffenden Geschäfte der Universitätsleitung nach aus-
sen, 

2. Koordination der Forschung und Lehre unter Berücksichtigung der
Gesundheitsversorgung mit den Partnerinstitutionen,

3. Verwaltung der finanziellen Mittel und Sicherstellung der Einhal-
tung des Budgets,
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4. Weiterleitung der Anträge zur Zusammensetzung der Berufungs-
kommissionen sowie auf Ernennung, Beförderung und Entlassung
von Professorinnen und Professoren an die Universitätsleitung.

Fakultäts-
vorstand

§ 80 e.33    1 Der Fakultätsvorstand setzt sich unter der Leitung der
Direktorin oder des Direktors Universitäre Medizin zusammen aus:
1. der Dekanin oder dem Dekan,
2. der stellvertretenden Dekanin oder dem stellvertretenden Dekan,
3. mehreren Vizedekaninnen und Vizedekanen.

2 Der Fakultätsvorstand ist insbesondere zuständig für die
1. Anträge zur Entwicklungs- und Finanzplanung,
2. Anträge betreffend Zusammensetzung der Berufungskommissio-

nen,
3. Anträge betreffend Schaffung, Umwandlung und Aufhebung von 

Lehrstühlen,
4. Zuweisung der Aufgabenbereiche an die Vizedekaninnen und Vize-

dekane.
3 Die Mitglieder des Fakultätsvorstands sind insbesondere zustän-

dig für die
1. Leitung der Fakultätsversammlung, des Fakultätsausschusses und 

fakultärer Kommissionen,
2. Führungsverantwortung gegenüber Professorinnen und Professo-

ren, 
3. Mitwirkung an Berufungsverhandlungen gemeinsam mit dem zu-

ständigen Mitglied der Universitätsleitung, 
4. Planung des Raumbedarfs und Verwaltung der fakultären Infra-

struktur, 
5. Aufsicht über die Institute,
6. Anträge auf Erlass der Institutsordnungen,
7. Förderung von Lehre und Forschung,
8. Forschungsplanung,
9. Förderung des akademischen Nachwuchses und der Chancengleich-

heit,
10. akademische Berichterstattung,
11. Qualitätssicherung und Evaluation.

Organisations-
reglement

§ 80 f.33    Das Organisationsreglement der Medizinischen Fakultät 
der Universität Zürich15 regelt die Einzelheiten betreffend Zuständig-
keiten und Aufgaben der fakultären Organe und Gremien sowie ihrer
Mitglieder.
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C. Institute und weitere Organisationseinheiten27

Institutsorgane § 81.    1 Der Institutsvorsteherin oder dem Institutsvorsteher ob-
liegt die Institutsleitung. Sie oder er verfügt über ein entsprechendes 
Weisungsrecht.

2 Der Mitbestimmung der Stände ist in der Institutsversammlung
angemessen Rechnung zu tragen. Die Institutsordnung regelt die Ein-
zelheiten.27

Aufgaben § 82.    1 Den Instituten obliegt die Vorbereitung und Antragstel-
lung zuhanden der Fakultät insbesondere in folgenden Bereichen:
1. Institutsbudget,
2. Entwicklungs- und Finanzplanung des Instituts,
3. Umbenennung des Instituts,
4. Schaffung, Umwandlung und Aufhebung von Lehrstühlen,
5. Schaffung, Umwandlung und Aufhebung von Instituten,
6. Bewilligung von Gastprofessuren.
7. . . .24

2 Den Instituten obliegt die Mitwirkung bei der Lehrstuhlplanung 
und bei der Vorbereitung von Berufungsverhandlungen.

3 Den Instituten obliegt überdies
1. die Auswahl und die Führung des Personals für ihren Bereich,
2. die Verteilung der zugewiesenen Ressourcen innerhalb des Instituts,
3. die Berichterstattung für ihren Bereich.

Weitere  
Organisations-
einheiten

§ 82 a.29    1 Die Fakultäten können weitere Organisationseinheiten 
bilden und ihnen Kompetenzen übertragen.

2 Es können auch fakultätsübergreifende Organisationseinheiten 
gebildet werden.

3 Für die weiteren Organisationseinheiten können analoge Organe 
wie für die Fakultäten geschaffen werden.

4. Abschnitt: Durchführung von Versammlungen und Sitzungen31

Auf schrift-
lichem Weg 
oder in elektro-
nischer Form

§ 82 b.31    1 Bei Versammlungen und Sitzungen von Organen und
Gremien der Universität, der Fakultäten und der Institute kann die 
Leitung in begründeten Fällen anordnen, dass die Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer ihre Rechte auf schriftlichem Weg oder in elektroni-
scher Form ausüben.
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2 Anwesenheitsquoren und Teilnahmepflichten gelten unter den Be-
dingungen von Abs. 1 sinngemäss.

3 Die Leitung muss die Durchführung der Versammlung oder Sit-
zung auf schriftlichem Weg oder in elektronischer Form spätestens beim
Versand der Traktanden schriftlich mitteilen oder elektronisch veröf-
fentlichen.

6. Teil: Schluss- und Übergangsbestimmungen18

Inkrafttreten§ 83.    1 Die Universitätsordnung tritt auf den 1. Januar 1999 in Kraft.
2 Auf den Zeitpunkt des Inkrafttretens wird die Universitätsord-

nung vom 11. März 1920 aufgehoben.

§ 84.24

Bisherige Privat- 
dozentinnen und 
-dozenten  
sowie bisherige 
Titularprofes-
sorinnen und  
-professoren

§ 84 a.27    1 Privatdozierende, denen die Venia Legendi vor Inkraft-
treten von § 12 a erteilt worden ist, haben bis höchstens drei Jahre nach 
Inkrafttreten dieser Bestimmung das Recht auf den Erhalt der PD-
Entschädigung, sofern sie in diesem Zeitraum für die Universität Lehr-
leistungen erbringen und sofern die Entschädigung nicht im Rahmen 
einer anderen Anstellung an der Universität geregelt ist. Es besteht wäh-
rend dieser Zeit kein Anspruch auf Durchführung von Lehrveranstal-
tungen im Rahmen von Studienprogrammen.

2 § 11 Abs. 3 gilt auch für Privatdozierende, denen die Venia Legendi 
vor Inkrafttreten dieser Bestimmung erteilt worden ist.

3 Titularprofessorinnen und -professoren, die vor dem 1. August 2017
ernannt worden sind, haben das Recht, den Titel bis 31. Juli 2023 wei-
terzuführen. Vorbehalten bleibt der Entzug des Titels aus wichtigen 
Gründen. Lehrleistungen und Entschädigung richten sich nach Abs. 1.

§ 85.32

1 OS 55, 12.
2 Vom Universitätsrat erlassen.
3 LS 415.111.1.
4 LS 415.111.2.
5 LS 415.111.7.
6 LS 415.115.

http://www.zhlex.zh.ch/Erlass.html?Open&Ordnr=415.111%2C55%2C12
http://www.zhlex.zh.ch/Erlass.html?Open&Ordnr=415.111.1
http://www.zhlex.zh.ch/Erlass.html?Open&Ordnr=415.111.2
http://www.zhlex.zh.ch/Erlass.html?Open&Ordnr=415.111.7
http://www.zhlex.zh.ch/Erlass.html?Open&Ordnr=415.115
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7 LS 415.16.
8 LS 415.21.
9 LS 415.211.

10 LS 415.23.
11 LS 415.24.
12 LS 415.31.
13 LS 415.33.
14 LS 415.34.
15 LS 415.431.
16 SR 220.
17 SR 818.101.24.
18 Fassung gemäss URB vom 7. Juli 2003 (OS 58, 187). In Kraft seit 1. September 

2003.
19 Eingefügt durch URB vom 27. Juni 2005 (OS 60, 448). In Kraft seit 1. Januar 

2006.
20 Fassung gemäss URB vom 27. Juni 2005 (OS 60, 448). In Kraft seit 1. Januar 

2006.
21 Fassung gemäss URB vom 29. Juni 2015 (OS 70, 307; ABl 2015-07-24). In 

Kraft seit 1. Oktober 2015.
22 Eingefügt durch URB vom 30. Januar 2017 (OS 72, 339; ABl 2017-03-03). In 

Kraft seit 1. August 2017.
23 Fassung gemäss URB vom 30. Januar 2017 (OS 72, 339; ABl 2017-03-03). In 

Kraft seit 1. August 2017.
24 Aufgehoben durch URB vom 30. Januar 2017 (OS 72, 339; ABl 2017-03-03). 

In Kraft seit 1. August 2017.
25 Eingefügt durch URB vom 30. Januar 2017 (OS 72, 339; ABl 2017-03-03). In 

Kraft seit 1. August 2018.
26 Eingefügt durch URB vom 16. Dezember 2019 (OS 75, 131; ABl 2020-01-31).

In Kraft seit 1. April 2020.
27 Fassung gemäss URB vom 16. Dezember 2019 (OS 75, 131; ABl 2020-01-31).

In Kraft seit 1. April 2020.
28 Aufgehoben durch URB vom 16. Dezember 2019 (OS 75, 131; ABl 2020-01-

31). In Kraft seit 1. April 2020.
29 Nummerierung gemäss URB vom 16. Dezember 2019 (OS 75, 131; ABl 2020-

01-31). In Kraft seit 1. April 2020.
30 Eingefügt durch URB vom 16. April 2020 (OS 75, 247; ABl 2020-04-24). In Kraft 

seit 4. Mai 2020.
31 Eingefügt durch URB vom 7. Dezember 2020 (OS 76, 40; ABl 2020-12-18). In 

Kraft seit 1. März 2021.
32 Aufgehoben durch URB vom 7. Dezember 2020 (OS 76, 40; ABl 2020-12-18).

In Kraft seit 1. März 2021.
33 Fassung gemäss URB vom 31. Mai 2021 (OS 76, 237; ABl 2021-06-04). In Kraft

seit 1. August 2021.

http://www.zhlex.zh.ch/Erlass.html?Open&Ordnr=415.16
http://www.zhlex.zh.ch/Erlass.html?Open&Ordnr=415.21
http://www.zhlex.zh.ch/Erlass.html?Open&Ordnr=415.211
http://www.zhlex.zh.ch/Erlass.html?Open&Ordnr=415.23
http://www.zhlex.zh.ch/Erlass.html?Open&Ordnr=415.24
http://www.zhlex.zh.ch/Erlass.html?Open&Ordnr=415.31
http://www.zhlex.zh.ch/Erlass.html?Open&Ordnr=415.33
http://www.zhlex.zh.ch/Erlass.html?Open&Ordnr=415.34
http://www.zhlex.zh.ch/Erlass.html?Open&Ordnr=415.431
http://www.admin.ch/ch/d/sr/c220.html
http://www.zhlex.zh.ch/Erlass.html?Open&Ordnr=415.111%2C58%2C187
http://www.zhlex.zh.ch/Erlass.html?Open&Ordnr=415.111%2C60%2C448
http://www.zhlex.zh.ch/Erlass.html?Open&Ordnr=415.111%2C60%2C448
http://www.zhlex.zh.ch/Erlass.html?Open&Ordnr=415.111%2C70%2C307
https://www.amtsblatt.zh.ch/shabforms/servlet/Search?EID=7&DOCID=120593
http://www.zhlex.zh.ch/Erlass.html?Open&Ordnr=415.111%2C72%2C339
https://www.amtsblatt.zh.ch/shabforms/servlet/Search?EID=7&DOCID=187167
http://www.zhlex.zh.ch/Erlass.html?Open&Ordnr=415.111%2C72%2C339
https://www.amtsblatt.zh.ch/shabforms/servlet/Search?EID=7&DOCID=187167
http://www.zhlex.zh.ch/Erlass.html?Open&Ordnr=415.111%2C72%2C339
https://www.amtsblatt.zh.ch/shabforms/servlet/Search?EID=7&DOCID=187167
http://www.zhlex.zh.ch/Erlass.html?Open&Ordnr=415.111%2C72%2C339
https://www.amtsblatt.zh.ch/shabforms/servlet/Search?EID=7&DOCID=187167
http://www.zhlex.zh.ch/Erlass.html?Open&Ordnr=415.111%2C75%2C131
https://amtsblatt.zh.ch/#!/search/publications/detail/ca677509-3c16-4f6d-a58e-a4c503bee374
http://www.zhlex.zh.ch/Erlass.html?Open&Ordnr=415.111%2C75%2C131
https://amtsblatt.zh.ch/#!/search/publications/detail/ca677509-3c16-4f6d-a58e-a4c503bee374
http://www.zhlex.zh.ch/Erlass.html?Open&Ordnr=415.111%2C75%2C131
https://amtsblatt.zh.ch/#!/search/publications/detail/ca677509-3c16-4f6d-a58e-a4c503bee374
https://amtsblatt.zh.ch/#!/search/publications/detail/ca677509-3c16-4f6d-a58e-a4c503bee374
http://www.zhlex.zh.ch/Erlass.html?Open&Ordnr=415.111%2C76%2C237
http://www.zhlex.zh.ch/Erlass.html?Open&Ordnr=415.111%2C75%2C131
https://amtsblatt.zh.ch/#!/search/publications/detail/ca677509-3c16-4f6d-a58e-a4c503bee374
https://amtsblatt.zh.ch/#!/search/publications/detail/ca677509-3c16-4f6d-a58e-a4c503bee374
http://www.zhlex.zh.ch/Erlass.html?Open&Ordnr=415.111%2C75%2C247
https://amtsblatt.zh.ch/#!/search/publications/detail/15517564-a6b4-43af-b186-c1004780512f
https://amtsblatt.zh.ch/#!/search/publications/detail/1a1dd6d4-93fd-4484-b524-eb50b33d1909
https://amtsblatt.zh.ch/#!/search/publications/detail/1a1dd6d4-93fd-4484-b524-eb50b33d1909
http://www.admin.ch/ch/d/sr/c818_101_24.html
http://www.zhlex.zh.ch/Erlass.html?Open&Ordnr=415.111%2C76%2C40
http://www.zhlex.zh.ch/Erlass.html?Open&Ordnr=415.111%2C76%2C40
https://amtsblatt.zh.ch/#!/search/publications/detail/27900b7c-92cc-4b3e-ac69-eba654a8f307
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34 Eingefügt durch URB vom 15. Juli 2021 (OS 76, 307; ABl 2021-07-23). In Kraft 
seit 1. Oktober 2021.

35 Fassung gemäss URB vom 15. Juli 2021 (OS 76, 307; ABl 2021-07-23). In Kraft 
seit 1. Oktober 2021.

36 Aufgehoben durch URB vom 15. Juli 2021 (OS 76, 307; ABl 2021-07-23). In
Kraft seit 1. Oktober 2021.

37 Nummerierung gemäss URB vom 15. Juli 2021 (OS 76, 307; ABl 2021-07-23). 
In Kraft seit 1. Oktober 2021.

38 Fassung gemäss URB vom 8. Mai 2023 (OS 78, 264; ABl 2023-05-19). In Kraft
seit 1. Januar 2024.

39 Eingefügt durch URB vom 25. März 2024 (OS 79, 201; ABl 2023-04-05). In 
Kraft seit 1. August 2024.

40 Fassung gemäss URB vom 25. März 2024 (OS 79, 201; ABl 2023-04-05). In 
Kraft seit 1. August 2024.

41 Aufgehoben durch URB vom 25. März 2024 (OS 79, 201; ABl 2023-04-05). In
Kraft seit 1. August 2024.

42 Nummerierung gemäss URB vom 25. März 2024 (OS 79, 201; ABl 2023-04-05).
In Kraft seit 1. August 2024.

43 Eingefügt durch URB vom 25. März 2024 (OS 79, 255; ABl 2024-04-05). In
Kraft seit 1. Januar 2025.

44 Fassung gemäss URB vom 25. März 2024 (OS 79, 255; ABl 2024-04-05). In 
Kraft seit 1. Januar 2025.

https://amtsblatt.zh.ch/#!/search/publications/detail/9d7f218b-7ea2-4e6a-a30f-3945ac05da88
https://amtsblatt.zh.ch/#!/search/publications/detail/9d7f218b-7ea2-4e6a-a30f-3945ac05da88
https://amtsblatt.zh.ch/#!/search/publications/detail/9d7f218b-7ea2-4e6a-a30f-3945ac05da88
https://amtsblatt.zh.ch/#!/search/publications/detail/9d7f218b-7ea2-4e6a-a30f-3945ac05da88
http://www.zhlex.zh.ch/Erlass.html?Open&Ordnr=415.111%2C78%2C264
http://www.zhlex.zh.ch/Erlass.html?Open&Ordnr=415.111%2C76%2C307
http://www.zhlex.zh.ch/Erlass.html?Open&Ordnr=415.111%2C76%2C307
http://www.zhlex.zh.ch/Erlass.html?Open&Ordnr=415.111%2C76%2C307
http://www.zhlex.zh.ch/Erlass.html?Open&Ordnr=415.111%2C76%2C307
https://amtsblatt.zh.ch/#!/search/publications/detail/4194a9e7-0506-4982-9047-dc394ed14c84
https://amtsblatt.zh.ch/#!/search/publications/detail/e2da89ff-1bbb-46ee-8264-9e47db397d0c
https://amtsblatt.zh.ch/#!/search/publications/detail/e2da89ff-1bbb-46ee-8264-9e47db397d0c
https://amtsblatt.zh.ch/#!/search/publications/detail/e2da89ff-1bbb-46ee-8264-9e47db397d0c
http://www.zhlex.zh.ch/Erlass.html?Open&Ordnr=415.111%2C79%2C201
https://amtsblatt.zh.ch/#!/search/publications/detail/e2da89ff-1bbb-46ee-8264-9e47db397d0c
http://www.zhlex.zh.ch/Erlass.html?Open&Ordnr=415.111%2C79%2C201
http://www.zhlex.zh.ch/Erlass.html?Open&Ordnr=415.111%2C79%2C201
http://www.zhlex.zh.ch/Erlass.html?Open&Ordnr=415.111%2C79%2C201
http://www.zhlex.zh.ch/Erlass.html?Open&Ordnr=415.111%2C79%2C255
https://amtsblatt.zh.ch/#!/search/publications/detail/606168a7-9792-4cca-b0a4-a43b0bab3087
http://www.zhlex.zh.ch/Erlass.html?Open&Ordnr=415.111%2C79%2C255
https://amtsblatt.zh.ch/#!/search/publications/detail/606168a7-9792-4cca-b0a4-a43b0bab3087
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